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PROGRAMM

PROGRAMM

Freitag, 26. November 2010:

16.30 Uhr Begriifung im Landeshaus
anschl. Kennenlernrunde
17.30 Uhr Zuordnung der eingereichten Antrdge zu

Arbeitsgruppen

19.00 Uhr Politisches Planspiel mit der Kommunikations-
trainerin Hannah Heinz und Mitgliedern des
Debattierclubs ,,DAS POLITIKUM®

Sonnabend, 27. November 2010:

9.15 Uhr Begriifung durch Landtagsprdsident
Torsten Geerdts

anschl. Arbeit in Arbeitsgruppen
1. Schulpolitik
2. Verkehr/Infrastruktur
3. Soziales/Umwelt
4. Innen und Recht/Ehrenamt

12.30 bis Mittagspause

13.15 Uhr Marco Sauvant berichtet iiber das Deutsche
Jugendparlament 2010 in Bremen

13.45 Uhr Fortsetzung der Beratung und Formulierung
der Arbeitsgruppenergebnisse

16.30 Uhr Wahl eines neuen Prasidiums



PROGRAMM

17.00 Uhr

17.30 bis

19.00 Uhr
19.15 Uhr

anschl.

Kurzvorstellung der
Arbeitsgruppenergebnisse

Diskussion mit den jugendpolitischen
Sprecher/innen der Landtagsfraktionen

Bekanntgabe des Wahlergebnisses
Abendessen

Freizeitangebot: Klonen und Spielen in der
Jugendherberge

Sonntag, 28. November 2010:

9.30 Uhr

anschl.
12.30 bis
13.30 Uhr

ca. 17.30 Uhr

JUGEND IM LANDTAG 2010

Eroffnung ,Jugend im Landtag“ 2010

im Plenarsaal des Landeshauses,
Vorstellung der Arbeitsgruppenergebnisse
Plenardiskussion

Mittagspause

Fortsetzung der Debatte

Ende der Veranstaltung



GESCHAFTSORDNUNG

GESCHAFTSORDNUNG

1.  Wadhrend der Veranstaltung — aber vor Eintritt in Tagungs-
die Plenardebatte — wihlen die durch den Prisi- présidium
denten des Landtages eingeladenen Jugendlichen
aus ihrem Kreis ein Prdsidium (eine Prdsidentin/
einen Prdsidenten sowie 2 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer als Stellvertreter).

Die Wahl des Tagungsprdsidiums wird durch das
Prasidium der Vorjahresveranstaltung geleitet.
Eine einmalige Wiederkandidatur ist moglich.

Ein Mitglied des Prdasidiums leitet die Aussprache
in der Plenardebatte. Ein weiteres Mitglied fiihrt
die Rednerliste.

Das Prdsidium wird zu den Gesprachsrunden des
Landtagsprasidenten, die zwischen dieser Veran-
staltung und der folgenden stattfinden, eingela-
den.

2. Jugendim Landtag bildet zu Beginn der Veranstal- Beratung
tung Arbeitsgruppen, die sich mit den von den in Arbeits-
Teilnehmerinnen und Teilnehmern eingereichten gruppen und
Antrdgen befassen. Die Arbeitsgruppen haben die Plenum
Aufgabe, die vorliegenden Antrdge zu diskutieren,
ggf. Anderungsvorschldge zu formulieren und zu
den Antrdgen Beschlussempfehlungen abzuge-
ben. Dabei steht es den Arbeitsgruppen frei, sich
mit einzelnen Antrdgen nicht zu befassen und/
oder neue Antrdage zu erarbeiten.

Diein den Arbeitsgruppen erarbeiteten Beschluss-
vorlagen dienen dem Plenum als Diskussions-
grundlage fiir seine zu fassenden Beschliisse.

Jede Arbeitsgruppe wahlt zu Beginn eine(n)
Vorsitzende(n). AuRerdem kann ein Mitglied der
Arbeitsgruppe fiir die Berichterstattung im Ple-
num gewahlt werden.



GESCHAFTSORDNUNG

Mitglieder sowie Gaste der Versammlung, Abgeord-
nete und Reprdsentanten des Altenparlamentes
konnen im Plenum und in den Arbeitsgruppen
sprechen, wenn ihnen die Prasidentin/der Prési-
dent bzw. die/der Vorsitzende das Wort erteilt.

Ein einzelner Redebeitrag soll nicht langer als drei
Minuten dauern. Die Versammlung kann jedoch
mit Mehrheit eine Verkiirzung oder Verlangerung
der Redezeit beschlieen.

3. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind gebe- Antrige
ten, Antrige (max. drei pro Person) fiir die Bera-  Zur Beratung
tung in den Arbeitsgruppen an die Landtagsver- in ‘.’e“
waltung zu senden (siehe Antragsschluss in der Arbeits-

gruppen

Einladung). Die fristgerecht eingereichten Antriage
werden allen Beteiligten dann einige Tage vor der
Veranstaltung zur Vorbereitung auf die Diskussion
zugeschickt.

4. (Anderungs-)Antrige zu den Beschlussvorlagen  (Anderungs-)
der Arbeitsgruppen konnen — ausschlieBlich in Antrage
druckfertiger Form — am Vorabend der Debatte
beim Prasidium eingereicht werden.

Anderungsantrége, die sich aus der laufenden De-
batte heraus ergeben, sind — zumindest in hand-
schriftlicher Form — dem Prdsidium vorzulegen.
Das Nachreichen von Antrdagen zu einem vom Ple-
num durch Abstimmung bereits abgeschlossenem
Thema ist nicht zuldssig.

Liegen zu einer Sache mehrere Antrdge vor, so ist
iber den weitestgehenden Antrag zuerst abzustim-
men. Anderungsantrédge sind vor dem Hauptantrag
abzustimmen. Uber den gednderten Antrag ist zum
Schluss als Ganzes abzustimmen.



GESCHAFTSORDNUNG

Zur Geschéftsordnung kénnen miindlich folgende Geschifts-
Antrége gestellt werden, z. B.: ordnungs-
e Auf Unterbrechung oder Schluss der Sitzung, antrage
e auf Ubergang zur Tagesordnung,

e auf Nichtbefassung,

e auf Schluss der Debatte oder der Rednerliste,

e auf Beschrinkung oder Anderung der Redezeit.

Antrdge zur Geschéftsordnung werden durch He-
ben beider Hdnde angezeigt und sind unverziig-
lich zu behandeln. Eine Rede darf dadurch jedoch
nicht unterbrochen werden. Bei Gegenrede zum
Geschéaftsordnungsantrag ist abzustimmen.

Beschliisse werden durch die Mitglieder der Ver- Beschluss-
sammlung durch Heben der Stimmkarte mit ein- fassung
facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-

fasst.

Die Présidentin/der Prasident erklért die Beratung Schluss
fur geschlossen, wenn die vorgesehene Zeit ab- der
gelaufen, die Rednerliste beendet ist oder keine Beratung
Wortmeldungen mehrvorliegen. Das Prasidium hat

daraufzu achten, dass sich die Diskussionszeit auf

alle Beratungsgegenstande angemessen verteilt.

Die vom Plenum gefassten Beschliisse werden an Beschliisse
die Fraktionen des Landtages, den zustandigen Mi-

nisterien der Landesregierung und die schleswig-
holsteinischen Bundestagsabgeordneten zur Stel-

lungnahme weitergeleitet. Des Weiteren werden

die Beschliisse den zustdandigen Fachausschiissen

des Landtages zur Kenntnis gegeben. Die Stellung-

nahmen werden den Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern der Veranstaltung unverziiglich nach Vorlage

zugeleitet.
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TAGUNGSPRASIDIUM

von links: Florian Gehm, Lennart Feix, Isgard Labs

TAGUNGSPRASIDIUM DER 24. VERANSTALTUNG
»JUGEND IM LANDTAG* 2010

Prédsident:
Lennart Feix aus Halstenbek

1. Stellvertreter:
Florian Gehm aus Kiel

2. Stellvertreterin:
Isgard Labs aus Bredstedt

11



ABGEORDNETE/GASTE

von links: Bastian Clement, Prasidium ,Jugend im Landtag“ 2009,
Christopher Vogt

von links: Bjorn Thoroe, Flemming Meyer, Serpil Midyatli

12



ABGEORDNETE/GASTE

von links: Mark-Oliver Potzahr, Rasmus Andresen

TEILNEHMENDE ABGEORDNETE
AM 27. NOVEMBER 2010

cbu

Daniel Giinther
Niclas Herbst
Mark-Oliver Potzahr

FDP

Ingrid Brand-Hiickstadt
Cornelia Conrad

Anita Klahn

Oliver Kumbartzky
Christopher Vogt

Fraktion DIE LINKE
Bjorn Thoroe

SPD

Bernd Heinemann
Dr. Henning Hoppner
Serpil Midyatli

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Rasmus Andresen
Ines Strehlau

SSw
Flemming Meyer

TEILNEHMENDE MITGLIEDER ALTENPARLAMENT
Karl-Heinz Camien, Lydia Drenckhahn-Dempewolf

13
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BEGRUSSUNGSREDE

BEGRUSSUNGSREDE

Landtagsprdsident Torsten Geerdts

Liebe Teilnehmerinnen und Teilnehmer, ich freue
mich sehr, Sie alle hier im Plenarsaal ganz herz-
lich zu ,Jugend im Landtag” begriiBen zu diirfen
—und das zu einer flir einen Samstag recht frithen
Stunde. Aber Sie haben ja auch noch ein ziemlich
strammes Tagesprogramm vor sich.

Nachdem Sie sich gestern Abend bei einem poli-
tischen Planspiel schon ein wenig mit politischen
Entscheidungsabldufen vertraut gemacht haben,
geht es heute um die Themen, die lhnen als An-
trage aus dem Kreis Ihrer Mitstreiter vorliegen.
Dabei ist ein starker Schwerpunkt der schulpo-
litischen Themen deutlich erkennbar. Das ist al-
lerdings auch nicht verwunderlich, denn fiir die
allermeisten von Ihnen nimmt die Schule einen i
grofen Raum in Ihrem Alltag ein. Und natdrlich
spiegelt sich in der Schulpolitik auch vieles wider, das uns ge-
sellschaftspolitisch anschlieBend noch weiter beschaftigt.

Denn: Einen guten Schulabschluss zu erlangen ist eine wesent-
liche Voraussetzung dafiir, dass der Einstieg in das Berufsleben
gelingt. Und das wiederum ist die Grundlage fiir eine unabhan-
gige Lebensgestaltung. Von daherist esvon enormer Bedeutung,
sehr frithzeitig darauf zu achten, dass unser Bildungssystem es
Kindern aller sozialen Schichten gleichermaBen méglich macht,
gute schulische Leistungen zu bringen.

15
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Meines Erachtens muss das Hauptziel unserer Schulpolitik sein,
die Zahl derBildungsverlierer auf ein Mindestmaf zu reduzieren.
Ich meine: Alle Kinder und Jugendlichen, die es wollen, sollen
ihre faire Chance auf einen guten Schulabschluss bekommen!

In der aktuellen bildungspolitischen Diskussion geht es mir oft-
mals zu sehr um die duB3ere Struktur der Schulorganisation. Mir
kommt dabei die Debatte um die Inhalte schulischer Wissensver-
mittlung etwas zu kurz. Tatsache ist doch: Gleichgiiltig, welcher
Name vorne am Schultor steht — sei es nun Regional- oder Ge-
meinschaftsschule, Grundschule, Forderzentrum oder Gymnasi-
um: Alle diese Schulen mit ihren Lehrkrdften haben die Aufgabe,
ihre Schiilerinnen und Schiiler fit zu machen fiir Ausbildung, Be-
ruf oder Studium.

Insofern brauchen die Schulen und das Lehrpersonal auch még-
lichst viel Freiheit, um ihren Bildungsauftrag kompetent und ver-
antwortungsvoll zu erfiillen. Dann bin ich sicher, dass wir die
notwendige Schulvielfalt bekommen, die das Wohl und die Zu-
kunft der Schiilerinnen und Schiiler als oberste Prioritat im Blick
hat. Denn um nichts anderes geht es bei der Institution Schule
doch letztlich.

Ich denke, wir sind dabei trotz mancher kleinteiliger parteipoli-
tischen Streitereien insgesamt auf einem guten Weg, wenn wir
das Schulsystem integrativer gestalten und mehr Ganztagsschu-
len anbieten. Auf diese Weise kann es gelingen, auch Kindern
aus den sogenannten bildungsfernen Schichten ein gutes Lern-
umfeld zu geben. Und das ist dann ein grundlegender Beitrag zur
Starkung des sozialen Friedens in unserer Gesellschaft.

Aber die Schule ist beileibe nicht der einzige Ort, an dem sich
junge Menschen — wie ihr es seid — engagieren. Das ist an den
vorliegenden Antragen gut erkennbar. Sie befassen sich auch mit
der Situation im Bereich Feuerwehr und Katastrophenschutz, mit
der Gesundheitspolitik und vielem mehr. Damit strafen Sie all
jene Liigen, die der vielzitierten ,,Jugend von heute“ nachsagen,
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sich vorallem in den virtuellen sozialen Netzwerken zu bewegen
und der Realitdt wenig Beachtung zu schenken.

Unser Bild von der Jugend ist meines Erachtens viel zu stark
von einer Medienberichterstattung geprdgt, die mit Skan-
dalgeschichten Quote macht. Das hat aber mehr mit den wirt-
schaftlichen Interessen der Medienunternehmer als mit der
gesellschaftlichen Realitdt zu tun. Vor allem aber darf diese Be-
richterstattung nicht zu einer sich selbst erfiillenden Prophezei-
ung werden — etwa nach dem Motto: Ist der Ruf erst ruiniert, lebt
es sich ganz ungeniert! Nein, dazu sind national und insbeson-
dere auch global betrachtet zu viele ernsthafte Aufgaben zu er-
ledigen.

Und dafiir brauchen wir vor allem auch Sie, die Politikerinnen
und Politiker der ndchsten Generation. Gerade in Schleswig-Hol-
stein haben Schiilerinnen und Schiiler nicht zuletzt mit der in-
zwischen bundesweit laufenden Aktion ,,Schiiler helfen leben*
bewiesen, dass sie iber den Tellerrand ihrer persénlichen Le-
benswelt hinaus schauen. Die Aktion hat daher in diesem Jahr
den Landes-Biirgerpreis bekommen, um dieses groflartige eh-
renamtliche Engagement zu wiirdigen.

Auch in anderen sozialen Feldern, in den Kirchen, der Feuer-
wehr, im Katastrophenschutz und in Sozialverbdanden engagie-
ren sich junge Menschen in Schleswig-Holstein. Sie folgen damit
einem Motto, das die Band ,Die Arzte“ in einem Lied so treffend
besungen hat. Dort heif’t es: ,,Es ist nicht Deine Schuld, dass
die Welt ist, wie sie ist. Es war nur Deine Schuld, wenn Sie so
bleibt.“

Das ist die zentrale Motivation fiir gesellschaftliches und poli-
tisches Handeln. Daran sollten Sie ankniipfen, wenn Sie heute
und morgen hier am zentralen Ort der Landespolitik diskutieren
und Beschliisse fassen. Und nutzen Sie dabei die Gelegenheit,
mit den hier vertretenen Abgeordneten aller Fraktionen ins Ge-
sprach zu kommen. Ich bin sicher, die Kolleginnen und Kollegen

nehmen lhre Ideen und Anregungen gerne auf, denn demokra- 17



BEGRUSSUNGSREDE

tische Politik lebt vom Dialog. Und soziale Netzwerke sind hier
etwas ganz Konkretes von Angesicht zu Angesicht — also Face-
book im echten Leben.

In diesem Sinne wiinsche ich lhnen interessante und unterhalt-
same Tage im Landeshaus!

18
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ANTRAGE

JiL 24/1
Antragstellerin: Bianca Bannert

Allgemeine Verkleinerung der Schulklassengrofle

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefRen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Klassen-
grofle auf bis zu 23-25 Schiiler zu senken.

Begriindung:

Je grofler eine Klasse ist, desto mehr wird geredet und die Be-
teiligung am Unterricht leidet darunter. Dies fiihrt zu negativem
Auffallen, schlechten Zeugnissen und zur Verschlechterung des
Arbeitsklimas.

Dazu kommt, das sich die Lehrer in den Klassen nicht mehr
durchsetzten konnen und die Schiiler machen, was sie wollen.
AufRerdem ist es kaum moglich, allen Schiilern gerecht zu wer-
den: Es wird schwieriger, die Schiiler einzuschdtzen und spater
zu bewerten.

Durch zu grof3e KlassengroBen lernt jeder einzelne Schiiler we-
niger, da er standig abgelenkt wird. Dies wirkt sich auf sein spa-
teres Leben aus, wie zum Beispiel Ausbildung und Beruf.

In manchen Fdllen entstehen in gréferen Klassen viele Pro-
bleme, sowie Mobbing oder dhnliches. Durch Verkleinerung der
Klassengrofle konnen Probleme leichter gelost werden oder zu-
mindest verringert werden.

Nichtbefassung zu Gunsten von Antrag 24/2

19



JiL 24/2
Antragstellerin: Melanie Horn

Verkleinerung der Schulklassengrofe

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag wird aufgefordert, die Lernbedingungen im Schulun-
terricht zu verbessern, indem die Klassengréfe auf maximal 25
Schiiler gesenkt wird.

Begriindung:

Je grofler die Klasse ist, desto hoherist meist auch der Gerdusch-
pegel. Das verschlechtert das Arbeitsklima und wirkt sich nega-
tiv auf die Lernerfolge der Schiiler aus.

In zu groflen Klassen ist es Lehrern kaum moglich, jeden einzel-
nen Schiiler individuell zu fordern und schlieBlich gerecht ein-
zuschdtzen und zu bewerten. Demotivation, Frust und unfaire
Benotungen resultieren daraus. Durch kleinere Klassen wiirden
diese Probleme verringert werden.

angenommen

20
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JiL 24/3
Antragsteller: Frederic Florian

Abschaffung der Profiloberstufe

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Profil-
oberstufe abzuschaffen, um die freie Entfaltung der individu-
ellen Fahigkeiten besser zu fordern. Statt der Profiloberstufe
wdre eine Wiedereinfiihrung des Kurs-Wahl-Systems maéglich.

Begriindung:

Ist das Niveau aller Anforderungsbereiche in der Profilober-
stufe zu niedrig, kommen die individuellen Fdhigkeiten eines
Schiilers gar nicht zum Ausdruck und werden nicht gefdrdert.
AuBerdem sinkt das allgemeine Bildungsniveau der Schiiler/
Abiturienten zwangsldufig, da der Effekt derselbe wdre, wie das
Niveau der vorherigen Leistungskurse einfach zu senken bzw.
diese abzuschaffen/wie Nebenfdacher zu behandeln.

Ist das Niveau jedoch zu hoch, entsprdche der Effekt einer Erho-
hung der fritheren Leistungskurse von 2 auf 12-14. Das wiederum
wiirde eine eindeutig zu starke Belastung der Schiiler bedeuten.
Auch in Hinblick auf die Lehrer bedeutet die Profiloberstufe so-
mit viel mehr Arbeit und finanzpolitisch keinesfalls ein Einspa-
ren an Geldern fir die Bildung.

Diesen schmalen Bereich zwischen zu hohem und zu niedrigem
Niveau richtig einzuschdtzen und anzuwenden, scheint in der
Praxis sehr kompliziert und ist, wenn tberhaupt, auch nur unter
Eingang von Kompromissen moglich. Auch der Aspekt der Ver-
setzungsrelevanz nun aller 12-14 Facherist zu beachten, da sich
hierdurch der Druck auf den Schiiler enorm erhoht.

Jeder Schiiler hat individuelle Starken und Schwdchen. Aber
warum die Stdarken einschranken und von den Schwachen mehr

abverlangen als eigentlich gegeben? Genau das ist aber der 1



Effekt der Profiloberstufe. Eine Profilklasse ist meistens mit ca.
27 Schilern (und aufwaérts) zu groB fiir ein Leistungskurs-dhn-
liches Schulfach. Das Lernen wird hauptsdchlich dadurch einge-
schrénkt und erschwert, dass in einer Klasse Schiiler mit deut-
lich unterschiedlicher Leistungsstdrke in jedem Fach vorhanden
sind.

Ein weiterer negativ auffallender Aspekt der Profiloberstufe ist,
dass die meisten Schulen nur 2-3 von den mdoglichen 6 Profilen
anbieten.

angenommen

22
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JiL 24/4
Antragsteller: Leonie Pdtzold, Meike Hanning

Belastung fiir Schiiler der Oberstufe reduzieren

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Belastung
fiir die Schiiler der Profiloberstufe zu reduzieren. Beispielsweise
sollten Klausuren-, Facher- sowie Wochenstundenanzahl tber-
dacht werden.

Begriindung:

Die deutlich erhohte Stunden- und Facheranzahl fiihrt zu einer
hohen Belastung von Oberstufenschiilern. Aufierschulische Ta-
tigkeiten sowie Engagement in AGs oder schulpolitischen Ange-
legenheiten sind nurnoch in eingeschranktem Mafie moglich. Um
den Schiilern neben der Schule genligend Regeneration sowie
Vorbereitungszeit fiir das Abitur zu gewdhrleisten, ist eine Refor-
mierung der Profiloberstufe dringend notwendig. Zu bedenken
istauch, dass die Schiiler vor allem im letzten Schuljahrauch zur
Ausbildungsplatzsuche bzw. allgemeinen Zukunftsplanung viel
Energie aufwenden missen. Reduzierung der Stundenanzahl,
der Klausuren und/oder der Ficheranzahl, ware eine MaRnahme,
um die Schiiler zu entlasten.

abgelehnt

23
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JiL 24/5
Antragsteller: Florian Gehm

Konsequentes Rhythmisieren an Schleswig-Holsteins Schulen

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Rhythmisie-
rungsmodelle an Schulen in Schleswig-Holstein konsequent zu
fordern und ihre Umsetzung voranzutreiben und zu unterstiit-
zen.

Begriindung:

Bei der Rhythmisierung handelt es sich um eine Neustaffelung
der Schulstundenpldne. Der Unterricht an den Schulen erfolgt
hiernach in Blockform. Statt einer 45-Minuten-Taktung wird der
Unterricht in gominiitigen Blocken erteilt.

Gerade fiir die betroffenen Schiiler und Schiilerinnen bietet ein
solches Unterrichtsmodell viele Vorteile. In fast allen Fachern
besteht der Unterricht aus zwei wesentlichen Phasen: Im ersten
Stundenabschnitt erlernen die Schiiler und Schiilerinnen eine
neue Wissensgrundlage, im zweiten Teil gilt es, dieses neue Wis-
sen anzuwenden. Durch die 45-Minuten-Taktung werden diese
beiden Phasen im Unterricht oft auseinandergerissen. Erfolgt
der Unterricht jedoch nach einem Blockmodell, bleibt in gesell-
schaftswissenschaftlichen Fachern Zeit fiir ausfiihrliche Unter-
richtsgesprache und Diskussionen, in den Naturwissenschaften
kénnen in der Rhythmisierung auch komplexere Experimente
durchgefiihrt und besprochen werden. Das neue Wissen wird so
von den Teilnehmern direkt angewandt und damit effektiv veran-
kert. Auch bei zweistiindigen Klassenarbeiten ist die Rhythmi-
sierung von Vorteil — durch diese Blocke kommt es hier zu deut-
lich weniger Unterrichtsausfall.

Auch in der Nachbereitung des Unterrichts haben die Schiiler
und Schiilerinnen durch eine Rhythmisierung mehr Moglich-
keiten. Durch langere Zwischenrdume bis zum né&chsten Unter-



richt im jeweiligen Fach konnen Hausaufgaben oder Arbeiten wie
Referate effektiver vorbereitet werden.

Durch eine Neuordnung der Pausenzeiten kann zudem ein Es-
sensangebot besser in die Schule integriert werden. Gerade im
Hinblick auf eine konsequente Umsetzung von Ganztagsschul-
projekten ist eine Rhythmisierung wiinschenswert.

Aber auch die Lehrer wiirden durch eine solche Umstaffelung der
Stundenpldne entlastet werden. Durch seltenere Wechsel von
Klassen und Rdumen entsteht auch fir die unterrichtenden Lehr-
krafte ein angenehmeres Arbeitsklima. Durch die breite Zeit-
spanne, die zusammen mit der Klasse verbracht wird, kdnnen
auch neue und experimentelle Unterrichtsmethoden angewandt
werden. Des Weiteren wadchst die Zeit zwischen den Unterrichts-
stunden in der jeweiligen Klasse. So wird den Lehrern eine lan-
gere Vorbereitungsfrist fiir den nachsten Block gewahrt.

An einigen Schulen in Schleswig-Holstein haben sich solche
Modelle bereits in der Praxis bewdhrt. Die Riickmeldungen bei
Schiilern und Lehrern sind durchweg positiv und werden vor
allem mit der Arbeitsentlastung und den besseren Gestaltungs-
moglichkeiten des Unterrichts begriindet.

Nichtbefassung

25
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JiL 24/6
Antragstellerin: Maira Rehr

Unterrichtszeiten altersspezifisch ausgestalten

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Schulunter-
richt unter Beriicksichtigung der altersbedingten unterschied-
lichen Biorhythmen der Schiilerinnen neu auszugestalten.

Begriindung:

Wissenschaftliche Untersuchungen (u. a. von Prof. Christoph
Randler, Universitat Leipzig — ,Eulen® und ,Lerchen“) haben er-
geben, dass der Biorhythmus und damit die Leistungsfahigkeit
von Schiilerinnen altersbedingt unterschiedlich ausgepragt ist.

So sind Schiilerlnnen bis zu einem Alter von 12 bis 13 Jahren so
genannte ,Frithtypen®, die schon bei einem Schulbeginn zwi-
schen 7.30 und 8.00 Uhrvoll leistungsfdhig sind, wahrend dltere
Schiilerlnnen so genannte ,Spdttypen® sind, die erst bei einem
Schulbeginn um 9.00 Uhr ihre volle Leistungsfdahigkeit entfalten
kénnen.

Weiterhin haben dltere Schiilerlnnen am spdten Nachmittag zwi-
schen 15.00 und 17.00 Uhr eine Phase hoher Leistungsfdahigkeit,
was insbesondere fiir die Forderung eines Ganztagsschulbe-
triebs von hoher Bedeutung ist.

Nichtbefassung
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JiL 24/7
Antragstellerin: Carmen Bornholdt

Praktika in der Schule im Rahmen des Wirtschafts- und Politik-
unterrichtes vorschreiben

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Praktika in
der Schule im Rahmen des Wirtschafts- und Politikunterrichtes
vorzuschreiben, um Schiilerinnen und Schiilern die Moglichkeit
zu geben, einen Beruf in der Praxis kennenzulernen.

Begriindung:
Jedes Jahr werden neue Ausbildungsberufe oder Studienzweige
angeboten, die von Schulabgédngern erlernt werden kénnen.

Jedoch haben viele Schiiler keine Moglichkeit, ein Berufsfeld mit
Hilfe eines Praktikums kennenzulernen, denn nicht jede Schule
bietet den Schiilern die Chance, in den Wunschberuf hereinzu-
schauen.

Viele stellen dann bei Ausbildungsbeginn fest, dass der gewédhl-
te Beruf nicht das ist, was man erlernen mochte. Deswegen bre-
chen sie ihre Ausbildung ab oder wechseln den Studienzweig.

Dies kann durch ein Praktikum verhindert werden, da die zukiinf-
tigen Abgdnger schon frither feststellen kénnen, ob der Beruf
ihre Vorstellungen erfiillt. Die Schulen sollten den Schiilerinnen
und Schiilern ein Praktikum ermdéglichen, egal in welchem Be-
reich, und kein Berufsfeld vorgeben. Einige Schulen bieten nur
Wirtschaftspraktika an, die den Schiilerinnen und Schiilern
nicht weiterhelfen, die Erzieher, Lehrer oder dhnliches werden
wollen.

Nichtbefassung
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JiL 24/8
Antragsteller: Julius Neu

Gleichstellung des Fachs Informatik bei der Einbringung in das
Abitur

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, das
Fach Informatik bei der Einbringung in das Abitur mit anderen
Fachern gleichzustellen.

Begriindung:

Wer seine Leistungen aus der Qualifikationsphase in Informa-
tik in sein Abitur einbringen mdchte, kann dies nur tun, wenn
er zugleich die Noten einer anderen Naturwissenschaft mit in
das Abi einbringt. Schiiler, welche gute Leistungen im teils sehr
schweren Fach Informatik erreichen, werden dadurch gegenii-
ber Schiilern mit guten Leistungen in anderen Fachern benach-
teiligt. Die Motivation, gute Leistung in Informatik zu bringen,
sinkt dadurch spiirbar. Zuséatzlich scheint eine Begriindung fir
diese Regelung nicht gegeben.

angenommen
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JiL 24/9
Antragsteller: Timm Wiistenberg

Einfiihrung des Faches LER

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, als un-
terstiitzende MaBBnahme zur Integration in einer multikulturellen
Gesellschaft das Fach Religion weiterzuentwickeln und dafiir das
Fach LER (Lebenskunde, Ethik, Religionskunde) fiir alle verbind-
lich einzufiihren. Der konfessionsgebundene Religionsunterricht
sowie der Philosophieunterricht sollen zusdtzlich als freiwilliges
Wahlfach angeboten werden. Religion wird hierbei nicht aus dem
Unterricht verbannt, sondern stellt weiterhin einen wichtigen
Grundpfeiler des Faches LER dar.

Begriindung:

Gerade in einer Zeit, in der die Integrationsdebatte die Medien
beherrscht, wird deutlich, dass eine der wichtigsten Aufgaben
der Schule die Forderung der Verstandigung unter den verschie-
denen Kulturen sowie des Verstandnisses fiir andere Sitten bzw.
Brdauche und Ansichten darstellt.

Der konfessionelle Religionsunterricht, der die Schiilerinnen
und Schiiler von Beginn an nach ihrer unterschiedlichen Welt-
anschauung in einem Bereich, in dem es um wesentliche Fragen
des menschlichen Zusammenlebens geht, trennt, kann somit
den heutigen Anforderungen an die Schule nicht mehr gerecht
werden. Angesichts zunehmender Gewaltbereitschaft und In-
toleranz kann das gemeinsame Lernen aller Schiilerlnnen im
Fach LER das Verstdndnis und die Toleranz fiir Fremdes sowie
die Dialogfahigkeit fordern. Neben dem allgemeinen Erwerb von
Grundwissen soll es im Fach LER vor allem um das Erlernen von
Fahigkeiten und Fertigkeiten gehen, die fir das alltdagliche Zu-
sammenleben in der Gesellschaft notig sind. Zum Beispiel der
Fahigkeit unterschiedliche Werte- und Normenvorstellungen,
Weltanschauungen und Religionen kennenzulernen und zu
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respektieren sowie inshesondere der Fdahigkeit soziale Bezie-
hung mit unterschiedlichen Personen und Gruppen aufzubauen
und bewusst leben zu kénnen. Der Ausdruck ,,Religionskunde*
macht hierbei deutlich, dass Religionen und religiose Beziige
weiterhin unter allgemeinbildenden Aspekten eine wesentliche
Rolle spielen, da man weder die eigene noch fremde Kulturen
ohne religioses Grundwissen verstehen kdnnte. LER ist dabei
kein Ersatz fiir den konfessionsgebundenen Religionsunterricht.

angenommen
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JiL 24/10
Antragstellerin: Bianca Bannert

Mehr Sportangebote an Ganztagsschulen

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, den Schiilern
eine groBBere Anzahl an Sportangeboten zu bieten in Form von
Leistungskursen oder Schulsport-Mannschaften.

Begriindung:

Es gibt viele ibergewichtige Jugendliche in Schleswig-Holstein.
Um die Zahl zu verringern, ist der wochentliche Schulsport wich-
tig; man nimmt nicht nur ab, sondern auch die Gesundheit des
Kérpers wird geférdert und neue Gehirnzellen kénnen sich bil-
den, die der Lernforderung dienen.

Durch die sogenannten Schulsport-Mannschaften wird aufler-
dem der Teamgeist gefordert, in manchen Fallen kénnen Aggres-
sionen langsam abgebaut werden.

Nichtbefassung
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JiL 24/11
Antragstellerin: Seike Sophie Matthiesen

Regelmédfiige Kontrolle von Lehrern an Schulen

Antrag:

»jugend im Landtag®“ moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, eine regelma-
Bige Kontrolle bei Lehrern an Schulen zu tatigen.

Begriindung:

Die Schiiler sind auf die Lehrer angewiesen, daher ist es wichtig,
dass Lehrer tiber geniligend Fachwissen verfiigen. Aber nicht nur
Fachwissen spielt eine groRe Rolle im Schulalltag, sondern auch
das in der Lage sein von Schiilererziehung, einzelnen Schiilern
zu helfen und ihre Leistung zu messen und zu beurteilen.

Es ist nicht akzeptabel, dass die schleswig-holsteinischen Leh-
rer ihre Kriterien nicht erfiillen. Eine regelméafige Kontrolle und
Weiterbildung von Lehrern hilft nicht nur den Schiilern, sondern
auch dem Wissen der Lehrer.

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/12
Antragsteller: Jonas Knickmeier

Sparpldne zum Landeshaushalt des Jahres 2011

Antrag:

»jugend im Landtag“ mdge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, den Vor-
schlag der schleswig-holsteinischen Landesregierung, die Zu-
schiisse fiir die Schulen der ddnischen Minderheit pro Schiiler
auf 85% des Schiilerkostensatzes zu senken, abzulehnen.

Begriindung:

Die Schulen der dédnischen Minderheit im Landesteil Schleswig
stellen fiir die Kinder und Jugendlichen in der ddnischen Min-
derheit die einzige Moglichkeit dar, allgemein schulische Bil-
dung und vor allem Unterricht in ihrer eigenen Muttersprache
zu erfahren. Deshalb erhalten jene, genau wie die 6ffentlichen,
deutschen Schulen, pro Schiiler Zuschiisse in Hohe von 100%
des Schiilerkostensatzes, geregelt durch Paragraph 124 SchulG.
Wiirde der genannte Vorschlag der schleswig-holsteinischen
Landesregierung umgesetzt, wiirde der danische Schulverein
(Dansk Skoleforening for Sydslesvig e.V.) ab 2011 4,7 Millionen
Euro an Zuschiissen weniger bekommen. Als Konsequenz des-
sen misste er knapp die Halfte seiner Schulen schlieflen; eine
Unverhdltnismadfigkeit, die gréfer kaum sein konnte. Darliber
hinaus wdre die Kiirzung ein Widerspruch gegen die in der bun-
desdeutschen und schleswig-holsteinischen Verfassung veran-
kerte Gleichberechtigung nationaler Minderheiten, sowie die
in der Bonn-Kopenhagener Erklarung von 1955 festgehaltene
Gleichstellung deutscher Staatsbiirger in der danischen Minder-
heit im Besonderen.

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/13
Antragsteller: Andreas Hargens

Ubernahme der Schiilerbeférderungskosten von Oberstufen-
schiiler/innen

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Schiiler-
beforderungskosten auch fiir Oberstufenschiilerinnen und Ober-
stufenschiiler zu tibernehmen.

Begriindung:

Oberstufenschiiler/innen, die ,auf dem Land“ leben, miissen
teilweise liber 60 € fiir ein Monatsticket bezahlen, um zur Schu-
le zu kommen.

Es darf aber niemand benachteiligt werden, nur weil er weiter
von der Schule entfernt wohnt.

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/14
Antragsteller: Ingo Schlumberger

Fahrverbot als Strafe auch fiir Vergehen auBerhalb der StVo

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Vergehen, wie etwa Gewaltverbrechen, Diebstahl oder andere
Delikte, welche bis jetzt nur mit Geldstrafen und/oder Sozialar-
beit geahndet werden, sollen kiinftig mit einem bis zu 3-mona-
tigem Fahrverbot bestraft werden.

Begriindung:

Viele Vergehen werden nach dem jetzigen Rechtssystem ledig-
lich mit, wenn auch teils hohen, Geldbuflen und Sozialstun-
den geahndet. Eine derartige Strafe mag vielen Betroffenen ein
grofRer Verlust sein, jedoch bedeutet ein Fiihrerscheinentzug in
manchen Fdllen wesentlich hdrtere Konsequenzen fiir den Be-
straften. Es geht nicht darum, perfide oder drakonische Rechts-
mittel einzusetzen, vielmehr soll eine Strafe fir ,kleinere“ De-
likte wie Diebstahl oder Kérperverletzung etc. abschreckender
sein als zuvor. Natiirlich wird im Falle einer nicht vorhandenen
Fahrerlaubnis eine andere addquate Strafe angesetzt. In vie-
len Fallen wiirde dieses angedrohte Strafmaf} zu einem gemad-
Bigteren und nicht mit dem Gesetz in Konflikt stehenden Lebens-
stil fliihren; besonders ,kleinere“ Missetaten, wie zum Beispiel
wiederholte Sachbeschddigungen kénnten so direkter und effi-
zienter geahndet werden.

abgelehnt
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JiL 24/15
Antragsteller: Phil Wilke

Uhrzeitbegrenztes Uberholverbot fiir LKWs auf 2-spurigen Auto-
bahnabschnitten

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, ein uhrzeit-
begrenztes Uberholverbot fiir LKWs auf 2-spurigen Autobahnen
festzusetzen.

Begriindung:

Stellenweise gibt es auf einigen Strecken diese Regelung schon.
Dort gilt ein Uberholverbot fiir LKWs, Busse und PKWs mit
grofRen Anhdngern von 06:00 bis 20:00 Uhr, also zu den Haupt-
verkehrszeiten. Die offizielle Vorschrift besagt auBerdem, dass
nur ,zigig“, mit mehr als 10km/h schneller als der Kontrahent,
tiberholt werden darf. Das hieBe, dass ein LKW langsamer als 80
km/h fahren muss, um iberholt zu werden, da die ,Riesen® bei
90 km/h vom Geschwindigkeitsbegrenzer ausgebremst werden.
Auf diese Weise wiirde man zahlreiche langere Staus und verar-
gerte Autofahrer vermeiden.

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/16
Antragsteller: Phil Wilke

Pflicht fiir Rettungskarten in allen PKWs

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, PKW-Fahrer
zu verpflichten, sogenannte Rettungskarten vom ADAC in den je-
weiligen Fahrzeugen zu deponieren.

Begriindung:

Moderne Technik bietet mehr Sicherheit, erschwert aber teilwei-
se die rasche Befreiung der Insassen. An welchen Stellen Sche-
re und Spreitzer anzusetzen sind, welche Vorsichtsmanahmen
getroffen werden miissen, um Airbags nicht nachtrdaglich auszu-
l6sen, ist den Rettern nicht immer bekannt. Aus diesem Grund
hat der ADAC die Rettungskarten erarbeitet.

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/17
Antragsteller: Phil Wilke

Lichtpflicht in Deutschland

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

DerBundestag wird aufgefordert, eine Lichtpflicht fiir Autofahrer
in Deutschland einzufiihren.

Begriindung:

Neue Autos haben teilweise schon Tagfahrlicht und/oder Dauer-
licht als Standardausriistung. Doch lange nicht alle PKWs fahren
bei Tag mit Licht. Um den Verkehr sicherer zu machen, ware die
Einfilhrung von Lichtpflicht fiir PKWs in Deutschland ein grofer
Schritt, denn herannahende Fahrzeuge werden dadurch schnel-
ler erkannt. Selbst bei normalen Witterungsverhéaltnissen sind
Autos ohne eingeschaltetes Licht oftmals sehr spdt zu erkennen,
denn sie unterscheiden sich z. B. in Ortschaften kaum von par-
kenden Autos. Auerdem ist es auch sicherer fiir Uberholvorgin-
ge auf Land- und BundesstrafBen.

Nichtbefassung
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JiL 24/18
Antragsteller: Max Braun

Anderungen der Fiithrerscheinklassen A1, M und S

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird zu einer Bun-
desratsinitiative aufgefordert, die Fiihrerscheinklassen A1, M
und S in ihrem Umfang zu dndern.

Die Fiihrerscheinklasse A1 wird so gedndert, dass bereits mit 15
Jahren Leichtkraftrader mit einem Hubraum von bis zu 125 ccm
mit einer bauartbeschrdnkten Hochstgeschwindigkeit von 60
km/h gefahren werden diirfen.

Die Fiihrerscheinklassen M und S werden so gedndert, dass die
bauartbeschrankte Hochstgeschwindigkeit auf 6o km/h erhoht
wird.

Begriindung:

Nach der aktuellen Rechtslage unterliegen Fahrzeuge der Fiihrer-
scheinklasse M einer bauartbeschrankten Hochstgeschwindig-
keitvon 45 km/h. Zum 1.1.2011 wird das Mindestalter zum Erwerb
der Fiihrerscheinklasse M auf 15 Jahre gesenkt, d. h. die Anzahl
dieser Kraftfahrzeugfiihrer kann sich in den ndchsten Jahren er-
héhen.

Da diese Fahrzeuge nicht nur in der Stadt, sondern auch auf
Uberlandstrecken fahren, auf denen Héchstgeschwindigkeiten
von mehr als 50 km/h erlaubt sind, ist es teilweise nicht un-
gefihrlich, diese Fahrzeuge auf Uberlandstrecken mit einer
Hochstgeschwindigkeit von 45 km/h fahren zu lassen. Dieses Si-
cherheitsrisiko kann nur verniinftig gesenkt werden, wenn diese
Fahrzeuge mit einer Hochstgeschwindigkeit von bis zu 6o km/h
unterwegs sind.
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Zudem soll durch die o. g. Anderung der Fiithrerscheinklasse A1
Fiihrerscheinbewerbern schon mit 15 Jahren die Moglichkeit zum
Einstieg in die Klasse der Leichtkraftrader gegeben werden. Auf
diese Weise wird verhindert, dass Fiihrerscheinbewerber, die mit
15 Jahren Klein-/Leichtkraftrader fahren, ein Jahr spadter einen
weiteren Fiihrerschein und ein neues Fahrzeug erwerben miis-
sen, um ein Leichtkraftrad mit der bauartbeschrdankten Hochst-
geschwindigkeit von 8o km/h fahren zu kénnen.

abgelehnt
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JiL 24/19
Antragsteller: Antonius Magnus Jaekel

Einfihrung PKW-freier Tage innerhalb geschlossener Ort-
schaften

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig Holstein wird aufgefordert, PKW-freie
Tage innerhalb geschlossener Ortschaften einzufiihren. Diese
finden mindestens einmal im Monat statt und fallen zu Beginn
auf Tage mit einem niedrigen, innerstadtischen Verkehrsaufkom-
men.

Begriindung:

In der heutigen Gesellschaft wird das Auto als unverzichtbares
Gut zur personlichen Freiheitsentfaltung angesehen. Doch wer-
den Personenkraftfahrzeuge zum Grofteil mit fossilen Brenn-
stoffen angetrieben. Diese sind immer knapperwerdende und bei
der Nutzung klimaschddliche Ressourcen. Durch eine Einfiihrung
von PKW-freien Tagen wiirde der Verbrauch von Benzin in Schles-
wig-Holstein stark verringert werden, was zu einem Schutz ohne-
hin knapper Ressourcen und des Klimas fiihren wiirde.

Zudem gibt es in vielen Innenstddten eine hohe Ldarm- und Fein-
staubbelastung, welche sich negativ auf die Gesundheit auswir-
ken. Eine Larmminderung ist ab 50% des urspriinglichen Durch-
gangsverkehrs zu erreichen. Durch eine Sperrung geschlossener
Ortschaften fiir den PKW-Verkehr lieBe sich dieser Larmpegel
weitaus drastischer reduzieren. Auflerdem wiirde die Menge von
Feinstaub reduziert werden.

abgelehnt
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JiL 24/20
Antragstellerin: Susanne Sobottke

Zu teure Fahrtkosten der 6ffentlichen Verkehrsmittel in Schles-
wig-Holstein

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, eine
Preisbegrenzung fiir Fahrkarten der offentlichen Verkehrsmit-
tel innerhalb Schleswig-Holsteins festzulegen. Besonders fir
Jugendliche sind die Preise, die fiir einfache Bahn- oder Bus-
fahrten heutzutage verlangt werden, nicht erschwinglich.

Begriindung:

Der persdnliche Austausch Jugendlicher untereinander ist sehr
wichtig. Schleswig-Holstein ist ein Bundesland, das Stadte und
Ortschaften, die zum Teil sehr weit auseinander liegen, vereint.
Das Streckennetz der Bahn verbindet viele dieser Ortschaften.

Trotzdem ist eine Nutzung dieser Verbindung nur wenigen Men-
schen vorbehalten, da die Preise, die fiir eine solche Fahrt ver-
langt werden, speziell fiir Jugendliche nicht tragbar sind. So kann
eine kurze Bahnfahrt schnell Giber zehn Euro kosten. Wie, fragt
man sich, sollen Jugendliche so etwas finanzieren? Bestarkt wird
die Forderung durch die groe Nachfrage der Jugendlichen: So
werden besondere Vergilinstigungen — wie beispielsweise in den
Sommerferien — von vielen Jugendlichen wahrgenommen. Daher
ist es wichtig, dass die Preise fiir das Bus- und Bahnfahren in
Schleswig-Holstein dauerhaft angeglichen werden und eine ein-
heitliche und faire Preisbegrenzung festgelegt wird.

abgelehnt



JiL 24/21
Antragsteller: Jonas Knickmeier

Offentlicher Personen-Nahverkehr

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, die
Kosten fiir den offentlichen Personen-Nahverkehr dem Land
Schleswig-Holstein aufzuerlegen.

Begriindung:

Seit Jahrzehnten werden verschiedenste Anstalten unternom-
men, den 6ffentlichen Transport im Sinne des Umwelt- und Kli-
maschutzes fiir Blrger attraktiver zu gestalten, jedoch nur mit
maBigem Erfolg. Die Motivation dahinter ist gegeben: Private
Fahrzeuge im Strafenverkehr verursachen einen Grofteil aller
Abgas-Emissionen. Fiir viele Biirger bietet der 6ffentliche Nah-
verkehr aber auch deshalb keinen Ersatz zum eigenem Auto,
da es sich 6konomisch nicht rechnet. Beispielrechnungen zei-
gen meistens, dass eine Strecke mit jenem zuriickzulegen weit-
aus kostengiinstiger ist, als fiir selbige Strecke den &ffentlichen
Transport zu nutzen. Hier ist es wichtig, einen wirklichen Anreiz
fiir die Biirger zu schaffen.

Ein weiteres Argument mit umweltpolitischer Relevanz ist, dass
Innovationen im Bereich der Erneuerbaren Energien von der 6f-
fentlichen Hand viel leichter umzusetzen sind. Als gutes Beispiel
dafiir dienen die in der Hansestadt Hamburg seit langerem und
vermehrt zum Einsatz kommenden, wasserstoffbetriebenen Om-
nibusse.

abgelehnt
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JiL 24/22
Antragsteller: Antonius Magnus Jaekel

Finanzielle (und logistische) Stiarkung des offentlichen Per-
sonennahverkehrs (OPNV)

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, den OPNV fi-
nanziell zu starken und bei der logistischen Planung zum Zwecke
des besseren Erreichens von Anschliissen zu unterstiitzen. Die
finanzielle Unterstiitzung soll dazu genutzt werden, Fahrzeuge
mit Gerdten auszustatten, die die Kommunikation zwischen den
einzelnen Fahrzeugen der unterschiedlichen Verkehrsunterneh-
men erleichtern, um das Erreichen von Anschliissen zu erleich-
tern.

Begriindung:

Das Netzdes OPNV in Schleswig-Holstein istin einem miserablen
Zustand. Dies liegt unter anderem daran, dass es keine (oder
kaum) Verstiandigung zwischen den Fahrzeugen der Verkehrsun-
ternehmen gibt. Dies lduft der angestrebten Anschlusssicherung
zuwider. Personen werden dadurch von der Nutzung des OPNV
abgeschreckt, weshalb eher das Auto benutzt wird. AuSerdem
gibt es in vielen landlichen Gegenden unzureichende Anschliis-
se an das Netz des OPNVs, weshalb dort Personengruppen, wie
Alte und Jugendliche, die kein Auto besitzen, oder Haushalte,
die nur ein Auto besitzen, das tagsiber fiir den Rest der Familie
nicht verfiigharist, groBe Schwierigkeiten haben in starker urba-
nisierte R&ume zu gelangen.

abgelehnt



JiL 24/23
Antragsteller: S6ren Wortmann

Kieler Kopfbahnhof bis 2025 in einen unterirdischen Durchgangs-
bahnhof umwandeln

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

DerlLandtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich das aus Bund,
Land Baden-Wirttemberg und der Deutschen Bahn bestehende Pro-
jekt ,,Stuttgart 21“ als Vorbild zu nehmen und ein dhnliches Bauvor-
haben in Schleswig-Holsteins Landeshauptstadt Kiel einzuleiten.

Begriindung:

Oft wird Kiel mit den Worten ,,Das Tor zum Norden“ beschrieben.
Doch bislang sind die Sperren nur teilweise geldst: Ein Sport-
flughafen ist einer Nordmetropole nicht wiirdig, die zweispurige
Autobahn spdtestens wahrend der Sommerferien und dem da-
mit verbundenen Verkehrschaos auf den StraBBen keine Alternati-
ve. Der Bahnhof ist zwar duerlich schon, jedoch nicht im vollen
Mafie effizient — noch nicht.

Der Bau eines unterirdischen Durchgangsbahnhofes wirde
dieses Problem losen und gleichzeitig weitere positive Effekte
zur Folge haben: Das Stadtbild wiirde aufgewertet und damit at-
traktiver fiir Investoren und Touristen (eingedenk des maritimen
Flairs durch die Ostsee); Kiel wiirde zum regionalen Zentrum.
Die Achse zwischen Nord- und Mitteleuropa wiirde in wirtschaft-
licher Hinsicht erstarken und Arbeitspldtze geschaffen werden
und auf lange Sicht wiirde die Umwelt nachhaltig geschiitzt wer-
den, indem Warengiiter wie auch Menschen wegen des Zeiter-
sparnisses umsteigen wiirden auf die Schiene.

Die zum Teil verbreiteten Angste, die GroBprojekte mit sich brin-
gen, sind zwar im ersten Moment berechtigt, aber durch gute Of-
fentlichkeitsarbeit, die in Stuttgart zurecht vermisst wurde, und
einem Nutzen, der jedem Biirger bei genauem Hinsehen ins Auge
fallt, bald hinféllig.
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JiL 24/24
Antragsteller: Patrick Schmidt

Okologische Erndhrung fiir Schiilerinnen und Schiiler

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Verpfle-
gung der Schiilerinnen und Schiiler, aller Schularten und Al-
tersgruppen, wdhrend der Schulzeit durch 6kologische und
regionale Lebensmittel sowie angemessene Preisgestaltung
sicherzustellen.

Begriindung:

Durch einen langen Aufenthalt in der Schule ist es den meisten
Familien und den dazugehdrigen Schiilerlnnen nicht moglich,
ein geregeltes Mittagessen zu etablieren. Mehrere Kinder mit
unterschiedlichen Schulzeiten sowie berufstdtige Eltern sind
der Regelfall. Eine Versorgung innerhalb der Familie ist somit
kaum maoglich. Vermehrt muss hierbei zu Fertigprodukten vom
Discounter oder auf Kantinenessen ausgewichen werden. Die
Essen der Schulkantinen sind jedoch in den meisten Fédllen nur
provisorisch und haben eine mindere Lebensmittelqualitat, sind
durch zahlreiche Geschmacksverstdarker beeinflusst und einto-
nig. Currywurst und Pommes sind als Ausnahme eine willkom-
men Ergdnzung, jedoch nicht, wenn sie die Ausnahme von Piz-
za, Hot Dog und Burger bilden. Durch diese Kiiche verlieren die
Schiiler bereits in jungen Jahren den Bezug zu gesundem und
regionalem Essen. Doch gerade in diesem Alter ist eine ausge-
wogene und gesunde Erndhrung und ein dementsprechendes Be-
wusstsein immens wichtig. Okologische und regionale Produkte
haben eine hohe Qualitdt, gesunde Inhaltsstoffe, tragen zur Ent-
wicklung eines Erndhrungsbewusstseins bei und starken den re-
gionalen Bezug.

angenommen



JiL 24/25
Antragstellerin: Julia Lengen

Kostenloses Schulobst fiir Kinder

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert dafiir zu sor-
gen, dassin jeder Schule kostenloses Obst fiir Kinderin den Pau-
sen bereit steht. Bund, Ldnder und Kommunen dirfen sich nicht
aus der Verantwortung stehlen, sondern miissen sich einigen,
wer zu welchen Teilen die Kosten tragt.

Begriindung:

Durch kostenloses Obst, das den Kindern in den Pausen zu Ver-
fligung gestellt wird, lernen schon die Kleinen wie man sich ge-
sund und schmackhaft erndhren kann. Dies wirkt sich positiv auf
die kiinftigen Erndhrungsgewohnheiten aus und tragt zu einem
bewussten Essen schon im Kindesalter bei.

Auferdem werden finanzschwache Familien entlastet und auch
die Kinder, deren Eltern sich frisches Obst eventuell nicht leisten
kénnen, kommen in den Genuss einer gesunden Zwischenmahl-
zeit.

Zu bedenken ist hierbei auch, dass viele Kinderimmer noch ohne
Frihstiick in die Schule kommen. Eine Banane oder ein Apfel in
der ersten Pause schaffen in diesen Fdllen dann immerhin eine
kulinarische Grundlage, damit die Kinder iberhaupt Energie und
Konzentration zum Lernen haben.

angenommen
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JiL 24/26
Antragstellerin: Jule Ecke

Chipkarte fiir sozial benachteiligte Kinder

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, fiir Kinder
aus sozial schwachen Familien eine Chipkarte anzuschaffen.
Diese soll den Kindern ermdoglichen z. B. in einen Sportverein
einzutreten oder Musikunterricht zu nehmen.

Begriindung:

Kinder aus Hartz IV-Familien haben keine Chance sich richtig so-
zial zu integrieren, da ihnen oft nicht genug Geld zur Verfiigung
steht, um in z. B. Sportvereine einzutreten, die dies vermitteln.
Zurzeit steht einem Kind aus einer Hartz IV-Familie lediglich 10 €
extra im Monat zu. Um einer Aktivitdt in einem Sportverein nach-
zukommen, reicht dieser Betrag allerdings nicht aus. Mit einer
Chipkarte von der Regierung konnte garantiert werden, dass das
Geld an der richtigen Stelle ankommt, da es nur in bestimmten
Bereichen eingesetzt werden kann. Die Eltern kénnen das Geld,
das begrenzt auf dieser Karte vorhanden ist, nur fiir soziale Ak-
tivitaten des Kindes einsetzten und nicht fiir sich selbst. So
kénnte man allen Kindern in unserem Land ermdglichen, sich so-
zial zu integrieren und am sozialen Leben teilzunehmen. Aufier-
dem hdtten die Eltern dann mehr Zeit sich weiterzubilden oder
einen Job zu suchen, da die Kinder betreut werden.

Nichtbefassung
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JiL 24/27
Antragstellerin: Julia Lengen

Bildungschipkarte fiir alle Kinder

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein soll ein Bildungschipkarten-
system fir Kinder im Land Schleswig-Holstein etablieren. Jedes
Kind soll mit so einer Karte ausgeriistet werden, welche vom
Land jahrlich mit einem bestimmten Budget fiir Bildungsaktivi-
taten aufgefiillt wird. Diese Aktivitdten sollten kultureller, sport-
licher, kreativer oder allgemeinbildender Art sein.

Die finanziellen Mittel miissen dabei so hoch angelegt und ge-
wdhrleistet werden, dass den Kindern vielseitige Bildungs- und
Freizeitaktivitaten am Nachmittag ermdéglicht werden, ohne dass
die Eltern diese aus ihrem Geldbeutel bezuschussen miissen.

AuBerdem soll jedes Kind in der Schule mit allen notwendigen
Lehrmaterialien ausgeriistet werden, die es bendtigt. Darun-
ter fallen neben Biichern auch Hefte, Arbeitshefte, Umschlage,
Schreibutensilien u. 4.

Begriindung:

Der Staat muss mehr Investitionen in die ,Herzen und Kopfe der
Kinder“ tdatigen, damit diese eine solide Bildung und Erziehung
erfahren kdnnen. Es sollten alle Kinder (unabhéngig vom Geld-
beutel der Eltern) die Méglichkeit bekommen, ihre Freizeitakti-
vitdten und Hobbys frei zu wahlen. Ein magerer Geldbeutel der
Eltern sollte hier auf keinen Fall die Forderung, die Entfaltungs-
moglichkeiten und die Lebensfreude des Kindes einschranken.

Durch das Chipkartensystem ist ein fester Geldbetrag fiir die Bil-
dungsaktivitdt bzw. Freizeitaktivitdt des Kindes auf der Karte,
welcher fiir keine anderen Zwecke missbraucht werden kann, da
es nur als Sachleistung zur Verfiigung steht. So wird gewahrlei-
stet, dass eine umfassende Forderung aller Kinder stattfindet.
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Auch in Anbetracht des demografischen Wandels muss dafir
gesorgt werden, dass das Kinderkriegen in Deutschland wieder
attraktiver wird. Familien miissen daher finanziell unterstiitzt
werden, damit sie gegeniiber kinderlosen Paaren nicht so sehr
benachteiligt sind.

Nichtbefassung
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JiL 24/28
Antragsteller: S6ren Wortmann

Die Kosten fiir notwendige Schulutensilien werden durch das
Land finanziert

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, alle Kosten
fiir das Anschaffen nétiger Schulutensilien der Schiiler aller all-
gemeinbildenden Schulen zu tibernehmen, damit jedes Kind, un-
abhdngig aus welcher sozialen Schicht stammend, die Méglich-
keit auf eine gute Schulausbildung erhalt.

Begriindung:

Seit Jahren ist festzustellen, dass die Schere zwischen Arm und
Reich immer weiter auseinanderklafft. Der beste Weg, diesem
Trend entgegenzuwirken, ist eine intensivere Konzentration auf
Bildung. Bildung kostet jedoch eine Menge Geld, was viele Fami-
lienin Schleswig-Holstein anders investieren miissen; beispiels-
weise in Nahrung oder Kleidung. Durch diesen Prozess wird die
Zukunft tausender Kinder verbaut. Gerade die Tatsache, dass
Kinder die Zukunft in diesem Land darstellen, zeigt die Wichtig-
keit dieses Antrages. Durch das Ubernehmen der Kosten durch
die Regierung ist nicht der soziale Hintergrund, sondern einzig
und allein die Intelligenz des Individuums ausschlaggebend,
welche Art von Schule die zukiinftige sein wird.

Nichtbefassung
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JiL 24/29
Antragsteller: Falk-Johannes Stapelfeldt

Mehr gegen die Kinderarmut machen/Jedes Kind braucht eine
Chance

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschlieBen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, mehr gegen
die Kinderarmut zu unternehmen. Jedes Kind sollte eine faire
Chance bekommen.

Begriindung:

Es hat sich gezeigt, dass es selbst im ,,reichen® Kreis Stormarn
fast7.000 Kinder gibt, die als arm gelten. Daher fordere ich nach-
driicklich zur Existenzsicherung eine Grundleistung fiir alle Kin-
der in Héhe von 502 €. Durch die Einbeziehung des Betrages in
die Lohnsteuer kann gewdhrleistet werden, dass wirklich nur die
in den Genuss des Geldes kommen, die ihn wirklich bendétigen:
Ndmlich Hartz IV-Bezieher beziehungsweise die unterhalb des
Existenzminimums mit ihrem Geld auskommen miissen.

Mehr Forderung und Forderung der Eltern bei der Erziehungs-
aufgabe: Viele Eltern sind aufgrund mangelnder sozialer Fa-
higkeiten liberfordert. Eine Fortentwicklung des gesamten Bil-
dungssystems von der Krippe bis zur schulischen Ausbildung ist
ebenso wichtig wie die Chancenverbesserung fiir alleinerziehen-
de Frauen.

Nichtbefassung
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JiL 24/30
Antragstellerin: Dela Sawatzki

Aufrechterhaltung und finanzielle Unterstiitzung von Madchentreffs

Antrag:

»jugend im Landrat“ mdge beschlieflen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Landes-
sparpaket in Bezug darauf, die Landesmittel fiir Mddchentreffs
ab Ende 2010 zu streichen, zu andern und Madchentreffs weiter-
hin finanziell zu unterstiitzen.

Begriindung:

Das Ziel der Mddchenarbeit ist vor allem die Entwicklung ei-
ner eigenstandigen, unabhdngigen Persdnlichkeit jenseits der
méannlichen Mafistdbe.

Oft scheitern die Perspektiven und deren Umsetzung von jungen
Frauen und Madchen an veralteten Klischees und Hindernissen.
Die Nutzerinnen der Treffs sind meist aus sozial schwachen Fa-
milien bzw. aus solch einem Umfeld. Dadurch haben sie oftmals
einen geringen Zugang zur Bildung. Des Weiteren haben viele
von ihnen einen Migrationshintergrund, was fiir sie auch eine
Ausgrenzung und Benachteiligung zur Folge haben kann.
Méddchentreffs setzen sich fiir die Belange und die Inklusi-
on dieser jungen Frauen ein und leisten Angebote, die sich an
der individuellen Bedirfnis- und Lebenssituation der Madchen
orientiert. Darunter fallen Bereiche wie Beratungs- und Bildung-
sangebote, Lebensgestaltung, Gesundheitsvorsorge, Berufsori-
entierung, geschlechtsbezogene Gewaltprdvention, Medienar-
beit sowie biirgerschaftliches Engagement. Mddchenarbeit tritt
somit fiir die strukturelle Verankerung von Mddchenarbeit und
geschlechtsbewussten Ansdtzen in der Jugendhilfe ein. Damit
werden Grundsédtze des KJHGs (Kinder- und Jugendhilfegesetz)
und des Jugendforderungsgesetzes des Landes Schleswig- Hol-
stein verwirklicht. Durch die Streichung der Landesmittel wdre
somit keine qualifizierte Mddchenarbeit mehr méglich.
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JiL 24/31
Antragstellerin: Jule Ecke

Sozialpraktikum an allen Schulen

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, an allen
Schulen unseres Bundeslandes ein 3-wdchiges Sozialpraktikum
durchzufiihren.

Begriindung:

Praktika sind wichtig und besonders in den Sozialberufen man-
gelt es an Krdften. Ein Sozialpraktikum wiirde jedem Jugend-
lichen einen Einblick geben und vielleicht mehrere dazu bewe-
gen, eine Ausbildung in diesem Berufsfeld zu machen. So wiirde
auch jeder einmal erfahren, wie wichtig diese Berufe sind und
wie hoch die Belastungen sind. Auerdem ist es wichtig, den so-
zialen Bereich in diesem Alter kennen zu lernen, damit man die
Menschen, die mit Behinderungen und Krankheiten leben, ken-
nen und verstehen lernt.

Nichtbefassung
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JiL 24/32
Antragsteller: Patrick Schmidt

Positive Anrechnung von Freiwilligendiensten und anderen ge-
sellschaftlichen Diensten oder Ehrenamter bei der Vergabe von
Studienpldtzen

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschlieBen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, die Ab-
leistung von Freiwilligendiensten wie dem Freiwilligen, Sozialen,
Okologischen und Kulturellen Jahr sowie die jahrelange Aktivi-
tat in Jugendorganisationen, Parteien oder kirchlichen Einrich-
tungen auf die Durchschnittsnote bei der Vergabe von Studi-
enpldtzen anzurechnen, um das gesellschaftliche Engagement
junger Menschen angemessen zu wiirdigen.

Begriindung:

Da die Aussetzung der Wehrpflicht nun eine Zwangslage fiir jun-
ge Mdnner ist, einen Militdr- oder Ersatzdienst zu leisten, ist
die Gefahr, dass die zivilen Dienste und Einrichtungen leiden,
prasenter denn je. Doch nicht diese Neuerung allein sollte ein
Umdenken anstofien. Schon lange ist das gesellschaftliche, po-
litische und soziale Interesse geringer geworden und die Eh-
rendmter brechen weg. Junge Menschen, die sich schulisch und
beruflich belasten, nehmen eine weitere Verantwortung und Be-
lastung durch das Ehrenamt auf sich. Doch mit Ehre ist dies kaum
noch zu verkniipfen. Die Belastung wéchst und die Anerkennung
bleibt aus. Den Menschen, die Gesellschaft und Vereine aus ei-
gener Kraft und mit eigener Begeisterung antreiben, sollte nicht
noch der Weg erschwert werden. Als Beispiel eines positiven Pi-
lotprojektes gilt die Leuphana Universitdt zu Liineburg. Bei die-
ser erfolgt die Vergabe von Studienpldtze nach Punkten. Punkte
werden hierbei nicht nur fiir die Abiturnote, sondern auch fiir so-
ziale und gesellschaftliche Aktivitdten vergeben. Es ist kein un-
fairer Vorteil von Aktiven, sondern ein gerechter Schritt in Rich-
tung einer moderneren Gesellschaft.
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Es ist wichtig, ein Signal fiir die Anerkennung von Freiwilligen-
diensten, sozialem Engagement und Ehrendamtern in Schleswig-
Holstein zu setzen und die Anrechnung von oben genannten As-
pekten nach dem Leuphana-Model anzupassen. Es ist Zeit, nicht
nur Forderungen nach mehr jugendlichem Engagement verlauten
zu lassen, sondern wirklich einen Schritt in diese Richtung zu
wagen.

zusammen mit Antrag JilL 24/33 in der vom Plenum gednderten
Fassung angenommen
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JiL 24/33
Antragsteller: Rico Kerstan

Im Zweifel fiir das Ehrenamt — Ein Plus fiir das Zulassungskrite-
rium

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, an den Hoch-
schulen Schleswig-Holsteins eine Verbesserung des Abiturno-
tendurchschnitts einzufiihren, sofern der Bewerber neben der
Schule mindestens ein Jahr ehrenamtlich aktiv tdatig war, ein Frei-
williges Soziales Jahr oder Zivildienst abgeleistet hat.

Begriindung:

Nach der geplanten Aussetzung der Wehrpflicht ist ein Riickgang
an Zivildienstleistenden oder Wehrersatzdienstleistenden zu er-
warten. Ein Zustand, derin einer alternden Gesellschaft nicht zu
wahren ist.

Auch im Bereich des Ehrenamtes ist ein Riickgang der Beteili-
gung junger Menschen zu verzeichnen.

»jugend im Landtag“ erkennt, dass von diesem Riickgang nicht
nur eine gesellschaftliche Gefahr, sondern auch ein sicherheits-
relevantes Risiko ausgeht. Mit der Verbesserung des Abitur-
schnittes werden junge Menschen angeregt, sich ehrenamtlich
an der Gesellschaft zu beteiligen.

zusammen mit Antrag Jil 24/32 in der vom Plenum gednderten
Fassung angenommen
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JiL 24/34
Antragsteller: Florian Gehm

Freiwilliges Soziales Jahr starken und ausweiten

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Freiwil-
lige Soziale Jahr (gerade im Hinblick auf ein mogliches Ausset-
zen der Wehrpflicht) gezielt zu unterstiitzen und auszuweiten.
Hierbei sollte ein besonderes Augenmerk auf die Moglichkeit
des Freiwilligen Politischen Jahrs und des Freiwilligen Okono-
mischen Jahrs in Schleswig-Holstein selbst gelegt werden.

Begriindung:

Durch ein mogliches Aussetzen der Wehrpflicht fiir bestimmte
Jahrgdnge in den ndchsten Jahren kann es zu grof3en Schwierig-
keiten im ganzen Bundesgebiet kommen. Schon jetzt wird eine
Doppelung der Jahrgdnge an weiterfiihrenden Bildungseinrich-
tungen vorausgesagt, es werden immense Andrdange auf Univer-
sitdten erwartet und auch der Arbeitsmarkt wird Schwierigkeiten
haben, diese Umstadnde effektiv zu verarbeiten.

Um all diesen Institutionen eine Entlastung zu verschaffen und
gleichzeitig Schulabgdngern weitere Moglichkeiten zu offenba-
ren, sich zu qualifizieren, ist eine Ausweitung und Unterstiitzung
des Freiwilligen Sozialen Jahrs in verschiedenen Sektoren drin-
gend erforderlich.

In einigen Bundesldndern ist ein Freiwilliges Soziales Jahr in der
Politik bereits fester Bestandteil. In den Fraktionen auf Landes-
oder Kommunalebene oder in den dazugehdrigen Verwaltungs-
apparaten lernen die Teilnehmer weiteres, wichtiges Wissen {iber
politische Mechanismen, werden in ihrem politischen Interesse
gefordert oder moglicherweise so auch fiir ein weiterfiihrendes
politisches Engagement begeistert, was in Zeiten zunehmender
Politikverdrossenheit unerldsslich ist.



Durch ein Freiwilliges Okonomisches Jahr werden Schulabsol-
venten mit wirtschaftlichen Mechanismen vertraut gemacht und
erhalten Einblick in wichtige betriebswirtschaftliche Prozesse.
Auch diesist fiirihre Weiterbildung ein wichtiger Faktor und kann
im spdteren Berufsleben ein grofer Vorteil sein. Zudem werden
sie so stdrker an regionale Unternehmen in Schleswig-Holstein
gebunden, was einer méglichen Abwanderung in andere Bundes-
lander entgegenwirken kann.

angenommen

59



JiL 24/35
Antragsteller: Anna Friedemann, Jonas von Milczewski

Zustimmungspflicht des Bundesrates bei Atomkraftwerklauf-
zeitverlangerungen

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fur die
Zustimmungspflicht des Bundesrates bei Atomkraftwerklauf-
zeitverldngerungen einzusetzen.

Begriindung:

Die Losung der Energiefrage ist ein Thema, das alle angeht und
vor allem auch die Ldander, denn sie verwalten schlieBlich die
Atomkraftwerke. Dementsprechend kann man die Lander nicht
tibergehen und muss sie auf jeden Fall in den Entscheidungs-
prozess einbinden, da der Bund nicht die alleinige Kompetenz
besitzt. Wenn man beachtet, dass die Mehrheit der Bevdlkerung
langere Laufzeiten ablehnt, erhdlt die Problemstellung einen
neuen Stellenwert. Es widerspricht dem demokratischen Selbst-
verstandnis der Bundesrepublik Deutschland, den Bundesrat
nicht an der Abstimmung tiber dieses Gesetz zu beteiligen.

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/36
Antragsteller: Anna Friedemann, Jonas von Milczewski
Verstdrkte Férderung der regenerativen Energien

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschlieen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich klar zu
den regenerativen Energien zu bekennen und diese verstarkt zu
fordern.

Begriindung:

Die Bedeutung der Energiefrage ist nicht zu unterschdtzen. Ge-
rade im Hinblick auf schwindende Erdél- und Erdgasvorkommen,
die ungekldrte Frage des Endlagers fiir Atommill und den be-
giinstigenden Einfluss der Kohlekraftwerke auf den Klimawandel
erscheinen regenerative Energien attraktiv. Doch bisher kdnnen
die regenerativen Energien alleine nicht das ganze Stromnetz
speisen. Deswegen ist es wichtig, dass man ihren Anteil aus-
baut und vorallem in die Entwicklung besserer Speichermdoglich-
keiten investiert. Auch ein klares Nein zur Atomkraft auf lange
Sicht und moglicherweise sogar eine Erhdhung der Atomsteuer,
die im Bundesrat vorgeschlagen werden kdnnte, wiirden der wei-
teren Entwicklung der regenerativen Energien sehr helfen.

angenommen
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JiL 24/37
Antragstellerin: Malina Hasler

Speicher fiir Erneuerbare Energien

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Entwick-
lung und den Bau von groBBen Speichern fiir Erneuerbare Ener-
gien zu fordern, damit schrittweise der Benutzung von Atom- und
Kohlestrom entgegengewirkt werden kann.

Begriindung:

Atom- und Kohlestrom sind keine dauerhafte Lésung, sich jedoch
tdglich auf Sonnen- und Windenergie zu verlassen, ist aufgrund
der Wetterbedingungen schwierig. Da Atomkraftwerke drei Tage
zum Abschalten brauchen, wird jedoch gerader dieser Strom bei
Energieliberfluss verwendet und trotz Wind stehen unsere Wind-
mihlen still. Gerade in dem windrad reichen Schleswig-Holstein
wiirde es deshalb Sinn machen, groe Energie-Speicher zu bau-
en, um die Benutzung von Erneuerbaren Energien zuverldssiger
zu gestalten.

angenommen
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JiL 24/38
Antragsteller: Lasse Hansohm

Verbot fiir Olférderung im Wattenmeer

Antrag:

»jugend im Landtag“ mdge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Olférde-
rung im Wattenmeer zu stoppen, um die weitere Ausbeutung des
Nationalparks durch den Menschen bzw. die Olkonzerne einzu-
schrdanken und gefdhrdete Tierarten zu schiitzen.

Begriindung:

Der Nationalpark Wattenmeer ist ein dkologisch einzigartiger
Raum, der einen Lebensraum fir zahlreiche Tier- und Pflanzen-
arten darstellt.

Der Mensch stellt allerdings wieder einmal wirtschaftliche In-
teressen in den Vordergrund und beutet die Natur aus, was fir
viele Tierarten verheerende Folgen haben kdnnte, auch wenn die
Bohr-und Forderinsel Mittelplate vor Friedrichskoog als eine ver-
gleichsweise sichere Férderinsel gilt. Mir ist selbstverstandlich
bewusst, dass der Erlass, diese Forderinsel zu bauen, vor der
Ernennung des Wattenmeers zum Nationalpark geschah. Dies
mildert jedoch in keinster Weise die Gefahren und Risiken, die
diese Bohrungen mit sich bringen. Wer kann schon, nach heu-
tigem Kenntnisstand, moralisch mit sich vereinbaren, das Leben
von bis zu 4.000 Tierarten zu gefdahrden, obwohl man sich doch,
wie jiingste Ereignisse beweisen, nie ganz sicher sein kann, dass
es nicht auch bei scheinbar sicheren Olplattformen zu verhee-
renden Zwischenfdllen kommen kann.

angenommen
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JiL 24/39
Antragstellerin: Malina Hasler

Recycling-Papierin allen dffentlichen Institutionen verwenden

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, in offent-
lichen Institutionen nurnoch Recycling-Papier zu verwenden, um
einen wichtigen Beitrag zum Naturschutz zu leisten.

Begriindung:

Auch wenn Deutschland im Moment unter Geldknappheit leidet,
sollte der Naturschutz nicht aus den Augen verloren werden. Die
Verwendung von Recycling-Papier ist genauso kostengiinstig,
wie sie es bei Primdrfaser-Papier wdre, doch die Folgen sind
drastisch fiir Walder, Gewdsser, den Wasser- und Energieauf-
wand und das Klima.

Bei 20A4-Heften (16 Seiten) gilt:

— kein Baum miisste gefdllt werden,

— eine vier mal geringere Belastung der Gewdsser mit
organischen Schmutzstoffen,

— genug gespartes Wasser fiir einmal ausgiebig duschen,

— genug gesparte Energie fiir eine 11 Watt Energiesparlampe,
die einen Tag lang brennen kénnte,

— genug gespartes Kohlendioxid fiir 2 km Autofahren.

Die Menge des verwendeten Papiers wdre in Schleswig-Holstein
jedoch erheblich hoher als 20A4-Hefte, der Aufwand hingegen
wdre gering.

zusammen mit JiL 24/40 und JiL 24/41in der vom Arbeitskreis ge-
dnderten Fassung angenommen

JUGEND IM LANDTAG 2010



JiL 24/40
Antragstellerin: Melanie Horn

Umweltpapierin Schulen

Antrag:

»jugend im Landtag“ mdge beschliefien:

Der Landtag Schleswig- Holstein wird aufgefordert, durch
das Benutzen von Umweltpapier in den Schulen, sowohl beim
Drucken als auch beim Kopieren, die Umwelt zu schonen.

Begriindung:

Es wird jeden Tag so viel Papierin Schulen bendtigt. Ein GrofBteil
davon ist Frischfaser, das durch das Abholzen der letzten Urwal-
der der Erde hergestellt wird.

Da weder Urwdlder beansprucht werden miissen noch Zellstoffe
durch einen hohen Energieaufwand gewonnen werden miissen
und zusdtzlich weniger Wasser verbraucht wird, ist das Umwelt-
und Recycling-Papier ein guter Ersatz fiir das Frischfaser-Papier.
Weder Qualitdt noch die Finanzierung leidet unter dieser Maf-
nahme, es kommt nur der Natur zu gute.

zusammen mit Jil 24/39 und JiL 24/41 in der vom Arbeitskreis ge-
dnderten Fassung angenommen
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JiL 24/41
Antragsteller: Fabian Vetter

Umweltpapier an Schulen

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig- Holstein wird aufgefordert, die offent-
lichen Schulen in Schleswig- Holstein dazu anzuhalten, Ge-
brauch von Recycling-Papier zu machen.

Begriindung:

Unsere vorhandenen Ressourcen zu schonen, sollte eine der
zentralen Aufgaben unserer heutigen Gesellschaft sein. Leider
jedoch wird mit diesen Ressourcen in den meisten Fdllen viel
zu verschwenderisch umgegangen. Deshalb wird der Landtag
Schleswig- Holstein dazu aufgefordert, die 6ffentlichen Schulen
dazu anzuhalten, starker auf den Gebrauch von Recycling-Papier
zu achten. Dieses reicht fiir Arbeits- und Informationsbldtter
vollkommen aus und besitzt im Vergleich zu Primdrfaser-Papier
eine dhnliche Qualitdt. Durch diese MaBnahme wiirde zudem das
allgemeine Umweltbewusstsein bei Schiilern und Lehrern ge-
starkt.

zusammen mit JiL 24/39 und JiL 24/40 in der vom Arbeitskreis ge-
dnderten Fassung angenommen
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JiL 24/42
Antragstellerin: Malina Hasler

Klare Deklarierung auf den Produkten

Antrag:

»jugend im Landtag“ mdge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, eine klarere
Deklarierung auf den Produkten durchzusetzen, um dem Ver-
braucher den Kauf zu erleichtern.

Begriindung:

Haufig ist nur der Uberbegriff eines Wirkstoffes aufgelistet, was
nicht nur Probleme fiir Allergiker bedeuten kann, sondern auch
das ethische Einkaufen erschwert. Zum Beispiel steht als In-
haltsstoff auf vielen Verpackungen ,pflanzliche Fette/Ole“, dass
es sich dabei um Palmal, fiir welches riesige Flachen des Regen-
waldes abgeholzt werden, handeln kann, ist den meisten Ver-
brauchern oft gar nicht bewusst. Auch viele Kinderspielzeuge
haben giftige Inhalte, die als Laie nicht immer leicht zu erken-
nen sind. (Schén wire auch eine Deklarierung wie die auf den Zi-
garetten-Schachteln, nur stattdessen mit ,,Unser Produkt wurde
mit Hilfe von Kinderarbeit erstellt”, ,Wir haben unsere Arbeiter
schlecht bezahlt®, ,Unser Abfall wurde in den Atlantik entsorgt“
etc.)

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/43
Antragsteller: Phil Wilke

Verbot des neuen Kithlmittels ,,1234yf“

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefen:

Der Bundestag wird aufgefordert, das neue KiihImittel fiir PKWs
»1234yf“ zu verbieten.

Begriindung:

Klimaanlagen sollen bald mit dem neuen Kihlmittel 1234yf be-
fullt werden, statt wie bisher mit R134a (Tetrafluorethan). Das
neue Kithlmittel hat die negative Eigenschaft, dass es in Ver-
bindung mit Warme und Feuchtigkeit zu Fluorwasserstoffsdure
(auch Flusssdure genannt) reagiert. Diese Sdure wird iiber die
Haut und Schleimhdute aufgenommen und kann schon in klei-
nen Mengen zum Tod fiihren. Das heiflt, dass bei einem Unfall
Flusssdure frei werden kann und somit nicht nur die Insassen,
sondern auch die Rettungskrafte lebensgefdhrlich verletzt wer-
den kdnnen.

angenommen

68

JUGEND IM LANDTAG 2010



JiL 24/44
Antragsteller: Jonas von Milczewski, Anna Friedemann

Entbindung der Arzte von der Schweigepflicht in Einzelfillen

Antrag:

»jugend im Landtag“ mdge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich dafiir
einzusetzen, dass Arzte vonihrer Schweigepflichtin bestimmtem
Verdachtsfdllen entbunden werden.

Begriindung:

Arzte sind an ihre gesetzlich festgelegte Schweigepflicht gebun-
den, aber hdufig sind sie deswegen auch machtlos. Gerade in
Verdachtsfdllen des Kindesmissbrauchs durch nahe stehende
Personen sollte ein Arzt auch das Recht haben, seine Schweige-
pflicht zu brechen und zum Beispiel das Jugendamt oder sogar
die Staatsanwaltschaft einzuschalten. Ein Arzt ist am ehesten
befdhigt, Anhaltspunkte fiir einen so schwerwiegenden Verdacht
zu finden und wird seine Schweigepflicht nicht unnétig brechen.
Trotzdem sollte im System ein weiterer Schutz fiir Kinder einge-
baut werden.

Nichtbefassung
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JiL 24/45
Antragstellerin: Alice Szysz

Auf Organmangel reagieren

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert sich dafir
einzusetzen, fiir Organspenden die Widerspruchsregelung ein-
zufiihren, wonach ein Verstorbener automatisch als Spender in
Frage kommt, sofern er der Spende zu Lebzeiten nicht ausdriick-
lich widersprochen hat.

Begriindung:

In Deutschland herrscht aufgrund der bestehenden Gesetzesla-
ge,dass entwedereine eindeutige Zustimmung des Verstorbenen
zu Lebzeiten oder eine Zustimmung der Angehdrigen fiir eine Or-
ganspende notwendig sei, ein eklatanter Mangel an Spenderor-
ganen. Dies fiihrt dazu, dass immer mehr Patienten wahrend ih-
rer langen Wartezeit versterben, da die Nachfrage nach Organen
immer weiter zunimmt. So sind allein im Jahr 2009 rund 1000
Menschen verstorben, die auf der Warteliste fiir Organe standen.
Die meisten sind grundsédtzlich namlich dazu bereit, ihre Organe
zu spenden. Allerdings haben sie keinen Organspenderausweis.
Inanderen Ldndern wie Spanien, Belgien oder Osterreich besteht
aufgrund der dort herrschenden Widerspruchsregelung kein ver-
gleichbarer Mangel an Organen. Man hat in diesen Landern be-
reits gute Erfahrungen mit dieser Regelung sammeln kénnen.

in der vom Plenum gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/46
Antragstellerin: Alice Szysz

Abschaffung des Ethikrates

Antrag:

»jugend im Landtag“ mdge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird dazu aufgefordert, sich auf
Bundesebene dafiir einzusetzen, den Deutschen Ethikrat durch
Aufhebung des Ethikratgesetzes abzuschaffen.

Begriindung:

Der Ethikrat stellt innerhalb einer Demokratie eine duf3erst zwei-
felhafte Institution dar, da er der Bevolkerung ethische Grund-
sdtze vorschreibt, die nicht unbedingt die Meinung der Bevdlke-
rung reprdsentieren und eine Objektivitdt beansprucht, die bei
ethischen Fragen nie gegeben ist. Der Ethikrat ist zudem in letz-
ter Zeit durch sehr fragliche Vorschldge, wie die Abschaffung von
Babyklappen, aufgefallen. Volksvertreter im Parlament kénnen
viel besser ohne so eine staatlich aufgezwungene und dazu auch
noch teure Instanz entscheiden.

Nichtbefassung
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JiL 24/47
Antragstellerin: Alice Szysz

Klare Trennung von Staat und Kirche durch Subventionsabbau

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Trennung
zwischen Staat und Kirche konsequent durchzufiihren. Deswegen
sollen Staatskirchenvertrage und Konkordate durch Einmalzah-
lungen abgelost werden. Dariiber hinaus moge sich der Landtag
dafiir einsetzen, dass auf Bundesebene, so wie im Grundgesetz
gefordert, endlich Grundséatze fiir die Ablosung von Staatslei-
stungen an Kirchen festgelegt werden. Langerfristig soll der Sta-
tus der Korperschaft des offentlichen Rechts Religionen nicht
mehr zur Verfiigung stehen und eine Uberfiihrung der Religionen
in Korperschaften des privaten Rechts (Vereine) erreicht wer-
den. Schlieflich sollen Religionen ihre Funktionstrager zukinf-
tig selbst ausbilden, so dass die theologischen Facher an den
Universitdten in religionswissenschaftliche Facher umgewandelt
werden, bei denen die jeweiligen Religionen beziehungsweise
Kirche kein inhaltliches Bestimmungsrecht haben.

Begriindung:

Bis heute findet in unterschiedlicher Weise eine Subventionie-
rung der in Deutschland anerkannten Religionen statt, obwohl
das gegeniiber den vielen Konfessionslosen in Deutschland
nicht gerechtfertigt ist, es keine Aufgabe des Staates ist und
eine Trennung zwischen Staat und Kirche dadurch nicht gege-
ben ist. Durch Staatskirchenvertrdge und Konkordate sind viele
Gemeinden und Bundesldnder bis heute und ohne zeitliche Ein-
schréankung dazu verpflichtet, regelmédfige Finanz- und Sachlei-
stungen an die Kirchen zu erbringen. Spdtestens in Zeiten der
Haushaltskonsolidierung sollte sich Schleswig-Holstein von die-
sen unndtigen Subventionen befreien. Eigentlich wdre der Bund
durch Artikel 140 GG dazu verpflichtet, Grundsé&tze fiir die Abl6-
sung von Staatsleistungen festzulegen. Bisher hat jedoch keine
einzige Regierung einen Schritt in diese Richtung getan. Deswe-



gen sollte sich Schleswig-Holstein auf Bundesebene dafiir ein-
setzen, dass dies endlich nachgeholt wird.

Es ist dariiber hinaus schon lange nicht mehr gerechtfertigt,
dass der Staat Funktionstrdager der Kirchen bezahlt und fiir die
Kirchen eigene Steuern erhebt. Der Status der Kérperschaft des
offentlichen Rechts ist deswegen fiir Religionen ungeeignet. Die
wohltédtige Arbeit der Kirchen wiirde dennoch nicht zu kurz kom-
men, da die Kirchen als Verein den gleichen Anspruch auf Zu-
schiisse hdtte wie jeder andere wohltdtige Verein.

Nichtbefassung
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JiL 24/48
Antragstellerin: Lena-Ulrike Feuf

Strengere Aufsicht bei Konsum von Alkohol auf 6ffentlichen
Feiern

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Veranstalter
offentlicher Feiern dazu zu verpflichten, strengere Aufsicht bei
der Vergabe von Alkohol zu fithren, um vor allem Kinder und Ju-
gendliche davon abzuhalten, Alkohol zu misshrauchen.

Begriindung:

Nicht nur in der Zeitung sind immer hdufiger Berichte tiber Al-
koholmissbrdauche von Kindern und Jugendlichen, Anfang No-
vember 2010 wurde ein 12-Jdhriger in Schleswig-Holstein mit Al-
koholvergiftung ins Krankenhaus eingeliefert. Auch Statistiken
zeigen, dass immer Jingere Alkohol nicht nur konsumieren, was
gesetzlich grofitenteils erst mit 18 Jahren erlaubt ist, missbhrau-
chenihn auch, weil sie oft nicht die Wirkung einschdtzen kénnen.
Einer der Griinde fiir den Konsum ist oft der Reiz des Rauschge-
fiihls und weniger der Reiz des Gesetzesbruchs. Denn gerade auf
offentlichen Feiern wird es den Jiingeren zu einfach gemacht, Al-
kohol zu trinken. Sowohl beim Einlass in Diskotheken wird oft
weniger kontrolliert und auch nicht, ob die Jugendlichen zur ge-
setzlich geregelten Zeit die Diskothek wieder verlassen. Um an
alkoholische Getrdnke zu kommen, werden Altere gebeten, ihnen
an der Bar etwas zu kaufen. Und selten kontrolliert jemand die
Kinder und Jugendlichen, ob sie tiberhaupt alt genug fiir ihre Ge-
tranke sind. Um diese von dem Weg zu unerlaubten Alkoholkon-
sum und -missbrauch oder gar zum Alkoholismus abzuhalten, ist
es wichtig, strengere Aufsichten einzufiihren und das Einhalten
der Kontrollen zu beobachten.

Nichtbefassung



JiL 24/49
Antragsteller: Max Braun

Teilverstaatlichung der Deutschen Post AG

Antrag:

»jugend im Landtag“ mdge beschliefien:

Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird zu einer Bun-
desratsinitiative fiir eine Teilverstaatlichung der Deutschen Post
AG aufgefordert. Diese Teilverstaatlichung soll den Kauf von
mehr als 50% der Aktien beinhalten.

Begriindung:

Durch eine Teilverstaatlichung kann die Bundesregierung wie-
der stdrkeren Einfluss auf die Deutsche Post AG nehmen. Das
ist gerade in der heutigen Zeit sehr wichtig. Auf diese Weise
soll verhindert werden das die Infrastruktur der Deutschen Post
AG immer mehr betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zum
Opfer fdllt und somit der Service fiir den Kunden auf der Strecke
bleibt.

abgelehnt
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JiL 24/50
Antragsteller: Florian Gehm

Direkte Biirgerentscheide gegen Politikverdrossenheit nutzen

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Mittel
der Biirgerentscheide in strittigen politischen Fragen verstarkt
zu nutzen, um somit gerade in einer Zeit immer weiter steigender
Politikverdrossenheit und sinkender Wahlbeteiligungen den Biir-
gerinnen und Biirgern die Moglichkeit zu geben, Politik aktiv zu
gestalten.

Begriindung:

Im Grundgesetz ist die politische Partizipation eines jeden Biir-
gers und einer jeden Biirgerin fest verankert. Durch Wahlen auf
allen Ebenen von der Kommune bis zum Bundesgebiet haben sie
die Moglichkeit, Vertreter von Parteien und Organisationen zu
wdhlen, die dann in den entscheidenden Gremien ihre Meinung
vertreten. Doch in den letzten Jahren ging das Interesse an Po-
litik immer weiter zurlick: Die Beteiligung an Wahlen sank mehr
und mehr und die Verdrossenheit der Menschen wuchs. In einer
direkten Demokratie ist eine solche Bewegung mehr als bedenk-
lich. Es ist daher wiinschenswert, in dringenden politischen Fra-
gen, die direkte Auswirkungen auf die Biirger und Biirgerinnen
haben, auch ihre Stimme mit einzubeziehen. So ldsst sich auch
dem stdrker aufkommenden Trend stdndiger Widerspriiche ent-
gegenwirken. Durch ihre direkte Entscheidung werden die Biir-
ger und Birgerinnen wieder ndher an die Politik herangefiihrt.
Wenn ihre Meinung in der Politik in der Umsetzung der jeweiligen
Frage ausschlaggebend ist, dann wird auch die Politikverdros-
senheit nach und nach sinken und sich gleichzeitig die Akzep-
tanz unpopuldrer Entscheidungen erhdhen. Denn fiir politische
Partizipation ist auch ein grofRes Maf3 an Vertrauen erforderlich,
was unter anderem durch aktive Mitbestimmung erreicht werden
kann. Wenn sich fiir die Meinungsbildung bei solchen Entschei-
den politische Gruppierungen bilden, steigt auch das Interesse



ANTRAGE

der Menschen nach aktiver politischer Betdtigung. So sind nicht
nur steigende Zahlen bei Wahlgdngen denkbar, sondern auch die
direkte Beteiligung in Organisationen.

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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JiL 24/51
Antragsteller: Noah Magnussen

Flagge zeigen!

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Anlassbe-
flaggung vor offentlichen Geb&duden, wie Rathdusern und Schu-
len, auf eine Ganzjahresbeflaggung auszuweiten, da dies ein
deutliches Bekenntnis zu unserem freiheitlich-demokratischen
Rechtsstaat symbolisiert und unsere demokratische Grundord-
nung gebiihrend honoriert.

Begriindung:

Die Farben Schwarz, Rot und Gold entstammen den Uniformen
des Lutzower Freikorps, in welchem einst treue, deutsche Patri-
oten freiwillig und ohne Sold fiir den Frieden, die Freiheit und
die Ehre des deutschen Volkes gegen Napoleon kampften. Spa-
testens seit dem Hambacher Fest stehen diese Farben fiir den
Wunsch der Deutschen nach Einigkeit und Recht und Freiheit.
Deshalb wurden sie sowohlvon den Griindervatern der Weimarer-
als auch der Bundesrepublik als Nationalfarben ausgewdhlt.

Wadhrend ihrer Entstehungszeit lebten unsere Vorfahren in einem
in viele Kénigreiche und Herzogtiimer aufgespaltenen Deutsch-
land, in dem Freiheit und ein einheitliches Rechtssystem noch
nicht vorstellbar waren.

All dies besitzen wir Deutschen heute, doch scheint es, als ob
wir uns dieses grofien Gliickes nicht mehr recht bewusst sind.
Das ist fatal, denn dieses Bewusstsein ist zur Wahrung dieser
Umstdande von enormer Bedeutung.

Wenn wir unsere Dankbarkeit vergessen, laufen wir Gefahr, in
neuen Zeiten von Unfreiheit, wie sie die Deutschen, ob von links
oderrechts, schon zu oft ertragen mussten, zu geraten. Dies zei-



gen deutlich die steigende Gewaltbereitschaft und der Machtzu-
wachs sowohl linker als auch rechter Extremisten.

Daher sollten wir Deutsche uns im Zeichen unserer Flagge zur
Freiheit und zur Demokratie in unserem Land bekennen und eine
Fahne gegen Extremismus und Demokratiefeindlichkeit vor &f-
fentlichen Einrichtungen, die bedeutende Pfeiler unserer Grund-
ordnung sind, hissen.

abgelehnt
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JiL 24/52
Antragsteller: Phil Wilke

Crash-Test-Autos und Schrottautos fiir Feuerwehrausbildung

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fiir Feu-
erwehren (nicht nur fiir Berufs- und Werksfeuerwehren) einzu-
setzen, damit ihnen die Méglichkeit gegeben wird, Schrott- und/
oder Crash-Test-Autos fiir die Aus- und Weiterbildung nutzen zu
kénnen.

Begriindung:

Die Autos werden immer moderner und stabiler und somit wird
es fiir Feuerwehren immer schwieriger bei Unféllen Personen aus
den Fahrzeugen zu befreien und zu retten. Aus diesem Grund
ist es wichtig, die Aus- und Weiterbildung besonders an neue-
ren Fahrzeugen durchzufiihren, um eine sichere und patienten-
gerechte Rettung jederzeit durchfithren zu kénnen, denn im Ein-
satz gibt es keine 2. Chance!

angenommen
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JiL 24/53
Antragstellerin: Vera-Lisa Paul

Funkmeldeempfdnger der Feuerwehr

Antrag:

»jugend im Landtag®“ moge beschliefien:

Alle Mitglieder der Feuerwehr sollten ab 16 einen Funkmelde-
empfdanger bekommen und mit zu Einsdtzen fahren diirfen, und
nicht erst ab Volljdhrigkeit.

Begriindung:

Auf diese Art konnte man die Einsatz-Kapazitdten um einiges er-
hdohen und eine grofiere Flexibilitdt ware méglich. Hierdurch wiir-
den die Haupteinsatzkrafte mehr entlastet und kdnnten préaziser
und sicherer arbeiten.

Nichtbefassung
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JiL 24/54
Antragsteller: Bennet Kdnig

Freistellung des Arbeitnehmers vom Arbeitsplatz fiir Einsdtze
freiwilliger Hilfsorganisationen

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag wird aufgefordert ein Gesetz zu entwerfen, welches
dem Arbeitnehmer erlaubt, wahrend seiner Arbeitszeit zu einem
Alarm seiner jeweiligen Hilfsorganisation zu fahren.

Begriindung:

Bei vielen freiwilligen Feuerwehren fehlt das Personal, um tag-
alarmtauglich zu sein, das heif’t, dass wahrend der Arbeitszeit
nicht geniigend Kameraden an den Feuerwehrhdusern eintref-
fen. Dies bedeutet, dass die jeweilige Feuerwehr unterbesetzt
zum Einsatz ausriicken muss. Am Einsatzort angekommen, kén-
nen die Kameraden nicht sofort mit allen Mitteln helfen, weil ih-
nen das Personal fehlt. Dies war auch der Fall in Boostedt, als
dort bei einem Feuer ein dlterer Herr ums Leben gekommen ist.
Wenn die Feuerwehr schneller mit mehr Personal da gewesen
wdre, hdtte man ihn vielleicht noch retten kénnen.

Nichtbefassung
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JiL 24/55
Antragsteller: Rico Kerstan

Offentliche Stellen bevorzugt mit Mitarbeitern im Katastrophen-
schutz besetzen

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschlieBen:

Die Landesregierung, die Kreise, Stidte, Amter und Gemeinden
werden aufgefordert, kiinftig Bewerber, welche sich seit min-
destens einem Jahr aktiv ehrenamtlich im Katastrophenschutz
beteiligen oder sich zur Beteiligung verpflichten, bei Bewer-
bungen und gleicher Eignung zu bevorzugen.

Diesen Mitarbeitern ist die aktive Mitarbeit im Katastrophen-
schutz wahrend der Arbeitszeit zu ermdglichen.

Die Stellenausschreibungen sind mit dem Satz zu versehen:
»Bewerber, welche sich aktiv im ehrenamtlichen Katastrophen-
schutz beteiligen oder sich zu einer solchen Beteiligung ver-
pflichten, werden bei gleicher Eignung bevorzugt.“

Unangetastet bleibt die Bevorzugung von behinderten Men-
schen. Des Weiteren sollen die aktuellen Mitarbeiter angehalten
werden, sich aktivim Katastrophenschutz zu beteiligen.

Begriindung:

Die Sicherheit der Bevolkerung ist eine hoheitliche Aufgabe. Die
Erfullung der Aufgabe ist in den letzen Jahren — auch aufgrund
der sozialen und geographischen Struktur Schleswig-Holsteins —
immer schwieriger geworden.

Das Land und die Kommunen sollten in diesem Bereich eine Vor-
bildfunktion einnehmen und die Biirgergesellschaft starken.
Wiinschenswert ist, dass private Unternehmen ihre Verantwor-
tung fiir die Gesellschaft — orientiert an den 6ffentlichen Arbeit-
gebern — erkennen und ebenfalls ehrenamtliche Katastrophen-
schiitzer einstellen und diesen die aktive Mitarbeit wahrend der
Arbeitszeiten ermdéglichen.

bgelehnt
abgelehn 83
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Dringlichkeitsantrag JiL 24/56
Antragstellerin: Franziska Reese und Viola Arnold
Mehr Férderung fiir das Freiwillige Okologische Jahr (FOJ)

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig Holstein wird aufgefordert, das Freiwilli-
ge Okologische Jahr (FOJ) und somit die informelle Bildung und
das Engagement fiir Gesellschaft und Umwelt mehr zu fordern.
Es sollten wesentlich mehr Einsatzstellen ermoglicht werden,
anstatt dass bereits vorhandene Stellen durch die Kiirzung der
finanziellen Mittel wegfallen missen.

Wir fordern vom Land Schleswig Holstein eine Million 240 Tau-
send Euro Unterstiitzung fiir den Erhalt von wenigstens 150 FOJ-
Platzen.

Begriindung:

Das Freiwillige Okologische Jahr schafft fiir junge Menschen ei-
nen Raum, in dem sie sich in den unterschiedlichsten Einsatz-
stellen ein Jahr lang fiir unsere Gesellschaft und unsere Umwelt
engagieren konnen. Sie leisten Uberwiegend praktische Tétig-
keiten in dem Bereich Natur- und Umweltschutz und setzen sich
auf selbst vorbereiteten Seminaren mit dem 6kologischen Zu-
stand und der Zukunft unserer Erde auseinander.

Zum einen bereichert das FOJ also die Lebenserfahrung der Teil-
nehmer, hilft bei der Berufsorientierung und fordert das Be-
wusstsein in Bezug auf den Umgang mit unserer Umwelt und
ihren okologischen Ressourcen, und zum anderen ist der Ein-
satz und das Engagement der Teilnehmer fiir Umwelt- und Na-
turschutzverbdnde eine grofle Unterstiitzung. Derzeit kommen
im Schnitt in Schleswig-Holstein ca. 785 Bewerber und Bewerbe-
rinnen auf 146 mogliche Einsatzstellen. Durch die vorgesehene
Kiirzung werden 20% der Einsatzstellen gestrichen.



In sozialen Einrichtungen wird verstandlicherweise versucht,
den Wegfall des Zivildienstes zu ersetzen. Einsatzstellen im
Rahmen des FOJs sind aber nicht weniger wichtig und genauso
unterstutzenswert.

Gerade in unserer heutigen Situation, in der wir mit der Gewiss-
heit leben, dass die Kapazitdten der Erde, hinsichtlich unseres
(Konsum)verhaltens, in absehbarer Zeit erschépft sein werden,
ist es umso dringlicher, das Engagement im dkologischen Be-
reich und die Bildung und das Bewusstsein beziiglich des rich-
tigen Umgangs mit unserer Umwelt mit Begeisterung zu starken
und zu férdern.

Deshalb muss trotz der Notwendigkeit des Abbaus des schles-
wig-holsteinischen Haushaltsdefizits eine hohere Unterstiitzung
des FOJs erfolgen. Denn durch das Handeln und Verhalten der
ndachsten Generationen wird sich die Zukunft und der Zustand
unserer Erde entscheiden.

in der vom Plenum gednderten Fassung angenommen
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Dringlichkeitsantrag JiL 24/57
Antragsteller: Daniel Nagel und Katja Reimann

Y-Modell? Nein danke! Fiir eine klare Position im Schulsystem

Antrag:

»jugend im Landtag®“ moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das erdachte
»Y-Modell“ nicht wie geplant einzufiihren, sondern sich klar fur
das Abitur nach 8 bzw. 9 Jahren zu positionieren.

Begriindung:

Seit Jahren wird es diskutiert: G8 oder Gg — was ist besser fiir die
Schiiler? Nachdem im Schuljahr 2008/09 die ersten G8-Klassen
installiert wurden, brach ein landesweiter Proteststurm aus. Die
Schulpolitik der damaligen grofen Koalition wurde scharf kriti-
siert.

Nun, zum Schuljahr 2011/12 soll das sogenannte ,Y-Modell“ grei-
fen. Das Modell sieht vor, dass jeder Schultrager selbst entschei-
den darf, ob er das Abitur nach 8 oder 9 Jahren vergibt.

Durch diese Freiheit wird jedoch nur weitere Unruhe im Bil-
dungssystem gestiftet. Wie sollen Eltern in der Lage sein, fiir ihr
10-11jdhriges Kind zu entscheiden, ob G8 oder Gg das Richtige
sei?

Die Regierung soll endlich Klarheit schaffen. Anstatt weiterer
Verwirrung fordern
wir eindeutige Positionen!

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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Dringlichkeitsantrag JiL 24/58
Antragsteller: Katja Reimann und Daniel Nagel

Extremismus entschieden bekdampfen!

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Links- und
Rechtsextremismus entschieden zu bekdmpfen und konkrete
MaBnahmen im Bereich der politischen Bildung zu ergreifen, um
den extremen und radikalen politischen Gruppen in Schleswig-
Holstein kraftvoll entgegenzutreten und Jugendliche iiber Auf-
klarung und Prdavention aus derartigen Milieus herauszuhalten.

Begriindung:

Die Aktivitdt radikalerund extremer Gruppen nimmtin derjiingsten
Vergangenheit zu. Es ist zu beobachten, dass gerade die politisch
motivierten Straftaten aus dem linksextremen Spektrum wach-
sen. Gleichwohl beobachten wir am rechten Rand Aktivitdten,
die eine demokratische Gesellschaft nicht hinnehmen kann. Es
ist dringend notwendig, diesen Gruppierungen das Wasser abzu-
graben! Es darf in einer aufgekldrten Gemeinschaft wie unserer
kein radikales Gedankengut geben. Schluss damit, dass Rechts-
extreme ihre ewiggestrige Ideologie vor unseren Schulen verbrei-
ten und unaufgeklarte Jugendliche in ihre Reihen locken. Weiter-
hin darfauch das linksextreme Spektrum nicht verschont bleiben.
Der zivile Ungehorsam ist eine Farce, genauso, wie Anschldge auf
Institutionen des Staates. Jeder Mensch, der konkrete politische
Ideen vertreten mochte, kann dies innerhalb des demokratischen
Systems tun. Die Vorgehensweise derartiger Gruppen auf3erhalb
des rechtsstaatlichen Systems muss konsequent bekdmpft wer-
den. Hierzu ist es unabdingbar, dass Aufkldrung geleistet wird.
Nur tiber diese Art und Weise bekampft man die radikalen poli-
tischen Strémungen auf natiirlichem Weg, ein schlichtes Verbot
derartiger Gruppen wadre keine Losung, deshalb politische Bil-
dung im Kampf gegen Extremismus!

in der vom Plenum gednderten Fassung angenommen
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Dringlichkeitsantrag JiL 24/60
Antragstellerin: Sonja Hofmann

Einfiihrung eines verpflichtenden mittleren Bildungsabschusses
an Gymnasien

Antrag:

»jugend im Landtag” moge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, den mittleren
Bildungsabschluss an Gymnasien verpflichtend fiir alle Schiiler
einzufiihren, um Schulabbrechern in der Oberstufe einen Ab-
schluss gewdhrleisten zu konnen.

Begriindung:

Immer wieder kommt es zu Schulabbriichen aufgrund verschie-
dener, teils unvorhersehbarer Ursachen wahrend der Oberstufe.
Auch durchweg gute Schiiler sind betroffen. In der Vergangenheit
gab es die Moglichkeit des automatischen Erwerbs dieses Ab-
schlusses durch das Erreichen der Oberstufe oder durch das Ab-
legen einer Priifung von allen, teils aber auch nur von einzelnen
Schiilern. Zurzeit ist keine allgemeine Regelung hinsichtlich des
mittleren Bildungsabschlusses festgelegt. Es wédre jedoch sinn-
voll, wenn zukiinftig alle Schiileran Gymnasien den Realschulab-
schluss erlangten, damit Schulabgdnger einen Abschluss nach-
weisen und somit ihre beruflichen Chancen sichern kénnen.

in der vom Arbeitskreis gednderten Fassung angenommen
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Dringlichkeitsantrag JiL 24/61
Antragstellerin: Liessa Petersen

Finanzierung von Nachhilfe fiir sozial schwache Kinder

Antrag:

»jugend im Landtag“ moge beschliefien:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Nachhilfe
von Kindern aus sozial schwachen Familien zu finanzieren, um
gleiche Bildung fiir alle méglich zu machen.

Begriindung:

Einige Familien konnen sich die Nachhilfe fiir ihre Kinder nicht
leisten, da sie zu wenig verdienen. Manche haben es ja gerade
so schon schwer genug tber die Runden zu kommen. Durch die
Moglichkeit, diesen Familien eine Finanzierung fiir die Nachhilfe
ihrer Kinder zu ermoglichen, gibt man den Kindern die Moéglich-
keit, sich zu verbessern. Es heilt, es solle gleiche Bildung fir
alle gelten, was allerdings nicht moglich ist, wenn sich den Kin-
dern auBerhalb der Schule nicht die gleichen Chancen bieten wie
Kindern normal verdienender Eltern. Durch diese Voraussetzung
wird es auch diesen Menschen ermdoglicht, sich weiterzubilden
und Unverstdandnis zu beheben. Durch eventuell fehlende Hilfe
der Eltern entstehen Wissensliicken, die die Kinder schwéachen
und die durch diese finanzielle Unterstiitzung behoben wiirden.
Die Kinder haben die gleichen Chancen wie Kinder, deren Eltern
Geld haben. Die Kinder wiirden sich in der Schule verbessern und
somit moglicherweise einen besseren Start in das Berufsleben
erhalten.

in der vom Plenum gednderten Fassung angenommen
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Dringlichkeitsantrag JiL 24/64
Antragsteller: Arne Hansen

Jugendkriminalitdt aktiv bekdmpfen

Antrag:

»jugend im Landtag®“ modge beschliefen:

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene fiir das Schaffen einer Méglichkeit einzusetzen, auch
Jugendliche im Alter von 12 bis 14 Jahren fiir schwere oder hdufig
auftretende Straftaten zur Verantwortung zu ziehen und ihnen
durch angemessene MaBnahmen neue Perspektiven zu geben.

Begriindung:

Auch Jugendlichen im Alter von 12 bis 14 Jahren ist es moglich,
ihr Verhalten zu reflektieren und Recht von Unrecht zu unter-
scheiden.

Die vollige Straffreiheit fiihrt dazu, dass geistig weiterent-
wickelte Jugendliche die Lage sicher ausnutzen und eher Straf-
taten begehen.

Die Straffdlligkeit von Minderjahrigen in jenem Alter stiegin den
letzten Jahren stetig an. Um dieser Entwicklung entgegenzuwir-
ken, fordern wir bessere Prdavention und ein effektiveres Rechts-
system.

angenommen
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AuUSsziGE AUS DER DEBATTE

Thema G8/Gg9-Gymnasium

Katja Reimann: Wir wollen von der Regierung eine klare Positi-
onierung — entweder G8 oder G9. Es kann nicht angehen, dass
es an jeder Schule unterschiedliche Voraussetzungen gibt. Au-
Berdem wird das geplante Y-Modell teurer, wenn die Schule zum
Beispiel zwei verschiedene Arten Biicher fiir eine Klassenstufe
anschaffen muss.

Timm Wiistenberg: Zwar wird sich kaum eine Schule zu Gg zu-
riickentwickeln, aber trotzdem herrscht an den Schulen ein heil-
loses Chaos. Und was passiert, wenn es nach der nachsten Wahl
eine neue Regierung gibt, die das ganze wieder zuriickdreht?

Thema Schulfach LER (Lebensgestaltung, Ethik, Religi-
onskunde)

Timm Wiistenberg: An unserer Schule gibt es 20 unterschied-
liche Nationalitdten. Es ist eine der gréfiten Herausforderungen
unserer Gesellschaft, das Miteinander dieser Kulturen zu for-
dern. Alle Schiiler, egal welcher Religion und welcher Kultur sie
angehoren, werden bei LER gemeinsam unterrichtet. Das Fach
Religion wird dadurch nicht verbannt, aber Religion und Philoso-
phie werden zusammengefiihrt. Denn es ist wichtiger, Toleranz
zu férdern als sich nur mit einer einzigen Religion zu befassen.
Wir konnen die Gesellschaft nicht immer weiter trennen, wir wol-
len doch vereinen. Wenn im christlichen Religionsunterricht tiber
den Islam informiert wird und umgekehrt, dann reden wir tber-
einander und nicht miteinander.

Tilmann Schade: Es ist gut, den traditionellen Religionsunter-
richt zu hinterfragen. Dennoch sollte das Fach Philosophie erhal-
ten bleiben. Hier konnen Gemeinsamkeiten zwischen den Religi-

onen dargestellt werden. 91
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Katja Reimann: Es ist doch aber so, dass der Religionsunterricht
keine Bibelstunde ist. Hier wird weltoffen iber andere Kulturen
gelehrt.

Carmen Bornholdt: In meinem Religionsunterricht wurden kaum
religiose Themen behandelt, sondern es wurde iber mensch-
liche Probleme wie Drogen und Alkohol gesprochen, und wir ha-
ben uns mit philosophischen Themen auseinandergesetzt.

Jannick Dahm: Es gibt so viele Religionen, die konnen doch nicht
alle beriicksichtigt werden. Wie soll der Unterricht denn gestal-
tet werden, wenn es in einer Klasse drei Muslime, drei Christen
und drei Kommunisten gibt?

Julius Spreckselsen: Der evangelische Religionsunterricht ist
bereits vielfdltig und multikulturell — warum also ein eigenes
Fach?

Daniel Nagel: Man sollte erst einmal die Lehrpldne durchfor-
sten, bevor man ein neues Fach einfiihrt. Und: Gibt es dafiir denn
schon Lehrer oder miissen die erst ausgebildet werden?

Baderkhan Dakori: Bei uns wird Religion von einem Pfarrer un-
terrichtet, der mit einer Tiite voller Bibeln ankommt und der rei-
nen Bibelunterricht macht. Der Unterricht sollte von Lehrern ge-
staltet werden und nicht von Pfarrern.

Soren Wortmann: Bei LER muss man die eigene Religion nicht
zuriickstellen. Vielmehr wird das Miteinander der Religionen ge-
fordert.

Patrick Schmidt: Jeder sollte iber alle Religionen aufgekldrt wer-
den, aber dafiir braucht man nicht noch ein Fach mit noch mehr
Lehrplanen, noch mehr Biirokratie und mehr Klausuren.

Fabian Vetter: Das Interesse an anderen Kulturen sollte grund-
sdtzlich vorhanden sein, dafiir braucht man kein neues Fach.
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Julia Lengen: Wer wiirde sich als Moslem gerne in den evange-
lischen Religionsunterricht setzen? Deswegen sollte man das
Fach umbenennen und umgestalten.

Thema Kontrolle von Lehrern
Karl-Heinz Camien: Dieser Antrag kommt jedes Jahr. Es stimmt
doch nicht, dass die Lehrer unmotiviert sind und nicht angehal-

ten werden, sich zu engagieren.

Dela Sawatzki: Warum soll man das noch extra einfiihren, so et-
was gibt es doch schon.

Daniel Nagel: Es fehlen in dem Antrag die Ma3stdbe — was wird
kontrolliert, wer kontrolliert?

Niklas Sannowitz: Anstatt auf Kontrollen zu setzen, miissen wir
stdrker auf die Ausbildung der Lehrer achten.

Jonas von Milczewski: Lehrer sollten doch nicht in der Angst vor
stdandigen Kontrollen leben.

Katja Reimann: Unangemeldete Kontrollen sind gut, denn die
perfekten Vorzeige-Musterstunden kennen wir doch alle. Und:
Die Kontrollen miissen auch Konsequenzen haben.

Thema Profiloberstufe

Katja Reimann: Jeder der realistisch ist weif}, dass wir das alte
Kurssystem nicht zurlickbekommen werden.

Fabian Vetter: Es gibt einen Punkt, bei dem die Profiloberstufe
Sinn macht, und das sind die beruflichen Schulen
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Thema Einsparungen an den dénischen Schulen

Jonas Knickmeier: Hier geht es um ein Sonderopfer, das nur fiir
die danischen Schulen gelten soll. Es droht sogar die Schlieung
von Schulen.

Jonas von Milczewski: In Deutschland sollte jeder Schiiler gleich
viel wert sind. Man sollte nicht zwischen deutschen Schiilern
und déanischer Minderheit unterscheiden.

Patrick Schmidt: Wir haben uns gegen Einsparungen bei deut-
schen Schulen ausgesprochen, also miissen wir das auch bei
den ddnischen Schulen tun.

Jonas Jeske: Hier wird eine Minderheit diskriminiert. Das muss
man deutlich sagen.

Katja Reimann: Wenn {iberall gespart wird, dann doch auch bei
den ddnischen Schulen. Das hat doch auch etwas mit Gleichbe-
rechtigung zu tun.

Thema Zentralabitur in Mathematik an der Berufs-
schule

Sebastian Bar: Der Aufwand hierfiir ist unglaublich. Deshalb for-
dern wir die Aussetzung um ein Jahr, um das Ganze besser vor-
zubereiten.

Dennis Nagel: Aber warum soll es an Berufsschulen anders zuge-
hen als an anderen Schulen?

Fabian Vetter: Jeder Lehrer setzt andere Schwerpunkte. Und es
nimmt sehr viel Unterrichtszeit in Anspruch, sich mit dem neuen
Taschenrechner einzuiiben, der zudem 120 Euro kostet.
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Soren Wortmann: Wenn wir in Mathe kein Zentralabi mehr ha-
ben, dann wird unser Abi vielleicht in anderen Bundesldandern
gar nicht mehr anerkannt.

Thema Fiihrerscheinentzug fiir Straftdter

Jonas Jeske: Ich finde es schwachsinnig, jemanden in einem
ganz anderen Umfeld zu bestrafen, das mit der eigentlichen Tat
gar nichts zu tun hat.

Daniel Nagel: Gerade fiir junge Leute ist das ein probates Druck-
mittel. Es dient auch der Abschreckung.

Julia Lengen: Ich finde diesen Antrag unméglich. Es ist unfair,
jemanden, der einen Diebstahl begangen hat, mit einem Fahr-
verbot zu bestrafen. Das hat damit doch iberhaupt nichts zu tun.
Auflerdem ist es eine Ausgliederung aus der Gesellschaft, weil
dadurch Leute beispielsweise nicht mehr zur Arbeit kommen.

Patrick Schmidt: Die Verldngerung der Probezeit wiirde ausrei-
chen. Ansonsten gibt es genug andere Strafen.

Katja Reimann: Gerade fiir Jugendliche ist es schmerzhaft, nicht
mehr mobil zu sein.

Fabian Vetter: Jugendliche werden durch diese Strafe weiter aus-
gegrenzt, und bei Erwachsenen kann ein enormer wirtschaft-
licher Schaden entstehen.

Carmen Bornholdt: Es geht doch nicht um Jugendliche, sondern
um Leute, die den Fiithrerschin haben — also Leute tiber 18.

Lydia Drenckhahn-Dempewolf: Ich bin sehr verwundert dariber,

dass ,Jugend im Landtag“ noch eine zusdtzliche Bestrafung ein-
fihren will.
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Jonas von Milczewski: Die Entscheidung muss letztlich ein Rich-
tertreffen. Aber er sollte diese Moglichkeit zur Verfligung haben.
Wenn jemand dadurch bei der Ausiibung seines Berufes behin-
dert wird, wiirde er diese Strafe sicherlich nicht aussprechen.

Thema verpflichtend niedrige Fahrkosten im OPNV

Daniel Nagel: Das greift direkt in die Wirtschaftsplanung der
Verkehrsunternehmen ein. Aufierdem gibt es bereits den SH-Ta-
rif. Da sollte der Staat nicht weiter eingreifen.

Karl-Heinz Camien: Im Siiden von Schleswig-Holstein gilt der
HVV-Tarif, und der ist angemessen und giinstig.

Thema PKW-freie Tage in Ortschaften

Ole Lengler: Ein freiwilliger Tag wiirde nicht viel bewirken. Es ist
auch unrealistisch, stattdessen den OPNV an Sonntagen auszu-
bauen.

Daniel Nagel: Ich halte es fiir sinnvoll, aber wir sind ein Flachen-
land. Das ist anders als in Hamburg, da kann man das machen.
Auch in Libeck oder Kiel, aber nicht in der Flache.

Thema ,,Kiel 21

Soren Wortmann: Im Moment ist es leider utopisch, aber es ist
auch nicht weltfremd. In einigen Jahren kann es dazu kommen.
Man muss die fehlende Attraktivitdt der Stadt Kiel bekdmpfen
und Skandinavien ndher an Deutschland heranriicken. Es wiirde
wie in Stuttgart auch in Kiel sehr teuer werden, aber Kiel konnte
der direkte Verbindungspunkt von Hamburg nach Kopenhagen
werden.
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Thema Ubernahme der Schiilerbeférderungskosten

Jannick Dahm: Ich habe Bekannte, die einen weiten Schulweg
haben, weil sie wegen der Profiloberstufe die Schule wechseln
mussten. Diese Leute sind darauf angewiesen, dass der Staat die
Fahrkosten tibernimmt.

Ole Lengler: Wenn man sich ein neues Profil sucht, dann ist das
Land doch nicht in der Pflicht, dafiir die Kosten zu tragen.

Timm Wiistenberg: Wir haben doch bereits beschlossen, dass an
der Bildung nicht gespart werden darf. Der Besuch einer gymnasi-
alen Oberstufe darf nicht vom Geldbeutel der Eltern abhangen.

Patrick Schmidt: Der Staat ist doch nicht fiir alles zustandig, was
mit Bildung zu tun hat. Das ist Teil der Eigenverantwortung. Man
sollte das Geld lieber da konzentrieren, wo es wichtiger ist, bei
der Unterrichtsqualitdt.

Julia Lengen: Es ist ein Eingriff in die Bildungschancen der Schii-
ler, wenn die Eltern die Fahrkosten {ibernehmen miissen.

Jonas Jeske: Bei einer armen Familie, wo sich das Kind kaum die
Schulsachen leisten kann, sollen jetzt auch noch die Fahrkosten
getragen werden. Das geht einfach nicht.

Daniel Nagel: Wir haben nicht das Geld. Deswegen sollte man
die knappen Mittel lieber in die Ausstattung der Schule stecken.
Der ndachste Schritt ware, den Studenten den Weg zur Uni zu be-
zahlen.

Tillmann Schade: Das Recht auf Bildung ist im Grundgesetz ver-
ankert, der Staat hat also dafiir zu sorgen, dass jeder die best-
mogliche Bildung bekommt.

Dennis Nagel: Viele kleine Dorfschulen sind in den letzten Jah-
ren geschlossen worden, und es sind langere Anfahrtswege in

die groBeren Orte entstanden. Insbesondere in den landlichen 97
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Rdumen miissen die Kinder den bestmoglichen Bildungsab-
schluss erhalten, denn die Landwirtschaft hat in Europa keine
Zukunft mehr.

Carmen Bornholdt: Leute, die wenig Geld zur Verfiigung haben,
wohnen doch lberwiegend in den Stddten, also dicht an den
Schulen dran.

Thema Rettungskarten in PKW

Bennet Konig: Fiir die Feuerwehr ist es sehr schwierig, bei mo-
dernen Autos verletzte Personen herauszuschneiden. Deswegen
wdren solche Karten eine sehr positive Einrichtung.

Phil Wilke: Wichtig ist, dass es einheitlich gestaltet wird.

Carmen Bornholdt: Diese Karten gibt es bereits auf den Websei-
ten der Autohersteller.

Jonas Knickmeier: Die Feuerwehr kann schlieBlich nicht alle Au-
totypen als Karte dabeihaben.

Thema Lichtpflicht fiir Autos

Karl-Heinz Camien: Ab 2012 miissen alle Autos mit Tagesfahr-
licht ausgestattet werden, aber Altfahrzeuge miissen nicht nach-
geriistet werden. Das ist bedauerlich.

Daniel Nagel: Das Thema hat einen Umweltaspekt. Fahren mit
Licht erhoht den Energieverbrauch und damit die Emissionen.

Thema 6kologische Erndhrung fiir Schiiler

Baderkhan Dakori: Die Schule hat hdufig kein Recht mitzureden,
was in der Kantine angeboten wird, weil diese von einem Betrei-
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ber, etwa einem Krankenhaus, ausgestattet wird. In Kiel ist dies
zum Beispiel der Fall.

Patrick Schmidt: Wenn es ein Landesgesetz gibt, dann miissen
sich auch die Stadte danach richten.

Thema kostenloses Schulobst

Katja Reimann: Wenn Kinder etwas kostenlos bekommen, dann
sehen sie den Wert nicht. Wenn man etwa 10 Cent dafiir verlangt,
dann schafft man einen Gegenwert und erhdoht damit die Wert-
schdtzung, etwa eines Apfels.

Julia Lengen: In einigen Bundesldndern gibt es das schon. Sie-
ben von 16 Landern haben sich an dem EU-Programm beteiligt
und haben damit sehr positive Erfahrungen gemacht. Kinder sol-
len sich gesund erndhren und einen gesunden Umgang mit Essen
erlernen. Auferdem kommen viele Kinder ohne Frithstiick in die
Schule.

Daniel Nagel: Das ganze Programm umfasst 20 Millionen Euro
fiir ganz Deutschland, das ist insgesamt doch ein bisschen we-
nig. Kinder miissen lernen, dass Lebensmittel etwas wert sind,
deswegen ist es besser, einen angemessenen Preis zu verlan-
gen.

Tillmann Schade: Es gibt weitere Finanzierungsmaoglichkeiten,
etwa Kooperationen mit privaten Anbietern, Bauern oder den
Arzteverbdnden. Es ist durch Studien erwiesen, dass sich die
Konzentrationsfahigkeit durch gesundes Essen erhdht. Grund-
satzlich gilt: Man darf den Wert einer Sache nicht immer nur tiber
Geld definieren.

Annika Wollermann: Wenn ich die Wahl habe zwischen einem
Apfelund einem Schoko-Muffin, dann wiirde ich den Muffin neh-
men. Deswegen sollte es den Apfel umsonst dazu geben.
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Patrick Schmidt: Es geht doch darum aufzuzeigen, dass Pro-
dukte einen Wert haben.

Jonas Knickmeier: Kein Kind wirft doch einen Apfel weg, nur weil
erumsonst ist.

Thema Chipkarte fiir sozial benachteiligte Kinder

Julius Spreckelsen: Eine sehr gute Idee. Wenn man das aber nur
fiir sozial benachteiligte Kinder macht, dann ist das eine Stigma-
tisierung: Kindern wird ein Stempel aufgedriickt

Fabian Vetter: Man sollte das Geld direkt in die Sportvereine ge-
ben, ansonsten sorgt man nur fiir biirokratischen Aufwand.

Sonja Hofmann: Das ist doch utopisch. Wir sagen, das Land soll
dieses und jenes bezahlen, aber die kénnen sich das Geld doch
nicht aus den Rippen schneiden.

Thema Kosteniibernahme fiir Schulbedarf durch das
Land

Daniel Nagel: Ich bin dagegen, denn hier im Lande gibt es be-
reits Schulbticher umsonst, und nicht wie in anderen Ldandern
ein Biichergeld.

Jannick Dahm: Wir kénnen froh sein, dass die Biicher tibernom-
men werden, die kosten einiges. Ich bin dagegen, dass die Stifte,
die es fiireinen Appel und ein Ei bei Aldi gibt, jetzt auch noch auf
das Land Schleswig-Holstein abgewdlzt werden sollen.

Lennart Feix: Es geht doch insbesondere um Schiiler aus ar-
meren Familien.

Jonas von Milczewski: Aufgrund unserer Haushaltslage ist das
nicht fiir alle Schiiler zu machen, deswegen sollte dieser Bereich
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in das Kindergeld mit aufgenommen werden und nur sozial be-
nachteiligten Kindern zugute kommen.

Timm Wiistenberg: Dass uns die Schulbiicher bezahlt werden,
ist doch selbstverstdndlich. Wenn wir Milliarden in eine an die
Wand gefahrene Bank pumpen, dann miissen wir hierfir auch
Geld haben.

Patrick Schmidt: Jeden Stift und jedes Radiergummi vom Staat
bezahlen zu lassen, ist zu viel. Letztlich ist auch jeder fiir sich
selbst verantwortlich.

Marco Sauvant: Wenn man Hartz IV bezieht, dann bekommt man
bereits einen Regelsatz fiir den Schulbedarf des Kindes. Wenn
man mehr braucht, dann kann man mehr beantragen oder die
Ausgaben auch von der Steuer absetzen. Wir miissen das nicht
auch noch per Gesetz regeln.

Thema Mddchentreffs

Dela Sawatzki: Das sind sehr wichtige soziale Einrichtungen
fiir Mddchen, die Lernschwierigkeiten haben oder Gewalterfah-
rungen. Sie sollten auf jeden Fall erhalten bleiben.

Thema kostenlose Nachhilfe durch Schiiler an der
Schule

Max Braun: Wenn Schiiler anderen Schiilern Nachhilfe geben,
dann besteht die Gefahrvon Missverstdandnissen, weil die ,,Nach-
hilfe-Lehrer® selbst den Stoff nicht verinnerlicht haben.

Jonas von Milczewski: Solche Losungen kénnen die Schulen je-
weils in Eigenregie im Rahmen der Ganztagsbetreuung einrich-
ten.
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Daniel Nagel: Das Problem von Wissensliicken wird hier auf die
Schiiler abgewdlzt. Dies ist aber Aufgabe der Lehrer. Schule
sollte immer so gut sein, dass Nachhilfe gar nicht nétig ist. Wir
sollten die Lehrer nicht aus der Verantwortung nehmen.

Lennart Feix: Die Alteren lernen etwas, weil sie den Lernstoff
vermitteln, und die Jiingeren profitieren, weil sie etwas lernen.
Eine Win-Win-Situation.

Julia Lengen: Mir ist es lieber, dass das an den Schulen passiert,
als dass die Eltern fiir Nachhilfeinstitute hunderte von Euros be-
zahlen.

Thema direkte Biirgerbeteiligung

Jonas von Milczewski: Ich bin gegen eine direkte Demokratie
in Form von Volksentscheiden, weil so nur populistische Forde-
rungen durchgesetzt werden und eine konstruktive Politik, die
das Land voranbringt, nicht méglich ist.

Florian Gehm: Wir wollen auf keinen Fall Populismus. Aber Volks-
entscheide sind bereits Teil unserer Landesverfassung. Wir se-
hen auch nicht die Gefahr, dass wir jeden Sonntag zur Wahl miis-
sen. Volksbeteiligung kostet zwar auch Geld, aberwirinvestieren
in Demokratie, und das muss es uns wert sein.

Thema Extremismus und politische Gewalt

Jonas Jeske: Die Aufkldarung tiber politisch motivierte Gewalt ist
wichtig, egal aus welcher Richtung sie kommt.

Florian Holm: Es geht nicht darum, eine Meinung zu verbieten. Es
geht darum, Gewalt zu bekdmpfen und einen zivilisierten Dialog
zu gewdhrleisten.

Julius Spreckelsen: Gewalt ist schon verboten, das muss man
nicht noch mit diesem Antrag unterbinden.
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Thema Freiwilligendienste angerechnet auf die
Abi-Note

Jannick Dahm: Es ist schdn, wenn sich junge Leute ehrenamtlich
engagieren, aber ich bin dagegen, danach die Studienpldtze zu
vergeben. Wer lange arbeitet oder seinen Schulabschluss nach-
macht, hat keine Zeit, auch noch ein Ehrenamt zu tibernehmen.
Wenn freiwillige Arbeit geehrt wird, dann will ich, dass auch mei-
ne echte Arbeit geehrt wird, denn das hilft der Wirtschaft.

Patrick Schmidt: Wir sind auf Ehrendmtler angewiesen, insbe-
sondere jetzt, wo der Zivildienst aufgegeben wird. Deswegen
missen wir das Ehrenamt weiter fordern.

Leonie Pdtzold: Ich bin ganz klar dagegen. Ich finde es scha-
de, wenn ein Ehrenamt egoistisch wird, weil man dafiir belohnt
wird. Zudem wird es ja bereits angerechnet, und zwar bei der Be-
werbung um einen Job. Die Gefahr besteht, dass Alibi-Mitglied-
schaften zustande kommen.

Lennart Feix: Bei einer Unternehmensberatung oder bei der Deut-
schen Bank interessiert es doch keinen, ob einer Schiilerspre-
cher war oder bei den Pfadfindern. AuBerdem geht es hier um
eine langjdhrige engagierte Tatigkeit. Es geht darum, jemandem
eine kleine Hilfestellung zu geben. Das ware ein kleiner Schritt in
die richtige Richtung. Wir wollen das Ehrenamt férdern und keine
elitdre Leistungsgesellschaft an den Unis.

Dela Sawatzki: Wenn man keine Zeit fiir ein Ehrenamt hat: Es gibt
auch Amter, die sehr wenig Zeit in Anspruch nehmen. Jeder kann
sich einbringen.

Sonja Hofmann: Ein Ehrenamt ist freiwillig, man darf keine Ge-
genleistung dafiir verlangen.

Karl-Heinz Camien: In Deutschland ist mindestens ein Drittel
unserer Gesellschaft ehrenamtlich tdatig. Denn ansonsten wiirde

unser Sozialstaat zusammenbrechen. 103
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Baderkhan Dakori: Wenn man das mindestens zwei Jahre macht,
dann hat man auch ein Anrecht, dafiir mal gelobt zu werden.

Thema Kampagnen fiir mehr Organspender

Jonas von Milczewski: Die Organspende nach dem Tod sollte
zwingend von einer vorherigen Zustimmung abhdngen. An-
sonsten wiirden meine Angehdrigen nach meinem Tod in eine
Beweispflicht geraten, dass ich zu meinen Lebzeiten widerspro-
chen habe. Niemand sollte dazu gezwungen werden. Das wdre
Leichenfledderei.

Ole Lengler: Ohne Befragung eines Angehdrigen sollte man kei-
ne Organe entnehmen kdnnen.

Meike Hanning: Ich habe zwar einen Spenderausweis, aber ich
spreche mich trotzdem gegen eine Spende-Pflicht aus. Denn
das Individuum wiirde dazu degradiert, am Ende des Lebens nur
noch Verwertungsmasse zu sein.

Marco Sauvant: Wir sollten den Menschen nicht vorschreiben,
was mit ihrem Korper zu geschehen hat. Da spielen beispielswei-
se auch religiose Uberzeugungen eine Rolle.

Thema hartere Bestrafung von Ersttédtern

Julius Spreckelsen: Die Aufgabe von Strafe ist es nicht, dem Ta-
ter Leid zuzufiigen. Strafe soll verhindern, dass Kriminalitat wie-
der passiert. Sie soll zwar auch abschrecken, aber das ist der
kleinste Teil. Hauptsdchlich sollen die Tater resozialisiert wer-
den.
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»Schulpolitik*

1. Positionierung der Landesregierung fiir G8 oder Gg

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich klar
fuir ein Abitur nach acht oder neun Jahren zu entscheiden. Das
Y-Modell, aber auch generell das Nebeneinander von G8 und Go,
wird abgelehnt.

2. Einfiihrung des Faches LER

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, als un-
terstiitzende Malnahme zur Integration in einer multikulturellen
Gesellschaft das Fach Religion weiterzuentwickeln und dafiir das
Fach LER (Lebenskunde, Ethik, Religionskunde) fiir alle verbind-
lich einzufiihren. Der konfessionsgebundene Religionsunterricht
sowie der Philosophieunterricht sollen zusdtzlich als freiwilliges
Wahlfach angeboten werden. Religion wird hierbei nicht aus dem
Unterricht verbannt, sondern stellt weiterhin einen wichtigen
Grundpfeiler des Faches LER dar.

3. RegelmédBige Kontrolle von Lehrern an Schulen

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, eine regelma-
Rige, unangekiindigte oder unauffdllige Kontrolle von Lehrern an
Schulen zu tatigen.

4. Abschaffung der Profiloberstufe

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Profil-
oberstufe abzuschaffen, um die freie Entfaltung der individu-
ellen Fahigkeiten besser zu fordern. Statt der Profiloberstufe
wdre eine Wiedereinfiihrung des Kurs-Wahl-Systems mdéglich.

5. Keine Einsparungen im Bildungsbereich
Die Landesregierung wird aufgefordert, keine Kiirzungen im Bil-
dungsbereich vorzunehmen. Fiir die SparmaBBnahmen im Doppel-

haushalt 2011/2012 miissen Alternativen gefunden werden. 105
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6. Forderung der Lehreraus- und -weiterbildung

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Lehrkrafte
mindestens alle zwei Jahre zu pddagogischen Fortbildungssemi-
naren zu verpflichten. Des Weiteren sollen Lehrkrdfte verpflich-
tend ebenfalls mindestens alle zwei Jahre in Form von Fortbil-
dungen ihr Fachwissen auffrischen sowie mindestens alle finf
Jahre an Einfithrungen im Bereich der Medienkompetenz teilneh-
men.

7. Keine zusdtzlichen Einsparungen bei den danischen Schulen

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, den Vor-
schlag der schleswig-holsteinischen Landesregierung, die Zu-
schiisse fiir die Schulen der ddanischen Minderheit pro Schiiler
auf 85 % des Schiilerkostensatzes zu senken, abzulehnen.

8. Bildungsabschluss nach Vollendung der gymnasialen Mittel-
stufe

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, zu beschlie-
Ben, dass alle Schiiler mit Vollendung der gymnasialen Mittel-
stufe automatisch einen mittleren Bildungsabschluss erlangen.

9. Gleichstellung des Fachs Informatik bei der Einbringung in
das Abitur

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, das
Fach Informatik bei der Einbringung in das Abitur mit anderen
Fachern gleichzustellen.

10. Zentralabitur im Fach Mathematik

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die zentra-
le Abiturpriifung im Fach Mathematik fiir die berufsbildenden
Schulen im Schuljahr 2010/2011 auszusetzen und die bisher tb-
liche Form der dezentralen Priifung durchzufiihren.

11. Verkleinerung der Schulklassengréofe

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Lernbe-
dingungen im Schulunterricht zu verbessern, indem die Klassen-
grofie auf maximal 25 Schiiler gesenkt wird.
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12. Anerkennung von Auslandsjahren

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, ein Aus-
tauschschuljahr als vollwertiges deutsches Schuljahr anzuer-
kennen, wenn es der Leistungsstand des Schiilers zuldsst. Die-
ser Leistungsstand sollte durch einen Test iberpriift werden.

wverkehr/Infrastruktur*

13. Ubernahme der Schiilerbeférderungskosten von Oberstufen-
schiiler/innen

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, dass das
Land Schleswig-Holstein die Schulbeférderungskosten fiir Schii-
lerund Schiilerinnen aller Schulformen aller Jahrgdange innerhalb
Schleswig-Holsteins tibernimmt, die mehr als fiinf Kilometer von
ihrer Schule entfernt leben. Im Falle eines Schulwechsels zu ei-
ner weit entfernt liegenden Schule werden die Fahrtkosten nur
bis zur ndchsten addquaten Schule iibernommen, den Restbe-
trag miissten die Schiiler ibernehmen.

14. Pflicht fiir Rettungskarten in allen PKWs

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Hersteller
von Kraftfahrzeugen zu verpflichten in Design und Platzierung
einheitliche, so genannte ,Rettungskarten® von Werk in den je-
weiligen Fahrzeugen zu deponieren. AuBerdem sollen Halter von
bereits in Benutzung stehenden Fahrzeugen verpflichtet werden,
solche nachtrdglich zu erwerben und zu deponieren.

15. Verbot des neuen Kiihlmittels ,,1234yf“

Der Landtag Schleswig-Holstein moge sich fiir ein Verbot des
Kihlmittels ,1234yf“ im Bundesrat einsetzen und langfristig auf
eine Co2-Kithlung plédieren. Um die Zeit, in der diese Umstel-
lung erfolgt, zu iberbriicken, ware eine Nutzung des Kiihlmittels
R1i52a denkbar.
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16. Uhrzeitbegrenztes Uberholverbot fiir LKWs auf 2-spurigen
Autobahnabschnitten

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fiir ein
bundesweites Uberholverbot auf 2-spurigen Autobahnen fiir
Kraftfahrzeuge ab 3,5 Tonnen Gewicht einzusetzen. Dieses soll
uhrzeitbegrenzt von 06:00 bis 20:00 Uhr gelten.

»S0ziales/Umwelt“

17. Okologische Erndhrung fiir Schiilerinnen und Schiiler

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Verpfle-
gung der Schiilerinnen und Schiiler aller Schularten und Alters-
gruppen wahrend der Schulzeit durch 6kologische und regionale
Lebensmittel sowie angemessene Preisgestaltung sicherzustel-
len.

18. Kostenloses Schulobst fiir Kinder

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, dafiir zu sor-
gen, dassin jeder Schule kostenloses Obst fiir Kinder in den Pau-
sen bereit steht. Bund, Lander und Kommunen diirfen sich nicht
aus der Verantwortung stehlen, sondern miissen sich einigen,
wer zu welchen Teilen die Kosten trdgt.

19. Aufrechterhaltung und finanzielle Unterstiitzung von Mad-
chen-/Jungentreffs

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Landes-
sparpaket in Bezug darauf, die Landesmittel fir Mddchentreffs
ab Ende 2010 zu streichen, zu @ndern und Mddchentreffs weiter-
hin finanziell zu unterstiitzen. Des Weiteren sollen Jungentreffs
in gleichem Mafe finanziell vom Land unterstiitzt werden.

20. Eingliederung des Nachhilfesektors in die Schule

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Nachhilfe
von Kindern in allen Schulen im Zuge der Ganztagsbhetreuung frei
nach dem Prinzip ,,Schiiler lernen von Schiilern® zu integrieren.
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21. Zustimmungspflicht des Bundesrates bei Atomkraft-
werklaufzeitverldngerungen

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fir die
Zustimmungspflicht des Bundesrates bei Atomkraftwerklauf-
zeitverlangerungen einzusetzen und im Notfall zu klagen.

22. Verstdrkte Forderung der regenerativen Energien

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich klar zu
den regenerativen Energien zu bekennen und diese verstarkt zu
fordern.

23. Speicher fiir Erneuerbare Energien

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Entwick-
lung und den Bau von grofen Speichern fiir Erneuerbare Ener-
gien zu fordern, damit schrittweise der Benutzung von Atom- und
Kohlestrom entgegengewirkt werden kann.

24. Verbot fiir Olférderung im Wattenmeer

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Olférde-
rung im Wattenmeer zu stoppen, um die weitere Ausbeutung des
Nationalparks durch den Menschen bzw. die Olkonzerne einzu-
schrdanken und gefdhrdete Tierarten zu schiitzen.

25. Recycling-Papier in allen 6ffentlichen Institutionen verwen-
den

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, in offent-
lichen Institutionen nur noch Recycling-Papier zu verwenden, um
einen wichtigen Beitrag zum Naturschutz zu leisten.

26. Klare Deklarierung auf den Produkten

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, eine lesbare
Deklarierung der Produktionswege, der Produktbestandteile und
der Inhaltsstoffe auf den Produkten durchzusetzen, um dem Ver-
braucher den Kauf zu erleichtern.
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»innen und Recht/Ehrenamt*

27. Direkte Biirgerentscheide gegen Politikverdrossenheit nut-
zen

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Mittel
der Biirgerentscheide in politischen Fragen verstdrkt zu nutzen,
um somit der immer weiter steigende Parteien- und Politikver-
drossenheit und der sinkenden Wahlbeteiligung zu begegnen
und den Biirgerinnen und Biirgern die Modglichkeit zu geben,
Politik aktiv zu gestalten.

Hierzu wird der Landtag aufgefordert, die Fragen der Verbind-
lichkeit der Biirgerentscheide neu zu bewerten, insbesondere
§ 10 des Volksabstimmungsgesetzes. Ziel muss sein, eine star-
kere Verbindlichkeit eines Biirgerentscheides zu erwirken.

28. Politische Gewalt entschieden bekdmpfen

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, politisch mo-
tivierte Gewalt entschieden zu bekdmpfen und konkrete Maf3-
nahmen im Bereich der politischen Bildung zu ergreifen, um po-
litisch motivierten gewaltsamen Gruppen in Schleswig-Holstein
kraftvoll entgegenzutreten und Jugendliche Giber Aufklarung und
Pravention aus derartigen Milieus herauszuhalten.

29. Positive Anrechnung von Freiwilligendiensten und anderen
gesellschaftlichen Diensten oder Ehrendmtern bei der Vergabe
von Studienpldtzen

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, die Ab-
leistung von Freiwilligendiensten wie dem Freiwilligen, Sozialen,
Okologischen und Kulturellen Jahr sowie die jahrelange (minde-
stens 2-jdhrige) Aktivitat in Jugendorganisationen, kommunaler
Selbstverwaltung oder kirchlichen Einrichtungen auf die Durch-
schnittsnote bei der Vergabe von Studienpldtzen anzurechnen,
um das gesellschaftliche Engagement junger Menschen ange-
messen zu wiirdigen.

30. Auf Organmangel reagieren
Der Landtag Schleswig-Holstein mége die Landesregierung be-

110 auftragen, sich im Bundesrat dafiir einzusetzen, die Akzeptanz
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von Organspenden in der Bevdlkerung zu erhdhen. Hierfiir ware
es denkbar, den Prozess zum Werden eines Organspenders er-
heblich zu erleichtern, indem zum Beispiel beim Erreichen der
Volljahrigkeit, dem Erneuern des Ausweises, Fiihrerscheins oder
dhnlichem, eine Entscheidung getroffen werden muss, ob man
Organspender werden méchte und dies schnell und unbirokra-
tisch umgesetzt wird. Der Widerruf soll moglichst einfach ge-
staltet werden. AuBerdem sollte die Offentlichkeitsarbeit zum
Thema Organspenden demnach ausgeweitet werden, um die Be-
volkerung dafiir zu sensibilisieren.

31. Konsequenteres Durchgreifen bei Ersttdtern

Bei straffdllig gewordenen Ersttdtern sollte eine umfassende
Wiedergutmachung an die Gesellschaft geleistet werden, vorran-
gig in Form von sozialer Arbeit, was gesetzlich bereits moglich
ist, aber nicht konsequent angewendet wird. Dieses sollte zum
Ausgleich des entstandenen Schadens des Geschadigten ge-
leistet werden, von einem Strafverfahren sollte bzw. kann abge-
sehen werden.

32. Freiwilliges Soziales Jahr stirken und ausweiten

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Freiwil-
lige Soziale Jahr (gerade im Hinblick auf ein mégliches Ausset-
zen der Wehrpflicht) gezielt zu unterstiitzen und auszuweiten.
Hierbei sollte ein besonderes Augenmerk auf die Moglichkeit
des Freiwilligen Politischen Jahrs und des Freiwilligen Okono-
mischen Jahrs in Schleswig-Holstein selbst gelegt werden.

33. Mehr Forderung fiir das Freiwillige Okologische Jahr (FO))
Der Landtag Schleswig Holstein wird aufgefordert, das Freiwilli-
ge Okologische Jahr (FO)) und somit die informelle Bildung und
das Engagement fiir Gesellschaft und Umwelt mehr zu fordern.
Es sollten wesentlich mehr Einsatzstellen ermdéglicht werden,
anstatt dass bereits vorhandene Stellen durch die Kiirzung der
finanziellen Mittel wegfallen missen.

Wir fordern vom Land Schleswig Holstein den Ausbau oder min-
destens den Erhalt von 150 FOJ-Pldtzen und erwarten, dass auch
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im Rahmen der Neuordnung der Freiwilligendienste die Finanzie-
rung durch Bund und Land gewdhrleistet wird.

34. Crash-Test-Autos und Schrottautos fiir Feuerwehrausbil-
dung

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fiir Feu-
erwehren (nicht nur fiir Berufs- und Werksfeuerwehren) einzu-
setzen, damit ihnen die Moglichkeit gegeben wird, Schrott- und/
oder Crash-Test-Autos fiir die Aus- und Weiterbildung nutzen zu
kénnen.

35. Jugendkriminalitdt aktiv bekdmpfen

Der Landtag des Landes Schleswig-Holstein wird aufgefordert,
sich auf Bundesebene fiir das Schaffen einer Méglichkeit ein-
zusetzen, auch Jugendliche im Alter von 12 bis 14 Jahren fur
schwere oder hdufig auftretende Straftaten zur Verantwortung
zu ziehen und ihnen durch angemessene Manahmen neue Per-
spektiven zu geben.
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Schleswig-Holsteinische
Landeszeitung vom
25.11.2010. Seite 6

Jugendliche debattieren
im Kieler Landtag

KIEL Rund 100 Jugendliche aus ganz
Schleswig-Holstein - so viele wie noch
nie — diskutieren an diesem Wochenen-
de im Kieler Landtag iiber soziale The-
men wie Kinderarmut und Ehrenamt.
Die Midchen und Jungen im Alter zwi-
schen 16 und 21 Jahren beraten bei der
Veranstaltung ,,Jugend im Landtag“ auf
Einladung von Landtagsprésident Tors-
ten Geerdts (CDU) mehr als 60 Antrége.
In einer Plenardebatte am Sonntag wird
iiber Antrige entschieden, die dann den
schleswig-holsteinischen Abgeordne-
ten in Landtag, Bundestag und Europa-
parlament sowie den Ministerien vorge-
legt werden. Ino
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Schleswig-Holsteinische Landeszeitung vom 30.11.2010 , Seite 16

Jugendparlament im Landtag:
Eine Ubung in Demokratie

KIEL/RENDSBURG ,Es ist
nicht deine Schuld, dass die
Welt ist wie sie ist, es wir’ nur
deine Schuld, wenn sie so
bleibt.“ Dieses Motto aus dem
Lied ,,.Deine Schuld“ von den
Arzten war einer der vielen
Griinde fiir die etwa 100 Ju-
gendliche aus ganz Schleswig-
Holstein, an diesem Wochen-
ende in Kiel die Veranstaltung
»Jugend im Landtag“ zu besu-
chen. unter ihnen war auch
Niklas Gemp aus Rendsburg.
Sie alle wollten sich fiir die
Dinge, die ihnen am Herzen
liegen, engagieren. Sie kamen
mit der Hoffnung, den Politi-
ke ein Zeichen setzten zu
konnen. Oder sie kamen aus
der Motivation heraus, spiter
selbst Politiker zu werden und
jetztbereits etwas in den Beruf
hineinschnuppern zu kénnen.
Es begann mit einem Plan-
spiel, bei dem es um den Bau

eines Kohlekraftwerks im
Harz ging. Die Jugendlichen
wurden in verschiedene Inte-
ressengruppen eingeteilt. Nik-
las Gemp aus Rendsburg sagte
dazu: ,,Das war der Punkt, an
demichmeine Erwartungshal-
tung an den Beruf des Politi-
kers dndern musste. Haufig
kann man gar nichts bewegen.

Und in der Realitit kommt
noch hinzu, dass einem die
Hinde durch den Parteien-
zwang gebunden sind.“

Am Sonnabend wurde es
einfacher, seine Wiinsche
durchzusetzen. Alle Jugendli-
chen hatten zuvor bis zu drei
Antrége verfassenund einschi-
cken konnen. Diese wurden
nunin Arbeitsgruppen bespro-
chen; die Ergebnisse am Sonn-
tag vorgetragen. Da entbrann-
ten Diskussionen, bei denen
sich die jungen Politiker teil-



weise selber stoppen mussten,
weil die Zeit davon rannte.
Am Ende wurden knapp
iiber die Hélfte der eingereich-
ten Antrége vom Jugendparla-

ment angenommen - mit The-
men wie die Abschaffung der
Profiloberstuffe, eine Pflicht
fiir Rettungskarten in allen
PKWs, ein Verbot fiir Olfrde-
rungen im Wattenmeer oder
direkte Biirgerentscheide ge-
gen Politikverdrossenheit.

Bei Problemen standen
sechs Abgeordnete aus allen
Parteien den Jugendlichen Re-
de und Antwort. Fiir die meis-
ten war klar: Es war ein inter-
essantes Wochenende. Auch
wenn Niklas Gemp weif3, dass
er wahrscheinlich nicht mehr
Politiker werden méchte, fand
er es gut, diese spannende Er-
fahrung gemacht zu haben.

Malina Hasler
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Ungei

landdagen _
Flensborg Avis vom 02.12.2010,
kraever dansk  seite s

ligestilling

Politik. Ingen stemte imod i ung-
domsparlamentet, da SSW-Ung-
dommen stillede forslag om at
fjerne besparelser pa de danske

skoler.

KIEL - Landdagen opfordres til at afvise forsla-
get fra delstatsregeringen om at sanke elevtil-
skuddet til det danske mindretals skoler til 85
procent pr. elev.

Sa kort og kontant lyder kravet, som ung-
domsparlamentet, Jugend im Landtag, vedtog
enstemmigt i weekenden. Det skete pa et for-
slag fra Jonas Knickmeier fra SSW-Ungdom-
men. Enkelte medlemmer fra Junge Union og
Junge Liberale stemte blank, men der var ingen,
der stemte imod.

- Det kraevede en del informations- og over-
talelsesarbejde. Med udgangspunkt i, at der ik-
ke bar spares pa skole- og uddannelsesomradet,
fik Flemming Meyer {formand for Sydslesvigsk
Valgerforening (SSW), red.) og jeg da overbe-
vist de andre om, at det heller ikke ber ske pa de
danske skoler, siger en glad Jonas Knickmeier,
der er bestyrelsesmedlem i SSW-Ungdommen.

Han regner ikke med, at de mange forslag fra
ungdomsparlamentet vinder gehor hos de al-

dre fuldtidspolitikere i landdagen, nér finanslo-
ven skal vedtages senere pa maneden.

- Det var pafaldende, at bade nogle unge og
aldre politikere i weekenden fortsat ikke rigtig
havde forstaet det principielle i mindretallenes
ligestilling iseer pd skoleomradet. Men der var
da immervaek enighed under afstemningen, at
der ikke ber spares ekstra hos de danske skoler,
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Wedel-Schulauer Tageblatt vom 09.12.2010 , Seite 1
Einmal im Parlament

entscheiden konnen

Wedeler Gymnasiasten waren drei Tage lang zu Gast im Kieler Landtag

WEDEL Drei Schiiler aus der
Rolandstadt, alle am Johann-
Rist-Gymnasium, haben ein
Lehrstiick in Sachen Demo-
kratie erlebt. Florian Holm
(18), Sonja Hofmann (16)
und Richard Koch (17) be-
suchten im Rahmen der Akti-
on ,,Jugend im Landtag* das
Kieler Parlament, und haben
drei Tage lang, sowie es sonst
die gewshlten Abgeordneten
machen, diskutiert, Antrige
verabschiedet und Beschliis-
se gefasst. Insgesamt waren
es 100 Jugendliche aus ganz

Schleswig-Holstein, die an
die Férde kamen.
Beeindruckt kamen die
drei Wedeler wieder nach
Hause zuriick. Florian: ,,Das
war nicht sinnlos“. Er macht
schon zum dritten Mal bei
,Jugend im Landtag“ mit

und ist ein ,alter“ Hase. Ri-
chard bezeichnete die ge-
filhrten Gespriche als ,,sehr
niveauvoll“, und Sonja war
stolz, dazu gehdren zu kén-
nen. Florian begriindete sein
Engagement damit, dass Ju-
gendliche in Kiel ihre Mei-
nung sagen konnten. Polit1-
ker will er nicht werden.
Damit die Jugendlichen se-
hen, was aus ihren Ideen und
Antrigen geworden ist, fah-
ren sie am 1. April nichsten
Jahres wieder in den Kieler
Landtag. Dann miissen Poli-
tiker dort Rede und Antwort
stehen und sagen, was sie aus
den Initiativen der Jungen
und Médchen gemacht ha-
ben. Sonja: ,,Das Erhoren ist
wichtig, man zeigt, dass man
wirklich Einfluss nehmen
kann“. Frank Ellmers
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1. Positionierung der Landesregierung fiir G8 oder G9

JiL 24/57 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich klar
fiir ein Abitur nach acht oder neun Jahren zu entscheiden. Das
Y-Modell, aber auch generell das Nebeneinander von G8 und Go,
wird abgelehnt.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Das flachendeckende Angebot aller Schulabschliisse in der Fla-
che des Landes bei riicklaufigen Schiilerzahlen hat fiir die CDU-
Fraktion hochste Prioritdt. In Einzelfdllen soll daher ein Abitur
nach 9 Jahren méglich sein. Die Umsetzung, ob G8 oder Go, sol-
len die betroffenen Menschen vor Ort selbst entscheiden. Darii-
berhinaus bleibt festzustellen, dass auch jetzt schon fiir Schiile-
rinnen und Schiiler der Regional- und Gemeinschaftsschulen das
Abitur nach 9 Jahren an der Oberstufe eines Gymnasiums sowie
an den Oberstufen der berufshildenden Schulen moglich ist.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SPD hat von Anfang an deutlich gemacht, dass die Wahlfrei-
heit zwischen dem 8-jdhrigen und dem 9-jdhrigen Weg zum Abi-
tur dadurch gewdhrleistet werden soll, dass die Gymnasien das
Abitur nach 8 Jahren, die Gemeinschaftsschulen nach 9 Jahren
anbieten. Das Vorhaben der Landesregierung, das Schulwesen in
Schleswig-Holstein durch mehrere Typen von Gymnasien wieder
komplizierter und undurchldssiger zu gestalten, lehnen wir ab.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion hat sich im Landtagswahlkampf 2009 klar fiir
die Wahlmdglichkeit der Gymnasien in der Frage ,,G8/G9“ aus-
gesprochen und die grofle Unterstiitzung durch die schleswig-
holsteinischen Wahlerinnen und Wahler als Auftrag verstanden,
dieses — als eines der zentralen bildungspolitischen Vorhaben -
durchzusetzen. Es bleibt hierbei jedoch klar festzuhalten, dass
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in dieser Frage keine einzige Schule gezwungen wird, sich an-
ders zu verhalten als derzeit. Sprich: Wenn die jeweilige Schule
vor Ort sich fiir eine Beibehaltung von G8 entscheidet, dann darf
sie dies auch weiterhin tun. Sollte sich aber ein Gymnasium mit
einem reinen G9- oder einem Kombi-Modell (G8 und G9) besser
fir die Gegebenheiten vor Ort geriistet sehen, dann mdchte die
FDP-Fraktion diesen Schulen diese Moglichkeit nicht versperren.
Die FDP-Fraktion ist der Auffassung, dass die Schulen vor Ort am
besten wissen, welches Modell fiir ihre jeweiligen Bediirfnisse
und die Bedurfnisse ihrer Schiilerinnen und Schiiler das richtige
ist. Warum fiir alle Schulen nur ein einziges Modell zur Verfligung
stehen sollte, wenn es andere, gangbare und demokratischere
Moglichkeiten in dieser Frage gibt, ist fiir die FDP-Fraktion nicht
nachvollziehbar. Die FDP steht zu mehr Schulautonomie.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Ja! Die Schulen haben nach der Reform von 2007 (G8 an Gym-
nasien, Gg an Gemeinschaftsschulen) diese Strukturen mit
eben gefiillt. Wir sind dafiir, jetzt nicht wieder andere Strukturen
zu schaffen, sondern die wichtigen Fragen zu beantworten: Wie
lasst sich der G8-Alltag sinnvoll entlasten? Wie kommen noch
mehr Schiilerinnen zum Abitur? Darum sollte es gehen, anstatt
sich in Strukturen zu verzetteln.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE LINKE tritt fiir ein Abitur nach neun Jahren ein und lehnt ein
Nebeneinander von G8 und G9 ab.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW hat sich bereits friihzeitig gegen die Einfiihrung des
Abiturs nach 12 Jahren (G8) ausgesprochen. Zum einen kritisiert
der SSW die Einfiihrung und Umsetzung von G8, weil nicht die ge-
samte Schulstruktur mit in die Veranderungen einbezogen wur-
de, sondern es vorrangig um eine Verkiirzung der Schulzeit ging.
Zum anderen widerspricht diese Strukturreform des Gymnasi-
ums der Ansicht des SSW, dass die Schiilerinnen und Schiiler
Zeit brauchen, um lernen und sich auch entwickeln zu kénnen.
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Die geplante Anderung des Schulgesetzes, an den Gymnasien
die Wahlfreiheit zwischen G8 und G9 einzufiihren, ist unserer
Ansicht nach ein Ausdruck der Beliebigkeit, die in einer guten
Schulpolitik nichts zu suchen hat.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Ein Kernpunkt des neuen Schulgesetzes ist, dass an Gymnasien
wieder die Méglichkeit fiir den neunjahrigen Bildungsgang (G9)
geschaffen wird. Schleswig-Holstein setzt damit als erstes Bun-
desland den vielfach geduBerten Elternwillen um. Uber 26.000
Menschen haben mit Unterschriftenlisten darum gebeten, den
Gymnasien wieder Gg zu ermoglichen.

Nordrhein-Westfalen hat mittlerweile in einem Modellversuch
dhnliche Moglichkeiten geschaffen.

AuBerdem ist ein weiterer Schwerpunkt der Landesregierung, die
Eigenverantwortung der Schulen zu stdrken. Schulen erhalten
daher die Moglichkeit, vor Ort eigenverantwortlich eine fiir sie
gute Entscheidung zu treffen. Die Voraussetzungen fiir die Arbeit
der Schulen sind an den einzelnen Standorten sehr unterschied-
lich — und auch deshalb ist es sinnvoll, den Schulen fiir die Ge-
staltung ihrer Unterrichtsangebote mehr Wege zu erméglichen,
als dies bisher der Fall war.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD hélt an der Wahlmdglichkeit zwischen dem achtjdhrigen
Weg zum Abitur auf dem Gymnasium und dem neunjahrigen Weg
in den Gemeinschaftsschulen fest. Mit dem von der Landesre-
gierung geplanten Y-Modell wird der Weg zum Abitur wieder um-
standlicher und im Ergebnis auch undurchldssiger.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wir, die Griine Bundestagsfraktion, fordern eine Reform des vie-
lerorts konzeptionslos und schlecht vorbereitet eingefiihrten G8.
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Schulen brauchen die Freiheit, selbst zu entscheiden, wie sie die
vorgegebenen Bildungsziele erreichen. Starre Lehrpldne, Schu-
le von oben und Biirokratiewahnsinn miissen der Vergangenheit
angehoren. Wir wollen das Abitur nach zwolf oder dreizehn Jah-
ren an allen Schularten ermdglichen. MaBgeblich ist fiir uns das
Lerntempo der Jugendlichen, nicht der Name iiber dem Haupt-
portal des Schulgebdudes. Wir wollen deshalb das 13. Jahr nicht
in der Sekundarstufe | einsparen, wie dies derzeit geschieht und
gerade Jugendlichen in der Pubertat zu schaffen macht, sondern
werben fiir eine flexible Oberstufe, die Schiilerinnen und Schii-
ler je nach Leistungsstand in zwei, drei oder in Ausnahmeféllen
auch in vier Jahren bis zum Abitur durchlaufen kdnnen. In Finn-
land fiihrt diese Praxis dazu, dass 70 Prozent eines Jahrgangs
das anspruchsvolle Abitur bestehen. Um dies zu realisieren, gilt
es, statt der bisherigen feststehenden Oberstufenprofile wieder
mehr Vielfalt in die Oberstufe zu bringen, damit sich junge Leute
in den Fachern profilieren kénnen, die ihnen liegen. Wir setzen
uns daher dafiir ein, dass mehrere Gymnasien, Gemeinschafts-
schulen und berufliche Gymnasien kooperieren und gemeinsam
ein breites Oberstufenangebot erstellen oder sogar ein gemein-
sames Oberstufenzentrum bilden.

2. Einfiihrung des Faches LER JiL 24/9
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, als un-
terstiitzende Maf3nahme zur Integration in einer multikulturellen
Gesellschaft das Fach Religion weiterzuentwickeln und dafiir
das Fach LER (Lebenskunde, Ethik, Religionskunde) fiir alle ver-
bindlich einzufiihren. Der konfessionsgebundene Religionsun-
terricht sowie der Philosophieunterricht sollen zusdtzlich als
freiwilliges Wahlfach angeboten werden. Religion wird hierbei
nicht aus dem Unterricht verbannt, sondern stellt weiterhin ei-
nen wichtigen Grundpfeiler des Faches LER dar.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Laut Grundgesetz besteht ein Rechtsanspruch auf konfessions-
gebundenen Religionsunterricht. Denkbar ware, LER als freiwil-
liges Wahlfach alternativ anzubieten. Voraussetzung wdare eine

entsprechende Lehrerausbildung. 123
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SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der konfessionsgebundene Religionsunterricht steht unter dem
Schutz von Artikel 7 des Grundgesetzes. Eine einfache Ablésung
des Religionsunterrichts durch das Fach LER kommt in Schles-
wig-Holstein — anders als in ostdeutschen Landern mit einem nur
sehr geringen Anteil an konfessionell gebundenen Schiilerinnen
und Schiilern — nicht in Betracht. Fiir uns ist es wichtig, dass
jeder Schiiler und jede Schiilerin umfassend iber religiose und
nicht religise Wertesysteme informiert wird. Wir wollen, dass
es fur alle Schiler Unterrichtsangebote gibt, in denen sie iiber
Wertesysteme informiert werden und wo ihnen auch Werte ver-
mittelt werden kdnnen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Der Wunsch, Religionsunterricht als freiwilliges Wahlfach anzu-
bieten, stof3t an verfassungsrechtliche Grenzen. In Art. 7 Abs.
3 GG heif3t es eindeutig: ,,Der Religionsunterricht ist in den 6f-
fentlichen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen
ordentliches Lehrfach.”“ Demnach wiirde nach Ansicht der FDP-
Fraktion auch eine Einbindung von ,Religion“ in das Fach LER
den verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht geniigen. Insofern
wdre lediglich ber eine Grundgesetzdanderung eine Modifizie-
rung moglich.

Diese Streitfrage wurde bereits vor dem Bundesverfassungsge-
richt erdrtert, ist aber schlielich — nachdem das Land Branden-
burg die entsprechenden umstrittenen Passagen aus dem Bran-
denburgischen Schulgesetz vom 12. April 1996 (§ 9 Abs. 2 und
3, § 11 Abs. 2 bis 4 und § 141) lberarbeitet hatte — eingestellt
worden. Eine Verfassungsdnderung in dieser Frage einzuleiten,
sieht die FDP-Landtagsfraktion nicht als vordringlich an, zumal
in den derzeitigen Lehrpldnen in Schleswig-Holstein fiir das Fach
Philosophie Fragen der Ethik, Religion und Lebensgestaltung be-
reits aufgegriffen werden. Ferner werden anderweitig ,unter-
stiitzende MaBBnahmen zur Integration in einer multikulturellen
Gesellschaft“ angeboten, so z. B. durch Islamunterricht, den
Schiilerinnen und Schiiler bereits an 13 Grundschulen in Schles-
wig-Holstein besuchen kénnen.
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Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Die Idee hat Charme: Ein Fach fiir alle, mit Religion als wichtigem
Inhalt, aber nicht konfessionsgebunden. Daran lasst sich weiter
arbeiten, in Hamburg gibt es ein dhnliches Modell.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE stimmt dem Antrag voll zu. DIE LINKE hat in der lau-
fenden Legislatur einen &hnlich lautenden Antrag einge-
bracht, der leider mit groBer Mehrheit abgelehnt wurde (Druck-
sachennummer 17/694).

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Grundkonzeption des Religionsunterrichts ist der konfessio-
nell gebundene Bekenntnisunterricht. Dieser hat sich, vor allem
was die Unterrichtsinhalte angeht, in den letzten Jahren erheb-
lich weiterentwickelt: philosophische, ethische und interreligi-
0se Fragen nehmen heute einen breiten Raum im Religionsun-
terricht ein. Trotzdem bleibt der Bekenntnisunterricht fiir andere
Konfessionen und konfessionslose Familien ein Problem. Daher
gehort es aus Sicht des SSW zu einer ganz zentralen Herausfor-
derung des Religionsunterrichts an unseren Schulen, nicht nur
ftir mehr Wissen um die Andersgldubigen zu sorgen, sondern fir
mehr Toleranz und Verstdndigung im Unterricht zu werben. Den
Religionsunterricht einfach zu streichen, kommt aus Sicht des
SSW nicht infrage. Der neue Weg kdnnte vielmehr in einem ge-
meinsamen Ethik- und Religionsunterricht liegen, der allen Schii-
lerinnen und Schiilern gerecht wird, weil er eben kein konfessi-
onsgebundener Bekenntnisunterricht ist. Vielmehr besteht die
Moglichkeit, ein Fach zu entwickeln, dass auf weltanschauliche
Neutralitdt setzt, ohne werteneutral zu sein.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Der Wunsch nach Einfithrung des Faches LER ist zuvorauch schon
von anderer Seite vorgetragen worden (z. B. vom Fachverband
bekenntnisfreie Religions- und Lebenskunde und von der Frak-

tion DIE LINKE). 125
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Die dort gegebene Antwort sollte auch in diesem Zusammenhang
gegeben werden: Auf der Grundlage von Art. 7 Abs. 3 Grundge-
setz wird in Schleswig-Holstein der Religionsunterricht als or-
dentliches Lehrfach in Ubereinstimmung mit den Grundsétzen
der Religionsgemeinschaften erteilt, d. h. als konfessioneller
Religionsunterricht. Schiilerinnen und Schiiler, die nicht am Re-
ligionsunterricht teilnehmen, erhalten stattdessen anderen Un-
terricht. Der andere Unterricht wird ab Klassenstufe 5 als Phi-
losophieunterricht erteilt. Mit Beginn des Schuljahres 2011/12
wird Philosophie als Ersatzfach auch fiir die Grundschule ein-
gefiihrt.

Die Regelungen haben sich tiber Jahre hin bewdhrt. Sie sind auch
im Staatskirchenvertrag mit der Evangelischen Kirche und im
Staatskirchenvertrag mit der Katholischen Kirche niedergelegt.
Zwischen den Fachern Evangelische Religion, Katholische Religi-
on und Philosophie gibt es vielfdltige Formen der Kooperation.
Die Lehrplédne aller drei Facher weisen vielfdltige Beziige zur je-
weils anderen Konfession und auch zu nicht-christlichen Religi-
onen auf.

Die geschilderte Regelung ldsst in allen drei Fachern einen wei-
ten und genutzten Spielraum fiir eine Erziehung zu Miindigkeit
und Toleranz und leistet so einen wichtigen Beitrag zur Vorbe-
reitung auf das Leben in einer multikulturellen Gesellschaft. Art.
7 Abs. 3 Grundgesetz sichert den Bestand des Religionsunter-
richts als ordentliches Lehrfach, dessen Umsetzung durch den
Staat zu gewdhrleisten ist. Er ist in Ubereinstimmung mit den
Grundsédtzen der Religionsgemeinschaften zu erteilen, d. h. als
konfessioneller Religionsunterricht.

Eine Umwandlung des bislang konfessionellen Religionsunter-
richts in einen Uberkonfessionellen Religionsunterricht betrifft
somit die Grundsdtze der Religionsgemeinschaften. Es bleibt
den Kirchen selbstverstdndlich unbenommen, ihre Grundsét-
ze fortzubilden, doch gibt es keine Erkenntnisse, dass die Nor-
delbische Kirche und/oder die Katholische Kirche gegenwartig
in Schleswig-Holstein anderweitige Regelungen wiinschen. (In
Brandenburg ist LER eingefiihrt worden, da die kirchlichen Insti-
tutionen einen Vergleichsvorschlag des Bundesverfassungsge-
richts angenommen haben.)
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Auch im politischen Raum besteht breiter Konsens (mit Ausnah-
me der Griinen und der Linken), am konfessionellen Religions-
unterricht festhalten zu wollen (zuletzt im Juli 2010 im Zuge der
Landtagsdebatte liber den Antrag der Fraktion DIE LINKE auf Ein-
fiilhrung eines gemeinsamen Ethik- und Religionskundeunter-
richts).

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Wir halten weiterhin am konfessionsgebundenen Religionsunter-
richt fest, zumal die Zahl der konfessionell gebundenen Schii-
lerinnen und Schiiler nach wie vor sehr hoch ist. Der bestehen-
de Religionsunterricht leistet bereits jetzt eine Information der
Schiilerinnen und Schiiler iber religiose und nicht religidse
Wertesysteme, tiber Gemeinsamkeiten und Unterschieden nicht
nur der christlichen Konfessionen, sondern auch der anderen
grofRen Weltreligionen. Dies gilt es kiinftig noch weiter auszu-
bauen. Daneben sollte das Angebot fiir nicht religiose Schiile-
rinnen und Schiiler verbessert werden, um flachendeckend das
Angebot eines Ersatzfaches gewdhrleisten zu kdnnen.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wir sind der Uberzeugung, dass nur ein Wahlpflichtfach Ethik
und Religion tatsdchlich eine echte Wahlmdoglichkeit zwischen
katholischem, evangelischem oder auch islamischem Religions-
unterricht und Ethik bzw. Lebenskunde gewdhrleisten kann. Alle
Religionen sollten als Unterrichtsangebot gleich behandelt wer-
den. Bund und Ldander missen endlich mit muslimischen Orga-
nisationen eine verbindliche Vereinbarung treffen, wie man in-
nerhalb des geltenden Religionsverfassungsrechts zu einer oder
mehreren anerkannten muslimischen Religionsgemeinschaften
kommt. Als Alternative muss ein guter Ethikunterricht ange-
boten werden. Das Modell, das ein Pflichtfach Religionskunde
vorsieht und dariiber hinaus Religions- oder Weltanschauungs-
unterricht als blofes freiwilliges Wahlfach zulasst, fiihrt dazu,
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dass die meisten Schiilerinnen und Schiiler keine Gelegenheit
mehr haben, eine eigene reflektierte Position in Auseinander-
setzung mit authentischen ethischen und religiésen Uberzeu-
gungen herausbhilden kénnen. Orientierender Bekenntnisunter-
richt ist etwas anderes als blofe Wissensvermittlung und muss
allen Schilerinnen und Schiilern angeboten werden. Wir unter-
stiitzen daher den Antrag des 24. Jugendparlaments.

3. Regelmdpige Kontrolle von Lehrern an Schulen

JiL 24/11 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, eine regel-
mdpige, unangekiindigte oder unauffillige Kontrolle von Leh-
rern an Schulen zu tdtigen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Dienstaufsicht tber Lehrkrafte ist in der Lehrerdienstord-
nung geregelt. Darliber hinaus setzt sich die CDU-Fraktion fir
eine externe Evaluation von Schule ein.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Schulen miissen nach unserer Auffassung regelméafig und syste-
matisch tberpriift werden, um ihnen die Méglichkeit zu geben,
ihre Starken auszubauen und ihre Schwdche zu beseitigen. Wir
haben es deswegen fiir einen Fehler der derzeitigen Landesre-
gierung gehalten, den so genannten ,,Schul-TOV“ (EVIT) abzu-
schaffen. Wir sind dafiir, schon die Ausbildung und Fortbildung
der Lehrkrafte so zu dndern, dass es selbstverstandlich wird,
die eigene Arbeit in Zusammenarbeit mit Kollegen, Schiilern und
Eltern zu tiberprifen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion unterstiitzt die Zielsetzung des Beschlusses,
Unterricht und Didaktik zu verbessern. Dazu gehort auch, die Ar-
beit von Lehrkrdften zu optimieren. Nach Ansicht der FDP ldsst
sich die Unterrichtsqualitdt jedoch nicht durch direkte Uber-
priifungen, sondern vielmehr durch landesweit einheitliche
Leistungsvergleiche zwischen Schulen erhohen. Anhand die-
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ser Leistungsvergleiche sollen sowohl Eltern und Schiiler als
auch die Lehrer erkennen kénnen, inwieweit Verbesserungs-
und Handlungsbedarf fiir eine Qualitdtssicherung bzw. -gewdhr-
leistung besteht.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Wir halten Qualitatssicherung fiir wichtig. Ob der Kontrollge-
danke zielfiihrend ist, wagen wir zu bezweifeln. Denn wir wollen
auch weg von der simplen Benotung von Schiilerinnen und Schii-
lern. Ob Lernende oder Lehrende: Alle haben ein Recht auf ange-
messene und differenzierte Riickmeldung. Wenn die Qualitatssi-
cherung diese Haltung verfolgt, dann sind wir dafiir.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE ist gegen eine solche Misstrauenskultur. Probleme
zwischen Lehrerinnen bzw. Lehrern und Schiilerinnen bzw. Schii-
lern sollen offen diskutiert werden.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW ist der Auffassung, dass die Bildung der Schiilerinnen
und Schiiler in hohem Mafie von dem Fachwissen und den pa-
dagogischen Kompetenzen der Lehrerinnen und Lehrer abhédngt.
Allerdings kann dies aus unserer Sicht nicht durch eine regel-
miaRige Uberpriifung der Lehrerschaft stattfinden. Stattdessen
muss eine gemeinsame Evaluation mit den Schiilerinnen und
Schiilern stattfinden, wo ein Dialog entsteht und gemeinsam
Probleme und Herausforderungen besprochen werden konnen.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

GemaR Schulgesetz des Landes Schleswig-Holstein (§ 33) tragt
die Schulleiterin/der Schulleiter die Verantwortung fir die Erful-
lung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule. Hierzu
gehdrt insbesondere auch die Verantwortung fiir die Sicherung
und Fortentwicklung der Qualitat schulischer Arbeit einschlief3-
lich der Personalfiihrung und Personalentwicklung. Auflerdem

ist die Schulleiterin/der Schulleiter im Rahmen der Sicherung 129
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und Weiterentwicklung von Unterrichtsqualitdt verpflichtet, Un-
terrichtsbesuche vorzunehmen. In Erfiillung dieser Aufgaben
ist die Schulleiterin/der Schulleiter gegeniiber den Lehrkraften
weisungsberechtigt. Mit VERA und den zentralen Abschlussprii-
fungen stehen dabei zwei wichtige Instrumente zur Steuerung
der Qualitatsentwicklung zur Verfiigung.

Direkte vorgesetzte Behorde der Schulleiterin/des Schulleiters
ist die untere bzw. oberste Schulaufsicht, der auch die Dienst-
aufsicht tiber die Lehrkrafte obliegt. Insofern ist die regelmafige
Uberpriifung der Qualitédt der Arbeit der Lehrkréfte durch die/den
Schulleiter/in und das MBK gegeben, die diese Aufgabe im Rah-
men der staatlichen Gesamtverantwortung fiir die Sicherung der
Schulqualitdat wahrnehmen und gehalten sind, bei erkennbarem
Handlungsbedarf angemessene MaBnahmen zu ergreifen.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Schon jetzt besteht eine regelmifige Uberpriifung der Lehrta-
tigkeit der Lehrerinnen und Lehrer im Rahmen der Schulaufsicht.
Daneben besteht die Moglichkeit, konkrete Beschwerden durch
Schulleitung oder Schulaufsicht Giberpriifen zu lassen. Die Not-
wendigkeit weiterer Lehrevaluationen sollte auf Landesebene
sorgsam im Rahmen der pddagogischen Weiterentwicklung in
den kommenden Jahren diskutiert werden. Die Qualitdt der Lehre
muss Uber systematische interne und externe Bewertungspro-
zesse dokumentiert, sichergestellt und ggf. verbessert werden.
Dabei muss auch sichergestellt werden, dass Evaluation nicht
nur als Kontrolle und Zwang, sondern auch als Méglichkeit der
Verbesserung und somit der hoheren Zufriedenheit mit der eige-
nen Arbeit gesehen wird.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wir, die Griine Bundestagsfraktion, sind der Meinung, dass ne-
ben der besseren Verzahnung von Theorie und Praxis in der
Lehrerausbildung eine verpflichtende und strukturierte Lehrer-
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weiterbildung dringend erforderlich ist. Die derzeitigen unklaren
Zustdndigkeiten missen iberwunden werden. Gleichzeitig ist
eine stdrkere Einbindung der Universitdten sinnvoll. Eine sinn-
volle und effektive Lehrerweiterbildung kann allerdings nur in
Zusammenarbeit mit den Lehrkraften und den Schulen gesche-
hen. Dafiir bedarf es einer Basis des Vertrauens. Wir lehnen da-
her die unangekiindigte und unauffalligen Kontrollen von Lehr-
kraften ab und pladieren fiir eine offene und vertrauensvolle
Zusammenarbeit in der Lehrerweiterbildung.

4. Abschaffung der Profiloberstufe Jil 24/3
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Profil-
oberstufe abzuschaffen, um die freie Entfaltung der individu-
ellen Fihigkeiten besser zu fordern. Statt der Profiloberstufe
wire eine Wiedereinfiihrung des Kurs-Wahl-Systems maglich.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Profiloberstufe ist eingefiihrt worden, um das Grundwissen
in den Kernfdachern im Abitur auf eine breite Ebene zu stellen.
Die Profiloberstufe ist entfrachtet worden, mehr Wahlmoglich-
keiten wurden eingefiihrt und die Anzahl der verpflichtenden Ab-
iturpriifungen ist reduziert worden. Fiir die Oberstufe wurde die
Unterrichtsbelastung gesenkt, neben den verpflichtenden pro-
filgebenden Fdchern gibt es eine grofere Wahlfreiheit, deren
Ausgestaltung ist Aufgabe der Schule. Die Anzahl der Priifungs-
facher im Abitur wurde auf 4 verpflichtende Priifungsfdacher re-
duziert, ein 5. Fach ist wahlweise moglich. Eine Wiedereinfiih-
rung des Kurswahlsystems lehnen wir ab.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Oberstufe, wie sie durch das Schulgesetz 2007 gedndert wur-
de, muss so weiterentwickelt werden, dass sie eine umfassende
Bildung schafft, auf deren Grundlage eine begriindete Entschei-
dung iiber die anschlieBende Berufsausbildung oder tiber das
Studium getroffen werden kann. Wir wollen nicht zuriick zum al-
ten Kurssystem, bei dem viele Wahlmoglichkeiten nur auf dem
Papier standen, weil die gewiinschten Kurse nicht zustande ka-

men, aber das gegenwadrtige System der Profiloberstufe hat die 131
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Moglichkeiten von Auswahl- und Schwerpunktbildung zu sehr
eingeschrdnkt.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die Profiloberstufe wurde in Schleswig-Holstein eingefiihrt, um
die Allgemeinbildung der Schiilerinnen und Schiiler zu erh6hen.
Nach Ansicht der FDP-Landtagsfraktion hat sich das Konzept der
Profiloberstufe mittlerweile bewdhrt. Insbesondere nach der
Uberarbeitung der Profiloberstufe zum Schuljahr 2010/11 konn-
ten die anfanglichen Schwierigkeiten beseitigt, die vormals star-
ren Vorgaben gelockert und gréfRere Wahlmoglichkeiten eroffnet
werden, so dass die Schiilerinnen und Schiiler in vielerlei Hin-
sicht entlastet werden konnten. Durch die Uberarbeitung der
Profiloberstufe konnen nun ,reinere, sinnvollere Facherkombi-
nationen gewdhlt werden, als dies noch zuvor der Fall gewesen
ist. Insofern gehoren auch die kritisierten Hemmnisse und Pro-
bleme der Profiloberstufe, die die freie Entfaltung der individu-
ellen Fahigkeiten beeintrdachtigt haben, der Vergangenheit an.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Auch wir wollen eine Oberstufe mit groBen Wahlmaoglichkeiten.
Wir haben 2009 vorgeschlagen, dass man das G8-Jahr nicht
in der Sek. I, sondern in der Oberstufe einspart. In einer fle-
xiblen Oberstufe sollten die Schilerinnen und Schiiler je nach
Leistungsstand in zwei, drei oder in Ausnahmeféllen in vier Jah-
ren ihr Abitur erreichen konnen. Wir teilen die Forderung, Reform
sorgsam und durchdacht auf den Weg zu bringen, fragen uns
aber, ob es Sinn macht, die Schulstruktur jetzt wieder grund-
legend anzupacken. Wenn, dann sollten Anderungen nur nach
einem Austausch mit allen Beteiligten an einem Runden Tisch
erfolgen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE fordert eine Riickkehr zum Kurs-Wahl-System und halt
die Profiloberstufe fiir eine KiirzungsmafRnahme, die die indivi-
duelle Wahlfreiheit einschrankt.
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SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW ist gegen die Profiloberstufe. Die hohe Arbeits- und
Prifungsbelastung und die Einschrdankung der Wahlfreiheit ha-
ben sowohl bei den Lehrkrdften als auch bei den Schiilerinnen
und Schiilern zu hoher Unzufriedenheit gefiihrt. Aus Sicht des
SSW miissen Schiilerinnen und Schiiler die Moglichkeit haben,
ihrer Begabung entsprechende Schwerpunkte zu setzen. Die
Festschreibung von Mathematik, Deutsch und einer Fremdspra-
che als verbindliche Priifungsfacher im Abitur steigert nicht die
Studierfdhigkeit der Abiturientinnen und Abiturienten, sondern
offenbart ein antiquiertes Verstdndnis von Allgemeinbildung.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Die 2007 eingefiihrte Profiloberstufe verfolgt das Ziel, die Stu-
dierfahigkeit der Abiturienten zu starken, indem einerseits die in
allen Studiengdngen erforderlichen Kompetenzen in den Kernfa-
chern Deutsch, Mathematik und Fremdsprachen gestdrkt werden
und indem andererseits durch die Profilbildung ein Schwerpunkt
auf facher-iibergreifendes Arbeiten gelegt wird.

Angesichts einer dynamischen Entwicklung der Hochschulland-
schaft mit einer starken Zunahme von Studiengdngen, insbeson-
dere an den Schnittstellen klassischer Wissenschaften, scheint
die von lhnen favorisierte frithzeitige Spezialisierung weniger
geeignet, auf das Studium vorzubereiten, zumal das Abitur eine
allgemeine, nicht eine fachgebundene Hochschulreife vermit-
telt. In dieser Hinsicht gehen die schleswig-holsteinischen Re-
formen konform mit denen anderer Bundesldnder.

Die Weiterentwicklung der Profiloberstufe durch die Anderungen
an der OAPVO vom 14.06.2010 hat innerhalb des von den Profi-
len gesteckten organisatorischen Rahmens die Moglichkeiten in-
dividueller Schwerpunktsetzung durch Schiilerinnen und Schiiler
ausgebaut: Je nach gewdhltem Profil kénnen in der Qualifikati-
onsphase entweder zwei Sprachen und eine Naturwissenschaft
oder zwei Naturwissenschaften und eine Sprache weitergefiihrt
werden. Darliber hinaus kénnen Facher, die nicht als Profil er-
gdnzende Facher zum Einsatz kommen, einer individuellen Wahl
durch Schiilerinnen und Schiiler zugédnglich gemacht werden. Die
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Realisierungsmoglichkeiten hangen dabei weniger von der Orga-
nisationsform der Oberstufe (Profil- oder Kurssystem) als von
der Jahrgangsstdrke ab: Die Versorgung mit Lehrerstunden ba-
siert auf einer mittleren Lerngruppengrofie von 22,5 in der Ober-
stufe.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Wir sind als Sozialdemokraten der Meinung, dass die Profilo-
berstufe kritisch tberpriift werden sollte. Unser Ziel bleibt es,
die Profiloberstufe zu einem differenzierten Kurssystem weiter-
zuentwickeln, in dem die jeweiligen Stdrken der Schiilerinnen
und Schiiler gefordert werden. Ein Rickschritt zum alten Kurs-
system, in dem viele theoretisch bestehende Wahlmdoglichkeiten
praktisch keine Rolle spielten, kommt dabei fiir uns aber nicht
in Frage.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Aufgrund der Zustandigkeit der Lander verweisen wir hier auf die
Stellungnahme der Landtagsfraktion von Biindnis 9o/Die Grii-
nen.

5. Keine Einsparungen im Bildungsbereich

JilL 24 NEU
Die Landesregierung wird aufgefordert, keine Kiirzungen im Bil-
dungsbereich vorzunehmen. Fiir die Sparmaf3nahmen im Doppel-
haushalt 2011/2012 miissen Alternativen gefunden werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Konsolidierung des Haushaltes hat fiir die CDU-Fraktion
hdchste Prioritdt. Im Doppelhaushalt 2011/2012 wurden insbe-
sondere im Bildungsbereich folgende finanzielle Schwerpunkte
gelegt: Einstieg in die Schulsozialarbeit, Ausweitung der Hoch-
begabtenférderung und Erhohung der Mittel fiir die Lehreraus-
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bildung. Inshesondere die Planstellen/Schiilerrelation wird sich
bis 2012 weiter verbessern.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SPD hat fiir den Landeshaushalt fiir die Jahre 2011/12 eine
Reihe von Antrdgen zum Bildungsbereich gestellt. Dazu gehdren
die Wiedereinfiihrung des kostenfreien dritten KiTa-Jahres, der
Verzicht auf eine obligatorische Elternbeteiligung an den Schii-
lerbeforderungskosten und ein Abbau der Lehrerstellen um ins-
gesamt 300 (die Regierung will 600 Stellen kiirzen). Angesichts
der hohen Verschuldung des Landes und der Verpflichtung, die
wir gemeinsam mit fast allen anderen Fraktionen in die Lan-
desverfassung hineingeschrieben haben, in zehn Jahren keine
neuen Schulden mehr aufzunehmen, wird es ohne einen leich-
ten Abbau der Lehrerstellen nicht gehen, der wegen der zuriick-
gehenden Schiilerzahlen (wir werden 2020 ca. 50.000 weniger
Schiilerinnen und Schiiler haben) auch méglich ist, aber nicht in
dem Umfang, wie die Regierung das will.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion sieht vor dem Hintergrund der hohen Verschul-
dung des Landes und der verfassungsrechtlichen Vorgabe der
»Schuldenbremse® keine wiinschenswerte Alternative zu einer
umfangreichen Haushaltssanierung. Zum Gesamtkonzept der
Haushaltskonsolidierung gehort leider auch die Reduzierung
der Lehrerstellen, die — jedoch gemessen an den Berechnungen
des Landesrechnungshofes — nicht strikt entlang der demo-
graphischen Entwicklung der Schiilerzahlen verlduft, sondern
zumindest eine kleine Rendite im System beldsst. Das Schiiler-
Lehrer-Verhdltnis bleibt also in der Gesamtbetrachtung minde-
stens gleich.

Bei der friithkindlichen Bildung hat die FDP-Fraktion zusammen
mit der CDU-Fraktion aber erwirkt, dass eine deutliche finanzi-
elle Besserstellung der Kindertagesstdtten mit den Haushalts-
jahren 2011/12 eingetreten ist. So wurde der Landestopf fiir den
laufenden Kita-Betrieb in Schleswig-Holstein um 10 Mio. Euro
auf jetzt 70 Mio. Euro vergrofiert und die Landeszuwendungen
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fiir den Krippenausbau um 14 Mio. Euro auf 60 Mio. Euro erhéht
und schneller abrufbar gemacht. Auerdem werden erstmalig fiir
das Haushaltsjahr 2011 800.000 Euro und fiir 2012 1.700.000
Euro fiir Schulsozialarbeit bereitgestellt. Die FDP-Landtagsfrak-
tion sieht dies als eine sinnvolle bildungspolitische Schwer-
punktsetzung in finanziell schwierigen Zeiten an.

Ferner werden durch die jingst erfolgte Erh6hung der Bafog-Sat-
ze vom Land Schleswig-Holstein fiir 2011 rd. 1,5 Mio. Euro und
flir2012 rd. 3 Mio. Euro mehrin den Haushalt eingestellt. Hiermit
wird vielen betroffenen Schiilerinnen und Schiilern sowie den
betroffenen Studierenden eine sicherere finanzielle Grundlage
furihre Ausbildung gegeben. Zudem wird das von der Bundesre-
gierung aufgelegte nationale Stipendienprogramm ab dem Som-
mersemester 2011 vielen schleswig-holsteinischen Studierenden
helfen, ihre Fahigkeiten und Begabungen besser zu entfalten.

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Eine wichtige Forderung! Im Doppelhaushalt will die Landesre-
gierung die Lehrerstellen, die aufgrund des Schiilerriickgangs
rechnerisch frei werden, komplett einsparen und sogar noch
dariiber hinaus kiirzen. (2011 und 2012 wédren das jeweils 300
Stellen!) Wir arbeiten gerade an einer Gegenstrategie, denn
wir sind sicher: Bildungsinvestitionen — gut durchdacht - sind
auch Investitionen in mehr Perspektiven fiir Jugendliche, in ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt und auch in die Grundlage wirt-
schaftlicher Entwicklung. Daher: Keine Einsparungen im Bil-
dungsbereich!

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE hat in den Haushaltsberatungen als einzige Partei kon-
sequent jede Kiirzung im Bildungsbereich abgelehnt und stimmt
dem Antrag voll zu.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Haushaltslage des Landes Schleswig-Holstein ist mittlerwei-
le so problematisch, dass die Bildungsausgaben nicht beliebig
erhoht werden konnen. Trotzdem ist Bildung die wichtigste In-
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vestition in unsere Zukunft. Der SSW tritt daher dafiir ein, dass
die durch den demographischen Wandel freiwerdenden Mittel
im Bildungsbereich auch in Zukunft im Bildungsbereich bleiben.
Es kann nicht sein, dass der Riickgang der Schiilerzahlen ge-
nutzt wird, um im Bildungssektor weitere Einsparungen durchzu-
driicken. Auch durch Strukturdnderungen und Rationalisierung
erwirtschaftete Mittel miissen nach Meinung des SSW weiterhin
dem Bildungsbereich zur Verfiigung stehen.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Eine Stellungnahme muss durch die Haushaltsstrukturkom-
mission bzw. das Finanzministerium erfolgen.

Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein

Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung bis 2020 kann der Bil-
dungsbereich nicht generell von notwendigen Einsparungen im
Gesamtetat ausgenommen werden. Die Landesregierung befir-
wortet Kiirzungen allerdings nur mit Augenmaf} und unter beson-
derer Beriicksichtigung der Tatsache, dass Bildungsausgaben
einen wichtigen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung des
Landes liefern kdnnen. So hat die Landesregierung bei der Auf-
stellung des Haushalts 2011/2012 weiterhin den sog. Bildungs-
pakt berticksichtigt, mit dem verabredet wurde, denkbare Ein-
sparungen aus der demografischen Entwicklung (riicklaufige
Schiilerzahlen erfordern eine geringere Anzahl von Lehrerinnen
und Lehrern) nicht vollstdndig zur Haushaltsentlastung heran-
zuziehen und teilweise zur Verbesserung der Unterrichtsversor-
gung im Bildungssystem zu belassen.

Die durch die Anderung der Unterrichtsverpflichtung der Lehr-
krdafte an Gymnasien und Berufsbildenden Schulen sowie Re-
gional- und Gemeinschaftsschulen mogliche Einsparung von
Lehrerstellen stellt lediglich eine Anpassung an die Unterrichts-
verpflichtung in anderen Bundesldandern dar.
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SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD setzt sich dafiir ein, dass im Landeshaushalt fiir die
Jahre 2011/2012 weiter Schwerpunkte im Bildungsbereich ge-
setzt werden. Dazu gehoren die Wiedereinfiihrung des kosten-
freien dritten KiTa-Jahres, der Verzicht auf eine verpflichtende
Elternbeteiligung an den Schiilerbeféorderungskosten und ein
geringerer Abbau von Lehrerstellen als von der Landesregierung
geplant. Wegen der riickldufigen Schiilerzahlen ist dies in
geringem Umfang auch moglich. Entsprechende Antrdge hat die
SPD-Landtagsfraktion gestellt.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wir Griine wollen ein Bildungssystem, das allen Chancen eroff-
net. Jede und jeder muss von Anfang an und immer wieder im Le-
ben die Chance zum Lernen haben, unabhdngig von seiner Her-
kunft, dem Geldbeutel der Eltern, dem Alter oder Geschlecht.

Im Bereich der frithkindlichen Bildung setzen wir uns fiir einen
Rechtsanspruch auf einen ganztdgigen und qualitativ hochwer-
tigen Kita-Platz ab dem ersten Lebensjahr ein. Zugangshiirden
durch Elternbeitrage wollen wir schrittweise abbauen. Aufler-
dem fordern wir den flachendeckenden Ausbau von Ganztags-
schulen bis 2020. Dies bildet die Grundlage fiir ein chancenge-
rechtes und integratives Bildungssystem. In der Schule sollen
die Kinder langer gemeinsam lernen. Verbunden mit einer indivi-
duellen Forderung nutzt das im Ergebnis allen Kindern.

Des Weiteren wollen wir nicht nur, dass deutlich mehrjunge Men-
schen als bisher an den Hochschulen studieren, sondern auch
die soziale Selektion am Horsaaleingang bekdampfen. Dazu for-
dern wir einen Pakt fiir Studierende, statt der unterfinanzierten
Hochschulpakte und eine Studienfinanzierung, die starker sozial
gestaffelt ist.

Wir wollen lebenslanges Lernen konsequent fordern und Wei-
terbildung als vierte Sdule unseres Bildungssystems etablieren.
Dazu wollen wir ein umfassendes Erwachsenenbildungsforde-
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rungsgesetz erlassen. Seit Jahren liegt Deutschland im Hinblick
auf seine Bildungsausgaben international im hinteren Mittel-
feld. Wir wollen, dass sieben Prozent des Bruttoinlandproduktes
furBildung investiert werden. Wir Griine haben hierfiir den soge-
nannten ,,Bildungs-Soli“ vorgeschlagen.

6. Forderung der Lehreraus- und -weiterbildung
JiL 24 NEU NEU

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Lehrkrifte
mindestens alle zwei Jahre zu pddagogischen Fortbildungssemi-
naren zu verpflichten. Des Weiteren sollen Lehrkrdfte verpflich-
tend ebenfalls mindestens alle zwei Jahre in Form von Fortbil-
dungen ihr Fachwissen auffrischen sowie mindestens alle fiinf
Jahre an Einfiihrungen im Bereich der Medienkompetenz teilneh-
men.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In der Lehrerdienstordnung ist eine Fortbildungspflicht bereits
beinhaltet. Dariiber hinaus hat sich die CDU-Fraktion in den Ver-
handlungen zum Schulgesetz fiir die Verankerung der verpflich-
tenden Lehrerfortbildung im Schulgesetz eingesetzt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Es gehdrt zu den dienstlichen Verpflichtungen aller Lehrerinnen
und Lehrer, sich regelméafig in ihren Fachern sowie padagogisch
fortzubilden. Das schliet auch den Umfang mit neuen Medien
ein. Die Schulleitungen haben die Aufgabe, darauf zu achten,
dass die Lehrerinnen und Lehrer dem auch nachkommen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion unterstiitzt die Zielrichtung des Beschlusses.
Wie die schleswig-holsteinische FDP schon in ihrem Landtags-
wahlprogramm gefordert hat, sind Lehrerfortbildungen generell
zu unterstiitzen bzw. zu fordern. Die FDP-Fraktion ist der Auffas-
sung, dass nur eine gute Lehrerfort- und -ausbildung die beste
Voraussetzung fiir ein gutes Bildungsangebot sein kann. Auch
kénnen eine regelmaflige Wissensauffrischung und Weiterbil-
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dung am besten gewdhrleisten, dass die Kinder und Jugend-
lichen eine ihren Neigungen und Fahigkeiten entsprechende
Ausbildung erhalten. Daher werden die Verbesserung der Lehrer-
ausbildung sowie deren konkrete Ausgestaltung und Umsetzung
in dieser Legislaturperiode noch zu erdrtern sein.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

In den laufenden Haushaltsverhandlungen haben wir beantragt,
Gelder fiir eine Fortbildungsinitiative bereitzustellen. Auch
zu unserem Verstdndnis von guter Schule gehort, dass es fur
Lehrerinnen und Lehrer selbstverstandlich wird, sich regelma-
Big weiterzubilden. In unserem Gesetzesvorschlag zur Lehrerbil-
dung schlagen wir eine Fortbildungspflicht fiir Lehrkrafte vor.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE befiirwortet zusdtzliche Qualifikationsangebote fiir Leh-
rerinnen und Lehrer. Im Unterschied zum Beschluss des Jugend-
parlamentes mochte DIE LINKE diese zusédtzlichen Qualifikations-
angebote auf freiwilliger Basis anbieten. Lehrerinnen und Lehrer,
die sich zusatzlich qualifizieren, sollen dafiir belohnt werden.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Aus Sicht des SSW trdgt eine Fortbildungspflicht fiir Lehrerinnen
und Lehrer nicht dazu bei, die Bereitschaft zu Weiterbildung und
lebenslangem Lernen zu erhéhen. Vielmehr missen an den Schu-
len Konzepte fiir die Weiterbildung der Lehrerschaft und entspre-
chende Ressourcen (z.B. Fahrtkosteniibernahme oder Vertretung
der Stunden) vorhanden sein. Es liegt in der Verantwortung der
Schulleitungen sowie der Lehrerschaft, hier gemeinsam Konzepte
zu entwickeln, die die Inanspruchnahme der vielfdltigen Weiter-
bildungsangebote fiir Lehrerinnen und Lehrer z. B. beim IQSH si-
chern.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

In Schleswig-Holstein gibt es liber 27.000 Lehrerinnen und Leh-
rer. Diese nehmen ihre Verpflichtung ernst und bilden sich so-
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wohl pddagogisch als auch fachlich und fachdidaktisch regelma-
Rig fort, wie die folgenden Zahlen belegen:

1. Schulbegleitprojekte:

2010 haben 406 Schulen (von 800 Schulen) an Schulbegleitpro-
jekten teilgenommen, wie

e Niemanden zuriicklassen ,Lesen macht stark“

e Niemanden zuriicklassen ,,Mathe macht stark*

e SINUS an Grundschulen

e SINUS in der Sekundarstufe |

e Lernkompetenz fordern/Didaktisches Training

Jede zweite Schule ist somit in einem Schulbegleitprojekt aktiv.

2. Fortbildungsveranstaltungen:

Fortbildungsveranstaltungen in den Fachern und Fachrichtungen
und fiir allgemein-pddagogische Fragestellungen werden zu-
sdtzlich zu den Schulbegleitprojekten zentral und regional an-
geboten. Daneben kdnnen Fachkonferenzen und Schulen auf die
Erfordernisse vor Ort abgestimmte fachspezifische und padago-
gische Unterstiitzung abrufen.

2010 fanden 1.761 Veranstaltungen mit einer Teilnehmerzahl
von 29.704 Teilnehmerinnen und Teilnehmern statt. Die hohere
Anzahl an Teilnehmern im Verhdltnis zur absoluten Anzahl der
Lehrkréfte ergibt sich daraus, dass zahlreiche Lehrkrédfte mehre-
re Veranstaltungen im Jahr besuchen.

Anzahl der Abrufveranstaltungen 897 12.400 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Anzahl der Terminveranstaltungen 640 9.159 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Landesfachtage 28 5.663 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
E-Learning 44 601 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Weiterbildungsmaf3nahmen 13 366 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Qualifizierung von Ausbildungs- 18 201 Teilnehmerinnen und Teilnehmer

lehrkréften bis Sommer 2010

Qualifizierung von Ausbildungs- 121 1.314 Teilnehmerinnen und Teilnehmer

lehrkraften ab Sommer 2010

Summe 1.761 29.704 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer
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Durchschnittlich bildet sich in Schleswig-Holstein also jeder
Lehrer, jede Lehrerin mindestens einmal im Jahr fort.

Einen Schwerpunkt der Fortbildung bilden selbstverstand-
lich auch Veranstaltungen zur Medienkompetenz. Im Jahr 2010
hat zum ersten Mal ein Medienkompetenztag mit 150 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern stattgefunden. Dieser wird auch
zukiinftig einmal pro Jahr im September angeboten. Die Fort-
bildungen bis hin zum Medienzertifikatserwerb (Kooperations-
veranstaltung in den Ferien mit der Universitdt Flensburg) wer-
den sowohl in der Aus- als auch in der Fortbildung von Jahr zu
Jahr umfassender konzipiert.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Von den Lehrerinnen und Lehrern wird schon jetzt mit Recht er-
wartet, dass sie sich regelmdfig an Fortbildungen beteiligen.
Dies wird auch von der iiberwiegenden Zahl der Lehrerinnen und
Lehrer mit groBem Engagement genutzt. Der Ausbau von Me-
dienkompetenz sollte hier eine wichtige Rolle einnehmen. Der
Ausbau einer Weiterbildungspflicht hat entsprechende zeitliche
und materielle Méglichkeiten zur Voraussetzung. Diese sind
schrittweise zu schaffen. Zusammen mit den Fachverbdnden der
Lehrer, der Wissenschaften und der Gewerkschaften sind hierzu
sach-, fach- und personengerechte Festlegungen und Verpflich-
tungen zu treffen. Grundsatzlich bin ich fiir eine Weiterbildungs-
pflicht, aber natiirlich miissen die Voraussetzungen hierfir stim-
men.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Die standige Fortbildung von Lehrkraften ist wichtig, um eine
optimale Ausbildung von Schiilerinnen und Schiilern zu gewdhr-
leisten. Starre Lehrpléne, Schule von oben und Biirokratiewahn-
sinn miissen der Vergangenheit angehdren. Facherlibergreifen-
der Unterricht, Teams aus Lehrerlnnen, Erzieherlnnen und Sozi-
alpddagoglinnen, die gemeinsam fiir die Schiiler zustandig sind,
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und auBerschulischer Unterricht gehdren zu einer guten Schule
einfach dazu. Genauso wie die regelmédfige und verpflichtende
Fort- und Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern — auch im
Bereich Medienkompetenzvermittlung.

7. Keine zusdtzlichen Einsparungen bei den didnischen Schulen

JiL 24/12 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, den Vor-
schlag der schleswig-holsteinischen Landesregierung, die Zu-
schiisse fiir die Schulen der didnischen Minderheit pro Schiiler
auf 85 % des Schiilerkostensatzes zu senken, abzulehnen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die CDU-Fraktion lehnt diese Aufforderung ab. Die Zuschiisse
fiir die Schulen der ddanischen Minderheit betragen pro Schiiler
85 % des Schiilerkostensatzes, die Zuschiisse fiir deutsche Pri-
vatschiiler liegen bei 80 %. Die Schulen der danischen Minder-
heit (Privatschulen) sind somit immer noch besser gestellt. Der
Bund hatdartiber hinaus weitere Einsparungen bei derddnischen
Minderheit kompensiert.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SPD hat einen Antrag zum Landeshaushalt gestellt, wo-
nach die Schulen der danischen Minderheit auch kiinftig auf der
Basis von 100 % der offentlichen Schiilerkostensdtze bezu-
schusst werden sollen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die Haushaltskonsolidierung des Landes ist Voraussetzung fiir
den Erhalt der staatlichen Handlungsfahigkeitin allen Bereichen.
Alle gesellschaftlichen Gruppen miissen einbezogen werden. Die
Kiirzungen bei den danischen Schulen halten sich im Rahmen
der allgemeinen Einsparungen zur Haushaltskonsolidierung und
sind — d@hnlich wie alle Einsparungen im Bildungs- und Kulturbe-
reich — allein fiskalisch motiviert und der katastrophalen Finanz-
lage geschuldet. Aus Sicht der FDP-Fraktion sind vor diesem Hin-

tergrund die vorgenommenen Einsparungen vertretbar. 143
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Die ddnischen Schulen sind rechtlich Ersatzschulen und ent-
sprechend mit anderen Ersatzschulen zu vergleichen. Die Re-
duzierung des Landeszuschusses fur die Ersatzschulen der da-
nischen Minderheit auf 85 Prozent der Schiilerkostensdtze von
offentlichen Schulen in Schleswig-Holstein bedeutet nach An-
sicht des (politisch neutralen) Wissenschaftlichen Dienstes des
Landtages noch immer eine ,,Besserstellung® der Ersatzschulen
der ddanischen Minderheit, da diese immer im Vergleich zu den
deutschen Ersatzschulen, die 8o Prozent Férderung vom Land
erhalten, gesehen werden missten. Es liegt also keine Diskrimi-
nierung vor.

Die entscheidende Frage in der Debatte ist namlich, welcher Maf3-
stab beim Vergleich angelegt wird. In die Berechnungsgrundlage
der Schiilerkostensdtze fiir die ddnischen Schulen flieBen Posi-
tionen ein, die fiir den Ddnischen Schulverein zur Kostendeckung
des aktiven Schulbetriebs nicht vergleichbar anfallen. Insbeson-
dere Versorgungslasten, also Pensionskosten, machen einen
erheblichen Teil bei den Schiilerkostensdtzen aus. So entsteht
durch die Gegeniiberstellung von Prozentzahlen ein verzerrtes
Bild. Auch zu den deutschen Ersatzschulen ist der Vergleich ver-
zerrt, da auch hier die ddanischen Schulen bessergestellt sind.
Ihre Berechnungsgrundlage wird jedes Jahr angepasst, wahrend
die Berechnungsgrundlage der tbrigen Ersatzschulen im Jahr
2001 eingefroren wurde.

Fiir das Jahr 2011 ist zu erwarten, dass die Gesamtbezuschus-
sung der Ersatzschulen der danischen Minderheit durch das
Land Schleswig-Holstein aber noch immer hoher liegt als im
Jahre 2007 - trotz der prozentualen Reduzierung — und dies bei
weniger Schiilern als 2007. Von einer Existenzgefdhrdung kann
also keine Rede sein. Auf Initiative des FDP-Landesvorsitzen-
den und Bundestagsabgeordneten Jirgen Koppelin ist es zudem
gelungen, insgesamt 3,5 Mio. Euro zur Unterstiitzung des Da-
nischen Schulvereins von Bundesseite einzuwerben. In diesem
Zusammenhang ist auch die Aussage des danischen Minister-
prdsidenten Lars Lgkke Rasmussen hervorzuheben, der deutlich
sagte, dass er das Bemiihen aller anerkenne, die dkonomische
Krise haushaltsméafiig in den Griff zu bekommen und dass eine
Losung gefunden wurde, mit der alle leben konnten.
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Es muss deutlich hervorgehoben werden, dass die Politik der
Regierungskoalition keine Abkehr von der bisherigen Minder-
heitenpolitik ist. Es werden nur Férderhohen an eine drama-
tische Haushaltssituation angepasst. Minderheitenpolitik war
und ist fiir Freie Demokraten immer mehr gewesen, als nur finan-
zielle Forderung. Im Kern geht es um Akzeptanz und Normalitat,
um den Schutz kultureller Vielfalt, um das gemeinsame Zusam-
menleben und das gegenseitige Verstehen. Es geht darum, dass
das ,Nationale“ keine bestimmende Konfliktlinie in der Politik
mehr sein darf. Nichts davon wird in Frage gestellt.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Ja, sehen wir genauso. Und so sieht auch unser Haushaltsantrag
dazu aus: 100% fiir die dénischen Schulen, sowohl bei den Zu-
schiissen fiir die Schulen als auch bei den Schiilerbeforderungs-
kosten. Denn wir stehen zum Gleichbehandlungsgrundsatz.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE fordert, wie der Antrag, einen Schiilerkostensatz von
100 Prozent fiir ddnische Schulen. DIE LINKE sieht in der Absen-
kung des Schiilerkostensatzes einen Verstof} gegen die Landes-
verfassung, die eine Diskriminierung von Minderheiten verbie-
tet.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Flirden SSW sind die beschlossenen Einsparungen bei den Schu-
len der danischen Minderheit vollig indiskutabel. Dabei geht es
nicht darum, dass die Minderheit nicht sparen will, sondern um
grundlegende Einwdnde gegen eine besondere Belastung der d&-
nischen Minderheit. Natirlich will auch der Danische Schulver-
ein seinen Beitrag dazu leisten, dass die Finanzen des Landes
wieder ins Lot kommen. Das tut er aber auch schon ohne die im
Doppelhaushalt beschlossene 15-prozentige Kiirzung. Wenn das
Land weniger pro Kind in den 6ffentlichen Schulen ausgibt, diese
Ausgaben trotz Kostensteigerung einfriert oder die Arbeitszeit
der Lehrer verlangert, dann beriihrt dies die Schiilerkostensat-
ze und dann sinkt auch der Zuschuss fiir die danischen Schulen
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proportional. Das ist Gleichstellung in guten wie in schlechten
Zeiten. Durch die Kiirzung um 15%, die keine andere Schule in
Schleswig-Holstein trifft, muss die Minderheit doppelt sparen.
Das ist ein Sonderopfer, das allein der Minderheit auferlegt wird
und das aus unserer Sicht eine klare Diskriminierung ist.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Die Haushaltslage des Landes erfordert die Begrenzung der Aus-
gaben sowohl bei den freiwilligen als auch den gesetzlich vorge-
schriebenen Leistungen des Landes. Die Einsparvorgaben kon-
nen auch nicht vor den Leistungen des Landes an die ddanische
Minderheit halt machen. Die bisherige bedarfsunabhdngige For-
derung auf der Grundlage von 100% des jahrlich neu zu ermit-
telnden offentlichen Schiilerkostensatzes stellt eine erhebliche
Besserstellung des Ddnischen Schulvereins gegeniiber den Trd-
gern der {ibrigen allgemeinbildenden Ersatzschulen dar, die -
grundsdtzlich bedarfsabhdngig — 80% eines auf Basis der Daten
von 2.000 ermittelten Schiilerkostensatzes erhalten, der nur bei
einer Besoldungserhohung der beamteten Lehrkrdfte eine ent-
sprechende Anhebung des Personalkostenanteils erfahrt. Auch
bei einer Absenkung des prozentualen Anteils auf 85% des aktu-
alisierten offentlichen Schiilerkostensatzes trdgt der Landeszu-
schuss den besonderen Anforderungen gem. Art. 5 Abs. 2i. V. m.
Art. 8 Abs. 4 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein fiir
Unterricht in ddnischer Sprache, kleine Lerngruppen und Schu-
len der Minderheit Rechnung.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Wir unterstiitzen diese Forderung. Die Schulen der ddnischen
Minderheit sollen auch kiinftig 100 Prozent der Schiilerkosten-
sdtze als Zuschiisse erhalten.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)
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Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wir GRUNE setzen uns fiir die Gleichstellung der natio-
nalen Minderheiten ein. Deshalb fordern wir Kultur- und Bil-
dungsinstitutionen der Sinti und Roma sowie der sorbischen,
danischen und friesischen Minderheit gleichberechtigt finan-
ziell zu fordern. Wir wollen, dass der Schutz der vier nationalen
Minderheiten in Deutschland durch das Grundgesetz garantiert
wird. Daher schlieffen wir uns der Stellungnahme der griinen
Landtagsfraktion in diesem Punkt an.

8. Bildungsabschluss nach Vollendung der gymnasialen Mittel-
stufe JiL 24/60 NEU

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, zu beschlie-
Ben, dass alle Schiiler mit Vollendung der gymnasialen Mittel-
stufe automatisch einen mittleren Bildungsabschluss erlangen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Mit der Verabschiedung des neuen Schulgesetzes ist sicherge-
stellt, dass mit Versetzung in den 11. Jahrgang der mittlere Bil-
dungsabschluss erreicht wird.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Einen automatischen mittleren Bildungsabschluss an Gymna-
sien nach nur 9 Jahren Schulzeit sollte es nach unserer Auffas-
sung nurin Verbindung mit einer entsprechenden Priifung geben.
Alles andere wiirde die Abschliisse entwerten, die an Regional-
und Gemeinschaftsschulen erworben werden kénnen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Im neuen Schulgesetz ist vorgesehen, dass die Schiilerinnen
und Schiiler von Gymnasien mit der Versetzung in Klasse 11 den
Realschulabschluss ohne weitere Priifung erwerben.
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Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Eine der wenigen sinnvollen Regelungen im aktuellen Schulge-
setzentwurf der Regierung sieht genau das vor und diesen Punkt
tragen wir mit.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Um zu vermeiden, dass Schiilerinnen und Schiiler die Schule
ohne Abschluss abschlieen, fordert DIE LINKE ebenfalls, dass
mit der Versetzung in die 11. Klasse automatisch ein Abschluss
der mittleren Reife erworben wird.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Mit der geplanten Schulgesetznovellierung sollen die prophylak-
tischen Prifungen zum Erwerb des Hauptschulabschlusses und
in den Gymnasien fiir den Erwerb des Realschulabschlusses ab-
geschafft werden. Die Priifungen haben sich nicht als praktika-
bel erwiesen, daher unterstiitzt der SSW diese Anderung.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Mit der Verabschiedung des neuen Schulgesetzes am 26. Januar
2011 wurde folgender Beschluss durch den Landtag gefasst:

§ 44, Absatz 2: ,Das Gymnasium umfasst acht Schulleistungs-
jahre in fiinf Jahrgangsstufen (achtjdhriger Bildungsgang) oder
neun Schulleistungsjahre in sechs Jahrgangsstufen (neunjahri-
ger Bildungsgang) zuziiglich einer sich jeweils anschlieBenden
dreijdhrigen Oberstufe. Die Schiilerinnen und Schiiler erwerben
mit der Versetzungin die zehnte Jahrgangsstufe den Hauptschul-
abschluss und mit der Versetzungin die elfte Jahrgangsstufe den
Realschulabschluss.”

Das Kriterium der ,Vollendung der Mittelstufe“ gilt lediglich fiir
den neunjdhrigen gymnasialen Bildungsgang.

Der mittlere Abschluss im achtjdhrigen gymnasialen Bildungs-
gang kann aufgrund des KMK-Beschlusses ebenfalls erst nach
Vollendung der 10. Klasse (Einfilhrungsphase der Oberstufe)
und einer Pflichtstundenzahl von mindestens 176 Wochenstun-
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den erlangt werden (vgl. Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 03.12.1993 i.d.F. vom 03.12.2010, Ziffer 4.1.1. und 5.2.1).
Die Scharnierfunktion der 10. Jahrgangsstufe zwischen Mit-
tel- und Oberstufe im achtjahrigen Bildungsgang wird in der
SAVOGym wie folgt beschrieben: ,Die Jahrgangsstufe 10 bildet
gleichzeitig den Abschluss der Sekundarstufe | (Jahrgangsstu-
fen 5-10) und die Einfiihrungsphase der gymnasialen Oberstufe
(Sekundarstufe I1).“ (SVAOGym, § 1, Satz 3).

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Der mittlere Schulabschluss wird an Regional- und Gemein-
schaftsschulen nur nach dem Bestehen einer entsprechenden
Priifung erworben. Dies muss auch fiir Gymnasien gelten; einen
automatischen Erwerb lehnen wir insofern ab.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Die Griine Bundestagsfraktion schlie3t sich der Haltung der
Landtagsfraktion an. Wir begriiBen die aktuelle Anderung des
schleswig-holsteinischen Schulgesetztes. Diese sieht vor, dass
Schiilerinnen und Schiiler ohne gesonderte Prifung mit der Ver-
setzungin die 10. Klasse eines Gymnasiums, der Gemeinschafts-
schule oder des Bildungsgangs des Realschulabschlusses an
einer Regionalschule, den Hauptschulabschluss erhalten. Ana-
log dazu wird der Realschulabschluss mit der Versetzung in die
11. Klasse am Gymnasium erworben.
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9. Gleichstellung des Fachs Informatik bei der Einbringung in
das Abitur JiL 24/8
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, das
Fach Informatik bei der Einbringung in das Abitur mit anderen
Fichern gleichzustellen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die CDU-Fraktion nimmt diesen Vorschlag ernst und wird priifen,
welche Voraussetzungen geschaffen werden miissen, um Infor-
matik als ein profilgebendes Fach, im Profil Mathematik/Natur-
wissenschaften, in der Oberstufe zu ermoglichen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Bei einer Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe und der Prii-
fungsordnung fiir das Abitur muss auch das Fach Informatik neu
gewichtet werden.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die Starkung der MINT-Facher in der Schule ist ein besonderes
Anliegen der FDP-Landtagsfraktion. Nichtsdestotrotz ist auch
das Land an Regelungen der Kultusminister-Konferenz (KMK) ge-
bunden. Demnach ist nach einer KMK-Vereinbarung zur Gestal-
tung der gymnasialen Oberstufe Informatik nicht als eine Natur-
wissenschaft anzusehen und kann daher bei der Einbringung ins
Abitur nicht mit den ,,anderen®“ Naturwissenschaften gleichge-
stellt werden. Vor einer entsprechenden Anderung dieser Rege-
lung, die im Ubrigen einstimmig gefillt werden miisste, ist eine
Abweichung Schleswig-Holsteins in diesem Punkt aber nicht
sinnvoll, weil die Gefahr bestiinde, dass das schleswig-holstei-
nische Abitur dann nicht bundesweit Anerkennung fande.

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag
Wir werden dieser Anregung nachgehen.
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Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE LINKE tritt fir individuelle Wahlfreiheit in der Schule ein und
stimmt der Forderung zu.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW sieht keine inhaltliche Begriindung, warum Informa-
tik nicht auch ohne eine Naturwissenschaft in das Abitur einge-
bracht werden sollte. Wenn dies nur aus rechnerischen Griinden
geschieht, sollte hier nachgesteuert werden.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Die Gesamtqualifikation im Abitur setzt sich zusammen aus zwei
Blocken. Das Anliegen bezieht sich auf Block I, in den 36 Halb-
jahresergebnisse aus den 4 Halbjahren der Qualifikationsphase
eingebracht werden. Das Fach Informatik ist insofern ,,mit an-
deren Fachern gleichgestellt®, als auch Ergebnisse des Faches
Informatik in Block | eingebracht werden kénnen. Das Anliegen
bezieht sich von der Intention her vermutlich aber darauf, das
Fach Informatik in dem Sinne den Naturwissenschaften gleich-
zustellen, dass mit Einbringung von Ergebnissen des Faches In-
formatik die Einbringpflicht von 4 Ergebnisse aus den Naturwis-
senschaften abgedeckt werden kann.

Dies ist nicht moglich, weil Informatik zwar dem mathematisch-
naturwissenschaftlichen Aufgabenfeld zugeordnet werden kann,
aber im Verstdndnis der KMK-Vereinbarung zur Gestaltung der
gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe Il keine Naturwis-
senschaft ist. Weil die Einhaltung der in dieser KMK-Vereinba-
rung getroffenen Regelungen die Gewadhr dafiir bietet, dass ein
in Schleswig-Holstein erworbenes Abitur bundesweit anerkannt
wird, kommt nicht in Frage, in Bezug auf die Einbringpflicht der
Ergebnisse in den Naturwissenschaften von dieser Vereinbarung
(ziffer 9.3.3 i. V. mit 7.1) abzuweichen.
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SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Wir beflirworten, dass die Rolle des Faches Informatik im Rah-
men einer Neukonzeption der gymnasialen Oberstufe aufgewer-
tet wird.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Aufgrund der Zustandigkeit der Lander verweisen wir hier auf die
Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bindnis 9o/Die Grii-
nen.

10. Zentralabitur im Fach Mathematik JiL 24 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die zentra-
le Abiturpriifung im Fach Mathematik fiir die berufsbildenden
Schulen im Schuljahr 2010/2011 auszusetzen und die bisher
iibliche Form der dezentralen Priifung durchzufiihren.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die CDU-Fraktion lehnt diese Aufforderung ab. Zentrale Pri-
fungen tragen positiv zu einer Vergleichbarkeit der Abschliisse
bei. Daher beflirworten wir, auch die Beteiligung Schleswig-Hol-
steins am bundesweiten Aufgabenpool fiir die Abiturprifungen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Wir wollen nicht wieder zuriick zum vollig dezentralen Abitur.
Zentrale Priifungsaufgaben in Kernfachern halten wir fiir den
richtigen Weg. Auch Schleswig-Holstein muss dariiber nachden-
ken, ob gerade in Fachern wie Mathematik, bei denen landesty-
pische Besonderheiten keine Rolle spielen, nicht sogar lander-
tibergreifende zentrale Aufgaben formuliert werden sollten.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Nach Klarung der vielfdltigen Probleme im Zuge der zentralen
Abiturprifung in Mathematik bei den berufsbildenden Schulen
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durch das Ministerium fiir Bildung und Kultur besteht nunmehr
nach Ansicht der FDP-Landtagsfraktion kein Anlass fir ein Aus-
setzen der Priifung. Die FDP-Fraktion sieht daher vor diesem Hin-
tergrund keinen weiteren Handlungsbedarf mehr.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag
Auch dieser Anregung werden wir nachgehen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Zentrale Abiturpriifungen dirfen nicht zu Ungerechtigkeiten fiih-
ren. Schiilerinnen und Schiiler, bei denen durch Unterrichtsaus-
fall nicht der gesamte Lehrstoff vermittelt werden konnte, diirfen
nicht benachteiligt werden.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW sieht keine sinnvolle Begriindung fiir eine Aussetzung
der zentralen Abiturprifung im Fach Mathematik fiir die berufs-
bildenden Schulen im Schuljahr 2010/11.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-

Holstein

In der Tat hat es in der Vergangenheit eine groe Verunsiche-

rung im Fach Mathematik gegeben. Die Griinde sind vielschich-

tig. Eine Gesprdchsrunde mit allen Fachschaften Mathematik der

Beruflichen Gymnasien unter der Leitung von Frau Dr. Romig im

Dezember 2010 hat allerdings zu einer Kldarung beigetragen. Es

wurden folgende Punkte vereinbart:

e Die Schiilerinnen und Schiiler kénnen aus den gestellten Auf-
gaben auswaédhlen, sofern ein Teilbereich der Bereiche im Fach
Mathematik im vorangegangenen Unterricht noch nicht bear-
beitet wurde. Hierfiir erhalten die Schiilerinnen und Schiiler
20 Minuten Lesezeit vor der Priifung.

e Der CAS-Rechner, der vielfach an den Schulen angeschafft
worden ist, darf bei der zentralen Abschlusspriifung im Fach
Mathematik als Hilfsmittel eingesetzt werden. Alle Schiile-
rinnen und Schiiler erhalten bei denjenigen Aufgaben, bei

denen der CAS-Rechner einen Vorteil bietet, das Ergebnis, so 153
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dass es auf die Dokumentation des Rechenweges ankommt.
Uber den Einsatz bei Priifungen in den Folgejahren wird neu
entschieden.

e Der zurzeit sehr offen gestaltete Lehrplan soll hinsichtlich
seiner Funktion als Orientierungsrahmen iiberarbeitet wer-
den. Die Erarbeitung eines Eckpunktepapieres hierzu soll im
ndchsten Nachrichtenblatt ausgeschrieben werden.

e Im BG wird bis zur Abiturpriifung eine zusdtzliche Unter-
richtsstunde im Fach Mathematik eingesetzt, um die Vorbe-
reitung auf die zentralen Priifungen vor dem Hintergrund der
entstandenen Irritationen zu verbessern.

e Am 30. November 2010 ist im Fach Mathematik eine Probe-
klausur unter Priifungsbedingungen zeitgleich an allen Be-
ruflichen Gymnasien durchgefiihrt worden. Diese Klausur ist
landesweit ausgewertet und mit allen Beteiligten beraten,
so dass eine Nachsteuerung bis zum Abiturtermin erfolgen
kann.

e Am 13. Januar 2010 hat ein Auswertungsgesprdach mit allen
Fachschaften Mathematik stattgefunden, um die weitere Vor-
gehensweise bis zum Abitur festzulegen. Die vereinbarten
MaBnahmen werden von der Mathematikkommission zentra-
le Abschlussprifungen Mathematik umgesetzt.

Die dargestellten Manahmen erschienen den Fachschaften Ma-

thematik geeignet, um die zentralen Abschlussprifungen im

Fach Mathematik am BG angemessen durchfiihren zu kdonnen.

Eine Aussetzung der zentralen Abschlusspriifung kommt nicht in

Frage aufgrund der Verpflichtungen des Landes Schleswig-Hol-

stein gegeniiber der KMK und der vereinbarten Beschliisse zur

Durchfiihrung zentraler Abschlusspriifungen und aufgrund der

notwendigen Vergleichbarkeit zum allgemeinbildenden Gymna-

sium.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Wir befiirworten grundsdtzlich einen zentralen Pool von Pri-
fungsaufgaben in den Kernfdachern. Ein solcher Pool sollte in
Fachern, in denen landestypische Besonderheiten keine Rolle
spielen, auch in Kooperation mit anderen Bundesldndern, ldn-
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dertibergreifend bzw. perspektivisch bundesweit zentrale Auf-
gaben formulieren. Ein bundesweites Zentralabitur ist dagegen
schon aus zeitorganisatorischen Griinden nicht wiinschenswert
und auch nicht realistisch, weil dieses z. B. gleiche Ferienrege-
lungen voraussetzen wiirde.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Aufgrund der Zustandigkeit der Lander verweisen wir hier auf die
Stellungnahme der Landtagsfraktion von Bindnis 9o/Die Grii-
nen.

11. Verkleinerung der Schulklassengrofie JiL 24/2
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Lernbe-
dingungen im Schulunterricht zu verbessern, indem die Klas-
sengrofBe auf maximal 25 Schiiler gesenkt wird.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Wir verweisen auf den Bericht zur Unterrichtssituation 2009/
2010, dem zu entnehmen ist, dass sich die durchschnittlichen
Schiilerzahlen von 21,5 Schiilerinnen und Schiilern im Grund-
schulbereich bis zu 26 Schiilerinnen und Schiilern in der Se-
kundarstufe | des Gymnasiums bewegen. An den Regional- und
Gemeinschaftsschulen liegt die durchschnittliche Schiilerzahl
zwischen 23,0 und 23,1 Schiilerinnen und Schiilern pro Klasse,
so dass wir eine weitere Absenkung der Klassengréfien fiir nicht
gegeben halten.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Wir halten es fir richtig, dass die Schulleitungen dariiber ent-
scheiden, wie sie die ihnen zur Verfiigung stehenden Lehrkrafte
einsetzen. Dabei kann es den Weg geben, grofere Klassen zu bil-
den, in denen etwas mehr Unterricht erteilt wird, oder kleinere
mit etwas weniger Unterricht. Die PISA-Untersuchungen haben
gezeigt, dass die Grofle der Lerngruppe keinen grofen Einfluss

auf den Lernerfolg hat, wir reden natiirlich nicht von Riesenklas- 155
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sen mit deutlich tiber 30 Schiilern. Eine einheitliche Maximalgro-
Be von 25 Schiilern pro Klasse wére nicht finanzierbar.

Nach den Jahresberichten der Landesregierung zur Unterrichts-
versorgung liegen die durchschnittlichen Klassengroen nur bei
den Gymnasien knapp tber 25, an allen anderen Schularten z. T.
erheblich darunter.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Landtagsfraktion hat mit Interesse zur Kenntnis ge-
nommen, dass die letztjahrige Forderung zur Schulklassengro-
e deutlich verdndert wurde. Fraglos ist die Senkung des Klas-
senteilers ein verstdndlicher Wunsch, dessen Intention von
der FDP-Landtagsfraktion geteilt wird. Wie aber bereits unter
Punkt (5) dargestellt, muss sich jede entsprechende Landesaus-
gabe (also in diesem Falle mehr Lehrerstellen) in das Gesamt-
konzept der Haushaltskonsolidierung einfligen. Da bis zum Jahre
2020 die Neuverschuldung auf Null reduziert werden muss — je-
de (!) schleswig-holsteinische Regierung bis 2020 ist hieran ver-
fassungsrechtlich gebunden —, miissen entsprechende Forde-
rungen jeweils haushalterisch untermauert werden. Angesichts
der Tatsache, dass in Schleswig-Holstein in der Vergangenheit
mannigfache Strukturen aufgebaut wurden, die sich das Land auf
Dauer schlichtweg nicht leisten konnte, sind nun zum Teil aber
schmerzhafte Einschnitte in vielen Bereichen notwendig, damit
das Land in den kommenden Jahren nicht unter der Schuldenlast
zusammenbricht. Auch die schleswig-holsteinische Bildungspo-
litik kann deshalb wegen der finanziellen Verfehlungen der Ver-
gangenheit nicht wie gewliinscht finanziell ausgestattet werden.
Eine signifikante Senkung des Klassenteilers ist demnach wiin-
schenswert, haushalterisch aber aktuell nicht darstellbar.

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Hier gilt fiir uns immer noch, was wir auf einen dhnlichen Antrag
letztes Jahr entgegnet haben: Gute Schulen brauchen eine gute
Ausstattung. Sie brauchen Lehrerinnen und Lehrer, die motiviert
und engagiert arbeiten, aber sie brauchen auch passende Rdume
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und mutige Konzepte, zusdtzliche Mitstreiterinnen, einen einla-
denden Ganztagsbereich und vieles mehr. Um den Klassenteiler
zu senken, sind erhebliche finanzielle Mittel notig. Wir setzen
momentan andere Prioritdten, haben aber das gleiche Ziel: Wenn
die Schulen in die Lage versetzt werden, in hohem Maf3e indivi-
duell zu fordern und den Schiilerlnnen immer mehr Verantwor-
tung fir ihre Lernprozesse zu tbertragen, werden die einzelnen
Lerngruppen immer kleiner und die Lehrkrdfte kénnen sich auf
einzelne Schiilerinnen und Schiiler konzentrieren.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE LINKE tritt dafiir ein, dass hochstens 20 Schiilerinnen und
Schiiler eine Klasse besuchen.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW plddiert fiir die Herabsetzung der Klassenfrequenz auf
24 Schiilerinnen und Schiiler. Mit der Herabsetzung der Klassen-
frequenz muss auferdem eine Verdnderung der Lehr-Lernkon-
zepte einhergehen, damit die Chancen der geringeren Frequenz
genutzt werden. Hierzu gehoren lernaktivierende Arbeitsformen,
individuelle Forderung und Gruppenarbeit. Im Umkehrschluss
bedeutet dies also auch, dass Lehrerinnen und Lehrer entspre-
chende Methodenkompetenzen beherrschen und evtl. Fort-
bildungen in Anspruch nehmen miissen, um die Chancen einer
kleineren Klassengrofe optimal zu nutzen.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Trotz knapper finanzieller Ressourcen unternimmt die Landesre-
gierung betrdchtliche Anstrengungen, die Lernbedingungen an
den Schulen zu verbessern. Deshalb wird seit dem laufenden
Schuljahr fur alle Schularten der Sekundarstufe | eine Klassen-
groRe von 25 Schiiler/innen fiir die Berechnung der Lehrerver-
sorgung zugrunde gelegt; fiir die Primarstufe wie fiir die Sekun-
darstufe Il sogar jeweils nur 22 Schii-ler/innen. Die Schulleiter/
innen entscheiden im Rahmen ihrer Eigenverantwortung in Ab-
stimmung mit den Gremien iiber den Einsatz dieser personellen
Ressourcen unter Berilicksichtigung der schulischen Gegeben-
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heiten. Der als Richtwert vorgegebene Klassenteiler liegt dabei
nach wie vor bei 29 Schiiler/innen, doch er6ffnet die neue Be-
messungsgrundlage den Schulen zusdtzliche Handlungsspiel-
rdume, um angemessene Lern- und Arbeitsbedingungen fiir alle
zu schaffen und schulspezifischen pddagogischen Schwerpunkt-
setzungen Rechnung tragen zu kénnen. AufSerdem ist darauf hin-
zuweisen, dass Schleswig-Holstein im Ldandervergleich zu den
Landern mit den niedrigsten Klassenfrequenzwerten gehort.
Eine grundsédtzliche Senkung des Klassenteilers auf maximal
25 Schiiler/innen ist bei allem Verstandnis fiir den geduRerten
Wunsch unter den gegenwadrtigen finanziellen Gegebenheiten
nicht realisierbar.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Um die Schiilerinnen und Schiiler dem individuellen Leistungs-
stand entsprechend optimal fordern zu kdnnen, ist eine geringe
Klassenfrequenz wiinschenswert. Andererseits haben die PISA-
Untersuchungen gezeigt, dass es keinen unmittelbaren Zusam-
menhang zwischen der Klassengréofe und dem Lernerfolg der
Schiilerinnen und Schiiler gibt. Insofern muss das Verhéltnis zwi-
schen pdadagogischem Nutzen und den Kosten gewahrt bleiben.
Eine Verkleinerung der Klassen auf maximal 20-25 Schiiler pro
Klasse bleibt gleichwohl ein sinnvolles Ziel, das allerdings mit
anderen Zielen abgeglichen werden muss. Es muss gepriift wer-
den, ob die entsprechenden Mittel nicht in anderen Bereichen
der Schulpolitik sinnvoller angelegt sind, z. B. bei Forderstun-
den, doppelter Lehrerbesetzung in bestimmten Fachern etc.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Biindnis 9o/Die Griinen haben schon immer kritisiert, dass in
der Grundschule bis zu 28 Schiilerinnen und Schiiler pro Klas-
se vorgesehen sind. Wir, die Griine Bundestagsfraktion, for-
dern, dass zukiinftig alle Lerngruppen in der Schulanfangsphase
mit héchstens 23 bis 26 Schiilerinnen und Schiilern eingerichtet
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werden. Bei einem Anteil von mehr als 40 Prozent Schiilerinnen
und Schiiler nichtdeutscher Herkunftssprache oder lernmittelbe-
freiter Schiilerinnen und Schiilern soll die Einrichtungsfrequenz
maximal nur 21 bis 25 Schiilerinnen und Schiiler pro Lerngruppe
betragen. Da auch hier die Lander zustandig sind, verweisen wir
ebenfalls auf die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Biind-
nis go/Die Griinen.

12. Anerkennung von Auslandsjahren JiL 24 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, ein Aus-
tauschschuljahr als vollwertiges deutsches Schuljahr anzuer-
kennen, wenn es der Leistungsstand des Schiilers zuldsst. Die-
ser Leistungsstand sollte durch einen Test iiberpriift werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die CDU-Fraktion begriiBt diesen Vorschlag. Wir setzen uns
schon langer mit dieser Problematik auseinander und setzen uns
fiir eine bundeseinheitliche Regelung ein.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Wir unterstiitzen es, wenn Schiilerinnen und Schiiler eine lan-
gere Zeit an einer ausldndischen Schule zubringen. Das darf
nicht dazu fiihren, dass sich dadurch ihre gesamte Schulzeit ver-
ldngert. Es muss rechtzeitig vor dem Auslandsaufenthalt festge-
stellt werden, ob die Unterrichtsstandards in der ausldndischen
Schule mit denen in Deutschland vergleichbar sind; dann muss
diese Zeit auch angerechnet werden.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-Lan-
desgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Landtagsfraktion kann nicht erkennen, dass die vorge-
schlagene Losung gegeniiber der jetzigen Regelung vorteilhafter
ist. Derzeit wird das Schuljahr bei einem Auslandsaufenthalt
nicht auf die Schulzeit angerechnet. Stattdessen wird die Schii-
lerin/der Schiiler fiir dieses Jahr beurlaubt. Bei der Riickkehr der
Schiilerin/des Schiilers kann die Klassenkonferenz beschlie-
Ben, dass sie/er dieses beurlaubte Jahr Uberspringen kann.

Wiirde keine solche automatische Beurlaubung der Schiilerin/ 159
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des Schiilers erfolgen, wéare ein Durchfallen bei diesem vorge-
schlagenen Test mit einer Klassenwiederholung zu vergleichen.
Das konnte in einigen Fdllen dazu fiihren, dass die zuldssige
Dauer des Schulbesuchs tberschritten werden wiirde. Insofern
ist die derzeitige L6sung nach Ansicht der FDP-Landtagsfraktion
vor allem fur die Schiilerinnen und Schiiler deutlich praktikabler
und vorteilhafter.

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Ja, auch wir sehen keinen Grund, warum ein Austauschschuljahr
bei entsprechendem Leistungsstand nicht anerkannt werden
sollte.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Austauschschuljahre vermitteln zusdtzliche Kompetenzen bei
den Schiilerinnen und Schilern. Deshalb ist DIE LINKE fur die
Anrechnung der Austauschschuljahre.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Bis zur Einfiihrung von G8 sind viele Schiilerinnen und Schiiler
im 11. Jahrgang ins Ausland gegangen. Dies ist nun nicht mehr
problemfrei moglich, da die Leistungen aus der 11. und 12. Stufe
fiir das Abitur gerechnet werden.

Derzeit gibt es also die Moglichkeit, bereits in der 10. Klasse
ins Ausland zu gehen und sich die schulischen Leistungen aner-
kennen zu lassen. Auch ist es moglich, zwischen der 10. und 11.
Klasse fiir ein Jahr ins Ausland zu gehen und auf eine Anerken-
nung der Leistungen zu verzichten. Weiterhin hat die Kultusmi-
nisterkonferenz die Moglichkeit geschaffen, dass Schilerinnen
und Schiiler im 11. Jahrgang fiir ein halbes Jahr ins Ausland ge-
hen und anschliefend die Noten des zweiten Halbjahres doppelt
gerechnet werden. Die Realisierung dieser Moglichkeit obliegt
den einzelnen Bundesldandern.
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Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Dass Schuljahre, in denen Schiilerinnen und Schiiler fir ei-
nen Auslandsaufenthalt beurlaubt waren, nicht auf die Schul-
besuchszeit angerechnet werden, ist zum Vorteil der Betrof-
fenen. Ansonsten hdtte das Fortsetzen der Schullaufbahn an
dem Punkt, an dem die Beurlaubung begonnen hat, den Cha-
rakter einer Wiederholung und wiirde dazu fiihren, dass die
betroffenen Schiilerinnen und Schiiler bei eventuell weiteren
Wiederholungen innerhalb der Sekundarstufe | bzw. innerhalb
der Sekundarstufe Il die Schule verlassen missten, weil sie die
zuldssige Dauer des Schulbesuchs iiberschreiten (s. § 19 Absatz
3 SchulG in Verbindung mit § 18 Absatz 2 und 4 SchulG).

Wenn der Leistungsstand der Schiilerinnen und Schiiler nach
Riickkehr aus dem Ausland das Uberspringen einer Klassenstufe
zulasst, kann die Klassenkonferenz dies beschlieRen.
Insgesamt ist die derzeitige Praxis unbiirokratisch und im Sinne
der betroffenen Schiilerinnen und Schiiler.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Es ist wiinschenswert, wenn Schiilerinnen und Schiiler Zeit in ei-
ner Schule im Ausland verbringen. Sofern die Standards des Un-
terrichts in der Schule mit denen im Gastland vergleichbar sind,
spricht nichts dagegen, diese Zeit auch in Deutschland anzu-
rechnen. Dies sollte individuell rechtzeitig vor dem Aufenthalt
gekldrt werden.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Da auch hier die Lander zustandig sind, verweisen wir ebenfalls
auf die Stellungnahme der Landtagsfraktion von Biindnis 9o/Die
Griinen.
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13. Ubernahme der Schiilerbeférderungskosten von Oberstufen-
schiiler/innen JiL 24/13 NEU

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, dass das
Land Schleswig-Holstein die Schulbeférderungskosten fiir Schii-
ler und Schiilerinnen aller Schulformen aller Jahrgidnge inner-
halb Schleswig-Holsteins iibernimmt, die mehr als fiinf Kilome-
ter von ihrer Schule entfernt leben. Im Falle eines Schulwechsels
zu einer weit entfernt liegenden Schule werden die Fahrtkosten
nur bis zur ndchsten addquaten Schule iibernommen, den Rest-
betrag miissten die Schiiler iibernehmen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der am 15. Dezember 2010 vom Schleswig-Holsteinischen Land-
tag beschlossene Doppelhaushalt fiir die Jahre 2011 und 2012
sieht einen Verzicht auf eine Landesbeteiligung an Kosten der
Schiilerbeférderung vor. Das Finanzausgleichsgesetz wurde ent-
sprechend angepasst. Auf diese Weise werden Einsparungen
in Hohe von sechs Millionen Euro jahrlich realisiert. Eine Rick-
kehr zur Ubernahme von Schiilerbeférderungskosten wiirde die
soeben erst vollzogene politische Willensbildung zuriickdrehen.
Ein entsprechender Schritt ist nicht beabsichtigt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SPD hat in ihrem Konzept zur Haushaltskonsolidierung 2010
deutlich gesagt, dass die massive Mehrbelastung von Eltern den
Kosten der Schiilerbeférderung, die CDU und FDP beschlossen
haben, keine geeignete MaBnahme zur Haushaltskonsolidierung
ist. Es steht im Ubrigen in Umkehrung konkreter Wahlverspre-
chen von CDU und FDP. Die SPD-Fraktion hat in den Haushalts-
verhandlungen eine Beibehaltung des Status Quo gefordert. Lei-
der wurde dies von der Mehrheit von CDU und FDP abgelehnt.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Aus Sicht der FDP-Landtagsfraktion ist die derzeitige Regelung,
wonach die Schultrdger die Kosten fiir Schiilerinnen und Schiiler
tibernehmen, die Grundschulen, Jahrgangsstufen fiinf bis zehn
der weiterfiihrenden allgemein bildenden Schulen sowie Forder-
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zentren besuchen, sinnvoll. Dennoch ist es aus Sicht der FDP-
Landtagsfraktion bedauerlich, dass die schwierige finanzielle
Situation des Landes die Landesregierung in vielen Bereichen zu
Einschnitten zwingt, so auch im Bereich der finanziellen Unter-
stiitzung der Kreise bei der Schiilerbeférderung.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Eine so voll umfassende Regelung, wie Sie sie in ihrem Antrag
anstreben, halten wir momentan fiir nicht finanzierbar. Aller-
dings streiten wir fiir die Beibehaltung des bisherigen Landes-
zuschusses, den die Regierung auf Null kiirzen mdchte, wodurch
es zu steigenden Elternbeitragen kommen wiirde. Das halten wir
fir den falschen Weg.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE hat wahrend der Haushaltsberatungen beantragt, fiir
alle Schiilerinnen und Schiiler der Oberstufe sowie der berufs-
bildenden Schulen die Schiilerbeforderungskosten zu erstatten.
Keine andere Partei wollte dem zustimmen.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

In Deutschland haben wir eigentlich das Prinzip, dass Schulbil-
dung kostenlos sein muss, damit alle Kinder die gleichen Start-
chancen im Leben haben. Dies ist in Schleswig-Holstein leider
nicht fiir alle Schiilerinnen und Schiiler aller Klassen und Schul-
arten gewdhrleistet. Der SSW setzt sich grundsdtzlich dafiir ein,
dass weder die Eltern noch die Schiilerinnen oder Schiiler die
Kosten fiir die Schiilerbeférderung tragen, sondern diese von
kommunaler oder Landebene finanziert werden, so dass alle Kin-
der unabhédngig von ihrer Herkunft die gleichen Chancen fiir eine
gute Bildung bekommen.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Die schulgesetzlichen Regelungen zur Schiilerbeférderung er-
strecken sich auf diejenigen Schiilerinnen und Schiiler, die nicht

in einer kreisfreien Stadt wohnen und offentliche allgemein- 163
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bildende Schulen bis einschlieBlich Jahrgangsstufe 10 oder 6f-
fentliche Forderzentren besuchen (vgl. § 114 Schulgesetz). Alle
anderen Schiilerinnen und Schiiler — so z. B. die der Jahrgangs-
stufen 11 bis 13 eines Gymnasiums oder einer Gemeinschafts-
schule oder die der berufsbildenden Schulen - sind von den Be-
stimmungen zur Schiilerbeférderung nicht erfasst.

Um die Rechtslage besser verstehen zu kdnnen, muss die histo-
rische Entwicklung der Bestimmungen zur Schiilerbeférderung
betrachtet werden. Erst in den 1970er Jahren ist die Schiilerbe-
forderung im Schleswig-Holsteinischen Schulgesetz veran-kert
worden, als im Zuge von Reformen Schulen im landlichen Raum
zusammengelegt und Kleinstschulen aufgeldst wurden. Der gro-
Bere Aufwand zum Besuch der nunmehr entfernter gelegenen
Schule sollte durch die Schiilerbeférderung kompen-siert wer-
den. Vor allem aber sollte die Fahrt zur Schule und zurtick ge-
wahrleistet werden. Sinn und Zweck der Einfithrung einer Schii-
lerbeforderung war es also, den Schulbesuch grundsatzlich
sicherzustellen, nicht jedoch in jedem Falle die Beforderungs-
kosten zu {ibernehmen.

Mit Gesetz vom 17.12.2010 hat der Landtag zudem wieder eine
verbindliche Eigenbeteiligung an den Schiilerbeférderungs-
kosten festgeschrieben. Diese Entscheidung wurde aufgrund der
mehr als schwierigen Haushaltslage des Landes und der Kreise
bzw. Schultrager getroffen. Daher ist auch die Ausweitung der
bestehenden Regelungen zur Schiilerbeforderung derzeit nicht
realisierbar

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die Verantwortung fiir die Schiilerbeférderung liegt bei den Krei-
sen. Alle Forderungen hinsichtlich der Ausgestaltung und der Be-
zuschussung miissen sich daher an die Kreise richten. Eine ob-
ligatorische Beteiligung der Eltern an der Schiilerbeférderung,
wie sie von der Landesregierung eingefiihrt wurde, lehnen wir
jedoch ab. Eine Ausweitung des Anspruchs auf Schiilerbeférde-
rung auch fiir Schiiler der Oberstufe an Gymnasien und Gemein-
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schaftsschulen sowie an beruflichen Schulen halten wir fiir sinn-
voll.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Die Griine Bundestagsfraktion will Bildungsbarrieren senken!
Dazu gehért auch die gute und kostenlose Erreichbarkeit der ge-
wahlten Bildungseinrichtung. Doch haufig richtet sich die Schu-
lerbeférderung nicht an den Interessen der Eltern und Schi-
lerinnen und Schiiler aus. Diese wollen schnell, direkt, ohne
Umwege, ohne lange Wartezeiten, sicher und bequem zur Schule
und zuriick gebracht werden. Das Angebot der Schiilerbeforde-
rung wird jedoch stark durch die Art und Weise der Finanzierung
beeinflusst. Die Schultrdagerwollen oft wenig Geld ausgeben und
sparen beim freigestellten Schiilerverkehr.

Im Linienverkehr setzen die Ausgleichsleistungen fiir die Be-
férderung von Schiilern im OPNV nach § 45 a des Personenbe-
forderungsgesetzes (PBefG) falsche Anreize fiir die Verkehrs-
unternehmen. Es wundert daher nicht, dass die Qualitdt der
Schiilerbeférderung immer wieder ein Thema ist. Immer wieder
hort man von unhaltbaren Zustdanden: kleine Kinder, die lange
im Bus stehen miissen, {iberalterte Busse, zu wenig Platz oder
lange Wartezeiten.

Auch wenn die Mdngel in der Schiilerbeférderung nicht verall-
gemeinert werden kénnen, sind drastische Missstdnde in vielen
Kreisen aufgetreten. Diese Mangel konnen jedoch nicht automa-
tisch den Schultrdagern angelastet werden. So werden Schultra-
ger teilweise von der Rechtsaufsicht daran gehindert, hohere
Standards bei der Schiilerbeférderung anzuwenden, weil nur
verbindliche Standards finanziert werden dirfen. Hinzu kommt,
dass Regelungen, welche im freigestellten Schiilerverkehr, bei
dem nur Schiiler und keine anderen Fahrgdaste mitfahren, im re-
guldren Linienverkehr schwer umzusetzen sind. Ein Teil der M&n-
gel lasst sich dadurch erkldren, dass die Praxis beim Ausgleich
der Schiilerbeférderungskosten Anreize liefert, moglichst lange

Linienwege zu fahren. Die Grundidee dieser Finanzierung war, 165
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den Linienverkehr durch die Integration des Schiilerverkehrs zu
stdarken. Aufgegangen ist diese Strategie nur dort, wo der Schii-
lerverkehr vollig neu tiberplant wurde.

Flexible Schulzeiten sind ein Ansatz, die Verkehrsspitzen zu ent-
zerren, werfen aber anderseits eventuell Probleme bei der Be-
treuung der Schiler auf. Da vielerorts Schulstandorte geschlos-
sen oder zusammengelegt wurden bzw. noch werden, wird sich
das Problem trotz sinkender Schiilerzahlen nicht einfach losen,
weil von diesen mehr auf den Schulbus angewiesen sein werden.
Fiir uns ist klar, dass Qualitdtsstandards fir die Schiilerbefor-
derung verbindlich in den Schulgesetzen festzuschreiben sind
—unverbindliche Anforderungskataloge reichen nicht aus.

14. Pflicht fiir Rettungskarten in allen PKWs  Jil 24/16 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, Hersteller
von Kraftfahrzeugen zu verpflichten in Design und Platzierung
einheitliche, sogenannte ,,Rettungskarten“ vom Werk in den je-
weiligen Fahrzeugen zu deponieren. Auferdem sollen Halter von
bereits in Benutzung stehenden Fahrzeugen verpflichtet werden,
solche nachtrdglich zu erwerben und zu deponieren.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Von Vorschriften zum Einsatz der Rettungskarten oder gar zur
nachtrdglichen Ausriistung von Kraftfahrzeugen sehen wir ab.
Wir setzen auf freiwillige Losungen der Automobilindustrie, was
bereits in der Vergangenheit zu einer deutlichen Verbesserung
der Sicherheitsstandards gefiihrt hat.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Auf Landesebene ist es nicht moglich, verbindliche Verpflich-
tungen fiir die Ausstattung von Kraftfahrzeugen durchzusetzen,
dies wdre eine Aufgabe fiir den Gesetzgeber auf Bundesebene.
Wir sind aber gern bereit, den Vorschlag zum Mitfiihren von Ret-
tungskarten bei unseren Gesprdchen mit Fahrzeugherstellern
und Verbdnden anzusprechen.

Vielleicht wére dieses Thema auch geeignet, um einen Appell an
Autofahrerinnen und Autofahrer zu richten, die vom ADAC (Allge-
meiner Deutscher Automobil Club) und VDA (Verband der Auto-
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mobilindustrie) entworfene ,Rettungskarte“ zu nutzen und frei-
willig sichtbar an ihrem Fahrzeug anzubringen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion lehnt die Forderung nach einer Pflicht fir die
ADAC-Rettungskarten bereits aus rechtlichen Gesichtspunkten
ab. Eine gesetzliche Regelung fiir die geforderten Pflichten fir
Kraftfahrzeughersteller und Fahrzeughalter kann auf Landese-
bene mangels entsprechender Kompetenz nicht geschaffen wer-
den. Als Empfehlung an die genannten Adressaten wird die For-
derung allerdings begrifit.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Dem Antrag stimmen die GRUNEN zu. Alle Hersteller und Im-
porteure bieten mittlerweile die auch vom ADAC geforderten
standardisierten Rettungskarten an. Fiir Inhalt und Darstellung
sind die Hersteller selbst verantwortlich. Diese Karten miissen
gut greifbar hinter die Fahrersonnenblende geklemmt werden,
damit die Retter bei Unfédllen informiert sind, wo sich geeignete
Schneidbereiche befinden.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Gute Idee.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW unterstiitzt die Forderung des Jugendparlamentes so-
genannte Rettungskarten verpflichtend in allen Fahrzeugen zu
platzieren. Im Fall eines Unfalls verschaffen Rettungskarten
den Rettungskriften einen schnellen Uberblick iiber relevante
technische Einrichtungen im Fahrzeug. Dadurch erhdht sich die
Sicherheit fiir Rettungskrafte und Unfallbeteiligte und tragt
dariiber hinaus zu einer Reduzierung der Rettungszeit bei.
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Ministerium fiir Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des

Landes Schleswig-Holstein

Die Rettungskarten werden von nahezu allen Herstellern und Im-

porteuren (nicht vom ADAC) angeboten. Einige Hersteller miissen

ihre Informationen aber noch fiir dltere Modelle erstellen oder
in die einheitliche Form bringen. Die Rettungskarten beinhalten

Informationen fur Rettungskradfte und Polizei, die insbesondere

die Lage von Airbags oder die optimalen Aufschneidepunkte an-

zeigen bzw. iber Hochspannungskabel oder Gasleitungen Aus-
kunft geben. Damit kann ggf. eine ziigigere Rettung der verun-
fallten Personen erfolgen.

Da die vom Jugendparlament geforderte Regelung in einer stra-

Benverkehrsrechtlichen Vorschrift als Verhaltens- oder Aus-

ristungsvorschrift geregelt werden muss, liegt die Entschei-

dungskompetenz beim Bundesministerium fiir Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung und nicht beim Schleswig-Holsteinischen

Landtag.

Da die Rettungskarte eine an das jeweilige Fahrzeug gebundene

Information enthélt, wdre die geforderte Verpflichtung als Aus-

ristungsvorschrift in der Straenverkehrs-Zulassungs-Ordnung

(StVZ0) aufzunehmen, wie es z. B. auch bei der Mitfiihrpflicht

eines Verbandskastens geregelt ist.

Eine verpflichtende Ausristungsvorschrift fiir Rettungskarten

wird jedoch vom MWV aus folgenden Griinden abgelehnt:

1. Firéltereundz.T.auchjiingere PKW haben die Hersteller kei-
ne Rettungskarten bereit gestellt. Diese sind aberauch nicht
in jedem Fall erforderlich, weil sich nicht bei allen PKW die
0. a. Probleme ergeben.

2. Firdie besonderen Problemfdlle bei Gas- und Elektroantrie-
ben wird bereits auf EU-Ebene an entsprechenden Kenn-
zeichnungsvorschriften gearbeitet, so dass eine nationale
Regelung nur kurzfristig Bestand haben wiirde.

3. Fiirim Ausland zugelassene PKW wiirden die Regelungen bei
einer nationalen Vorschrift nicht gelten und daher ins Leere
laufen.

4. Da eine automatisierte Ubermittlung der Rettungsdaten an

die Einsatzkrdfte angestrebt wird, ware die verpflichtende
Mitfiihrung einer Rettungskarte allenfalls nur fiir einen Uber-
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gangszeitraum begriindbar und miisste spdtestens nach der
flaichendeckenden Implementierung der automatischen Uber-
mittlung wieder aufgehoben werden.

5. Da die Hersteller — soweit vorhanden — den Kfz-Haltern Ret-
tungskarten kostenlos zur Verfiigung stellen und in aller Re-
gel bei Neufahrzeugen gleich mit ausliefern, wird die Ausstat-
tungsquote kontinuierlich zunehmen.

6. Auch durchaus sinnvolle Mafinahmen miissen nicht in jedem
Fall durch den Gesetz- oder Verordnungsgeber geregelt wer-
den, wenn sich dieses auch auf andere Weise umsetzen lasst.
Von daher wird die von den in der Verkehrssicherheitsarbeit
tdatigen Institutionen und z. B. dem ADAC getédtigte Informa-
tions- und Aufkldarungsarbeit als ausreichend angesehen.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Das Mitfiihren von Rettungskarten zur Verbesserung der Sicher-
heit bei Rettungsaktionen ist grundsdtzlich sinnvoll und zu be-
flirworten. Die SPD-Bundestagsfraktion spricht sich dafiir aus,
Anreize fiir Hersteller und Fahrzeugnutzer zu schaffen, um die
Verbreitung der Rettungskarten zu erhohen.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Seitens der Griinen Bundestagsfraktion begriiRen wir diesen Be-
schluss, nehmen diesen Denk-Anstof3 gerne mit in unsere Arbeit
auf. Einige Automobil-Hersteller hinterlegen die Rettungskarten
bereits in ihren Neuwagen.
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15. Verbot des neuen Kiihlmittels ,,1234yf* JiL 24/43
Der Landtag Schleswig-Holstein mége sich fiir ein Verbot des
Kiihlmittels ,,1234yf*“ im Bundesrat einsetzen und langfristig
auf eine Coz2-Kiihlung plddieren. Um die Zeit, in der diese Um-
stellung erfolgt, zu iiberbriicken, wdre eine Nutzung des Kiihl-
mittels Ri52a denkbar.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Das Kiihlmittel Tetrafluorpropen oder HFO-1234yf ist deutlich
weniger klimaschddlich als Tetrafluorethan, welches sich hdu-
fig in Klimaanlagen wiederfindet, und unterbietet die neusten
Grenzwerte deutlich. AuBerdem schadet es der Ozonschicht
nicht. Der Einsatz von Tetrafluorpropen stellt damit aus umwelt-
politischer Sicht eine deutliche Verbesserung dar. Der Einsatz
von CO2 als Treibmittel kann jedoch weiter ins Auge gefasst wer-
den. Es bleibt abzuwarten, ob die Technologie wirtschaftlich ge-
nutzt werden kann.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion hat sich mit dem Kihlmittel 1234yf
bislang nicht befasst.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion wird das MLUR bitten, eine Einschadtzung zu
moglichen Gefahren und Auswirkungen des Kithlmittels ,,1234yf“
zu geben. Nach eingehender Priifung und Einschdtzung der Sach-
lage wird die FDP-Fraktion sich vorbehalten, entsprechend poli-
tisch aktiv zu werden.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Dem Antrag stimmen die GRUNEN zu. Wir halten das Kiltemit-
tel R-1234yf, dass ab 2011 von den deutschen Herstellern in Kli-
maanlagen aller neuen PKW-Modelle verwendet wird, fiir ge-
fahrlich. Es handelt sich um ein brennbares Gas, das bei Feuer
oder Kontakt mit heiRen Oberflachen Fluorwasserstoff freisetzt.
Dieser Giftstoff reagiert mit Feuchtigkeit zu Flusssaure, die im
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Korper todlich wirkt und bei Bertihrungen zu Verdtzungen fiihrt.
Die deutschen Hersteller wollen urspriinglich das natirliche Kéal-
temittel CO2 einsetzen, dass auch die Griinen beflirworten. Es
gab aber Druck anderer Herstellerstaaten, ein globales Mittel
einzufihren.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Damit wird sich DIE LINKE zukiinftig beschaftigen.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Es ist bekannt, dass das Kuhlmittel 1234yf enorme Gefahren
birgt, da es leicht entziindlich und brennbar ist. Dariiber hinaus
im Zusammenhang mit Wasser Flusssdure entstehen kann. Aus
diesem Grund ist das chemische Mittel keine Alternative zu jetzt
verwendeten Mitteln. Langfristig muss es aber eine Umstellung
geben, dass CO2 als Kiithlmittel eingesetzt wird. Es ist aus sicher-
heitstechnischer und 6kologischer Sicht der sinnvollere Weg.

Gemeinsame Stellungnahme des Ministeriums fiir Landwirt-
schaft, Umwelt, ldndliche Rdume und des Ministeriums fiir Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-
Holstein

Der Vorschlag istin der Sache zu begriiBen.

Es ist aber darauf hinzuweisen, dass nur eine Regelung auf EU-
Ebene in Betracht kime. Das vorgeschlagene ,Ubergangsmittel“
R 152a hat etwa 10 % des Treibhauspotenzials von R134a, aber
immer noch das 120-fache von CO2. AuBerdem ist es auch brenn-
bar und bildet bei Verbrennung Flussséaure.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Der Stoff R 1234yf unterliegt derzeit einer Uberpriifung im Rah-
men der REACH-Verordnung. Das Uberpriifungsverfahren der Eu-
ropdischen Chemikalienagentur ist noch nicht abgeschlossen.
Das Ergebnis werden wir zundchst abwarten. Abhdngig von dem
Ergebnis wird sich zeigen, ob eine weitere ,Stoffbewertung“ not-
wendig ist und wie weiter verfahren wird.
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SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD-Bundestagsfraktion spricht sich fiir ein Verbot des Kiihl-
mittels ,1234yf“ mit angemessenen Ubergangsfristen aus.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Kohlendioxid als Kaltemittel ist bewdhrt und wird in vielen Be-
reichen bereits eingesetzt. So haben die Berliner Verkehrsbetrie-
be ihre Busse im Sommer 2010 mit Kohlendioxid-Klimaanlagen
ausgestattet. Klimaanlagen, die mit Tetrafluorpropen (1234yf)
betrieben werden, sind viermal so schddlich wie vergleichbare
Modelle, die mit Kohlendioxid betrieben werden. Kohlendioxid
als Kadltemittel hat das geringste Treibhauspotenzial. Klimaanla-
gen die bereits in Betrieb sind, miissen fiir den Betrieb mit Co2
umgeriistet werden, um dem hoheren Druck von 120 bar standzu-
halten. Damit wdren sie flir das besonders schddliche bisherige
Kéltemittel Tetrafluorpropen untauglich. Darliber hinaus eignen
sich die Stoffeigenschaften besonders gut fiir die Umkehr des
Kiihlprozesses. Die Klimaanlage kann also zur Warmepumpe
werden, mit der auch geheizt werden kann. Bei modernen Die-
selfahrzeugen und Hybridautos reicht die Abwdrme des Motors
schon heute nicht aus, um das Fahrzeug im Winter ausreichend
schnell zu heizen. Fiir reine Elektroautos gilt das erst recht. Die
Zukunft der Fahrzeugklimaanlagen wird daher eine integrierte
Warmepumpenfunktion haben missen, um insbesondere bei
elektrischem Antrieb den Strombedarf fiir den Nebenverbrau-
cher Heizung so gering wie moglich zu halten.

Die Bundestagsfraktion von Biindnis 9o/Die Griinen spricht sich
deutlich fur die Verwendung von Co2 und damit gegen die Ver-
wendung von Tetrafluorpropen als Kithlmittel in Klimaanlagen
aus.
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16. Uhrzeitbegrenztes Uberholverbot fiir LKWs auf 2-spurigen
Autobahnabschnitten JiL 24/15 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fiir ein
bundesweites Uberholverbot auf 2-spurigen Autobahnen fiir
Kraftfahrzeuge ab 3,5 Tonnen Gewicht einzusetzen. Dieses soll
uhrzeitbegrenzt von 06:00 bis 20:00 Uhr gelten.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Fiir die Nutzung der Verkehrswege in Schleswig-Holstein ist es
wichtig, einen guten Verkehrsfluss zu organisieren. Ein pau-
schales Uberholverbot fiir Kraftfahrzeuge ab 3,5 Tonnen ist je-
doch aus unserer Sicht zu weitreichend. Wir setzen auf ortlich
begrenzte Uberholverbote auf Abschnitten, auf denen sie erfor-
derlich sind.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Uberholverbote werden von den Bundesldndern ausgesprochen,
daher wédre eine bundesweit einheitliche Regelung nur schwer
umzusetzen. Eine pauschale Regelung, die nicht von der kon-
kreten Situation auf den Streckenabschnitten abhdngt, son-
dern von der Uhrzeit, musste rechtlich gepriift werden, sie birgt
aber ein grofles Risiko, erfolgreich beklagt zu werden. Wenn n6-
tig, gehdren auch Uberholverbote zum Biindel der Manahmen,
mit denen flieBender Verkehr, effizienter Benzinverbrauch und
grofRtmogliche Sicherheit auf den Autobahnen erreicht werden
sollen,auBerdemderbedarfsgerechte Ausbauhochfrequentierter
Strecken, flexible Steuerungssysteme, modernes Baustellenma-
nagement und — nach wie vor — die Verlagerung von Giitertrans-
porten von der Strafle auf die Schiene und auf den Wasserweg.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion sieht die zunehmende Belastung der zweispu-
rigen Autobahnen durch den LKW-Uberholverkehr ebenfalls als
Problem an. Ein streckenbezogenes Uberholverbot kann in Ein-
zelfdllen eine addquate Losung darstellen. Ein generelles Uber-
holverbot auf zweispurigen Autobahnen fiir Kraftfahrzeuge ab

3,5 Tonnen Gewicht von 06:00 bis 20:00 Uhr wird jedoch abge- 173
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lehnt. Die Gewichtsbeschrankung ab 3,5 Tonnen héatte nicht nur
Auswirkungen auf den Schwerlastverkehr, sondern auch auf die
regionalen Handwerksunternehmen und andere Unternehmen im
Dienstleistungsbereich, die haufig Fahrzeuge zwischen 3,5 bis
7,5 Tonnen benutzen.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Diesem Antrag stimmen die GRUNEN zu. Ein zeitlich begrenztes
Uberholverbot fiir LKWs ist sinnvoll, um die Sicherheit auf den
Autobahnen zu erhéhen. Es wird allerdings schwer sein, dieses
Verbot auch fiir Fahrzeuge ab 3,5 Tonnen wie ,,Sprinter” durch-
zusetzen. Fiir LKWs ab 12 Tonnen sollte ein Uberholverbot umzu-
setzen sein.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE tritt fiir eine europaweite automatische Drosselung fiir
LKWs auf 8o km/h ein. Wenn von vornherein kein LKW schneller
als 8o km/h fahren kann, wird es keine Uberholmandver mehr
geben.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW hat durchaus Verstdndnis fiir die Forderung des Jugend-
parlamentes. Doch wir sind der Auffassung, dass ein Uberhol-
verbot auf 2-spurigen Autobahnabschnitten nur dann eingefiihrt
werden sollte, wenn dies aus Griinden der Verkehrssicherheit
notwendig ist.

Wir sind der Auffassung, dass der Bund in der Verantwortung ist,
seine Autobahnen so auszubauen, dass sie dem Verkehr gewach-
sen sind. Aus diesem Grund halten wir es fiir notwendig, dass die
A7 bis zur ddnischen Grenze 3-spurig ausgebaut werden muss.
Damit hdtte sich auch das Problem der ,Elefanten-Rennen® er-
librigt.

Ministerium fiir Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des
Landes Schleswig-Holstein

Nach der StraBenverkehrs-Ordnung besteht fiir Lkw auch tages-
zeitlich beschrankt kein generelles Uberholverbot, weil ein ver-
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kehrliches Erfordernis fiir eine solche allgemeine Regelung ob-
jektiv nicht gegeben ist.

Die Kriterien fiir die Anordnung von streckenbezogenen Lkw-
Uberholverboten sind in der Verwaltungsvorschrift zu Zeichen
277 StVO bundeseinheitlich geregelt.

Die Ldnder setzen das geltende Bundesrecht in eigener Verant-
wortung um.

Lkw-Uberholverbote sind nur anzuordnen, wenn dies aus Griin-
den der Verkehrssicherheit oder des Verkehrsablaufs zwingend
geboten ist.

In Schleswig-Holstein besteht eine auf die speziellen Verkehrs-
bediirfnisse abgestellte Regelung, die folgendes vorsieht:

1. Einganzjdhriges Lkw-Uberholverbot (6 - 20 Uhr) aufder A7 zwi-
schen dem Autobahndreieck Bordesholm und der Anschluss-
stelle Neumiinster-Siid (15 km) sowie zwischen der Anschluss-
stelle Kaltenkirchen und der Anschlussstelle Quickborn
(ca. 12 km).

2. Ein durch Verkehrsbheeinflussungsanlage verkehrsbedingt
angezeigtes Lkw-Uberholverbot auf der A7 zwischen der
Anschlussstelle Quickborn und der Landesgrenze SH/HH
(ca. 10 km).

3. Ein ferienzeitbezogenes Lkw-Uberholverbot (6 - 20 Uhr) auf
dem Zwischenabschnitt der A7 zwischen den Anschlussstel-
len Neumiinster-Siid und Kaltenkirchen (ca. 22 km).

4. Kein Erfordernis fiir Lkw-Uberholverbote auf der A1 (u. a. we-
gen der zwischen Hamburg und Liibeck bestehenden 3-Strei-
figkeit).

5. Kein Erfordernis fiir Lkw-Uberholverbote auf den {ibrigen Au-
tobahnen.

Aus schleswig-holsteinischer Sicht hat sich die geltende StVO-
Regelung bew&hrt, wonach Lkw-Uberholverbote ausschlieBlich
gemadf den ortlichen Erfordernissen strecken- bzw. ferienzeitbe-
zogen oder auch konkret verkehrslagebedingt (durch Verkehrs-
beeinflussungsanlagen) angeordnet werden.

Eine Anderung des geltenden Bundesrechts kann deshalb nicht

beflirwortet werden.
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CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Derzeit gibt es bereits tempordre Uberholverbote fiir LKW auf
Autobahnen, wenn es zu Verkehrshehinderungen kommen kann.
Diese Losung ist fiir einen ziigigen Verkehrsfluss sinnvoll. Ein
grundsdtzliches Verbot ist nicht in Planung.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD-Bundestagsfraktion ist gegen ein generelles Uberhol-
verbot flir LKW auf zweispurigen Autobahnen im Zeitraum von
6 bis 20 Uhr. Ich personlich bin dafiir, die regional begriinde-
ten Uberholverbote deutlich auszuweiten, weil in den sogenann-
ten Elefantenrennen ein drgerliches Problem liegt. Auch bin ich
daflir, mehr Tempo-80-Regelungen fiir LKW einzuftihren. Die
Kompetenz, iiber Uberholverbote und dhnliche MaRnahmen zu
entscheiden, liegt aber bei den Bundeslandern. Die Landesbe-
horden verfiigen tiber das detaillierte Wissen iiber die konkreten
Gegebenheiten vor Ort, um notwendige verkehrsregulierende
Manahmen zu ergreifen.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Die Bundestagsfraktion von Biindnis go/Die Griinen kann einem
generellen Uberholverbot fiir Kraftfahrzeuge ab 3,5 Tonnen nicht
zustimmen. Fiir bestimmte Streckenabschnitte halten wir aber
ein zeitlich beschrdanktes, durch dynamische Verkehrsbeeinflus-
sungsanlagen geregeltes, Uberholverbot fiir Kraftfahrzeuge ab
12 Tonnen fiir sinnvoll.
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17. Okologische Ernihrung fiir Schiilerinnen und Schiiler

JiL 24/24
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Verpfle-
gung der Schiilerinnen und Schiiler aller Schularten und Alters-
gruppen wihrend der Schulzeit durch 6kologische und regionale
Lebensmittel sowie angemessene Preisgestaltung sicherzustel-
len.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Zurzeit besuchen rund 310.000 Schiilerinnen und Schiiler &f-
fentliche allgemeinbildende Schulen in Schleswig-Holstein.
Rund 100.000 Schiilerinnen und Schiiler an Beruflichen Schulen
sind hier nicht mit eingerechnet. Nach einem angenommenen Zu-
schuss von 20 € pro Monat und Kind (1 Euro pro Mahlzeit) wiirde
die Mittagsversorgung monatlich mit 6,2 Millionen € im Landes-
haushalt zu Buche schlagen, im Jahr mit rund 74,4 Millionen €.
Angesichts der bekannten Haushaltslage ist eine finanzielle For-
derung der 6kologischen Erndhrung fiir Schiilerinnen und Schii-
ler daher ausgeschlossen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SPD hat sich stets dafiir eingesetzt, die Verpflegung al-
ler Schiilerinnen und Schiiler in der Schule zu angemessenen
Preisen zu ermoglichen und dabei Wert auf regionale und dkolo-
gisch erzeugte Lebensmittel zu legen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Subsidiaritdt ist ein hohes Gut, welches zu Recht im Grundge-
setz verankertist. Fiir die FDP-Fraktion ist dies bei jeder Frage zu
beachten. Von Seiten der Fraktion besteht ein tiefes Vertrauen in
die Entscheidungsfdhigkeit der kommunalen Schultrdger zusam-
men mit den privaten Anbietern vor Ort verniinftige Angebote bei
der Essensversorgung zu schaffen. Zentrale Vorgaben von Lan-
desseite werden abgelehnt.

Unterstiitzt wird hingegen das Projekt ,,Vernetzungsstelle Schul-
verpflegung® des Bundesministeriums fiir Erndhrung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz, welches Schulen und Kitas be- 177
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ratend bei der Verbesserung der Schulverpflegung unterstiitzt
und Schulen hilft, die Erndhrungsbildung mit den praktischen
Angeboten der Schulmensa und der Pausenverpflegung zu ver-
knipfen.

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Der Antragist aus unserer Sicht sehr zu begriien. Es ist wichtig,
dass bei der Schulverpflegung auf eine gesunde und ausgewo-
gene Erndhrung geachtet wird. Schule ist ein zentraler Lebensort
fir Schilerlnnen und Lehrerinnen, an dem auch fiir das leibliche
Wohl gesorgt werden muss. Gesunde Erndhrung gehort aus Grii-
ner Sicht in jede Schulart und in jede Kita. Wir haben bereits in
der 16. Legislatur die Bildungsministerin aufgefordert, ein ent-
sprechendes Gesamtkonzept flir gesunde Erndhrung an Schu-
len vorzulegen — ohne Erfolg. Zur gesunden Erndhrung gehdren
fiir uns okologisch erzeugte Nahrungsmittel aus regionaler Her-
kunft, eine Ressourcensparende und Vitaminschonende Zuberei-
tung und ein angemessenes Preis-Leistungsverhdltnis.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE LINKE tritt fur kostenloses 6kologisches Schulessen fiir alle
ein.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Auch der SSW hélt eine dkologische Erndhrung und die Verpfle-
gung aller Schiler mit Produkten aus der Region fiir sinnvoll
und wiinschenswert. Angesichts der finanziellen Situation des
Landes geben wirjedoch zu bedenken, dass sich dieses wichtige
Ziel leider kaum in naher Zukunft realisieren ldsst.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Das Bildungsministerium hat sich entschieden, den sogenann-
ten Mislierlass im Wege der Erlassbereinigung aufzuheben, weil
gesunde Erndhrung an Schulen nicht von oben verordnet werden
kann. Vielmehr soll die Schule im Unterricht und im Rahmen von
auBerunterrichtlichen Veranstaltungen — in Ergdnzung zur el-
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terlichen Erziehungsarbeit — eigenverantwortlich das Bewusst-
sein der Schiilerinnen und Schiiler fiir eine gesunde Verpflegung
wecken. Landesweit gibt es an vielen Schulen (z. B. an den Zu-
kunftsschulen oder im Rahmen von Offenen Ganztagsschulen)
zahlreiche Projekte fiir nachhaltige, lernforderliche Erndhrung.
Die derzeit deutschlandweit giiltigen Qualitdatsstandards fur die
Schulverpflegung der Deutschen Gesellschaft fir Erndhrung ha-
ben lediglich empfehlenden Charakter. Sie lassen die Wahl zwi-
schen konventionell oder 6kologisch erzeugten Lebensmitteln
offen, da aus erndhrungsphysiologischer Sicht die Qualitdt von
Okologisch erzeugten Lebensmitteln gegeniiber konventionell
erzeugten Lebensmitteln als gleichwertig zu betrachten ist. So-
fern die Schultrager oder Schulen jedoch entscheiden, bei der
Lebensmittelauswahlin jedem Fall 6kologische und ethische Kri-
terien zu beriicksichtigen, ist es notwendig, sich bei der Spei-
senplanung an dem saisonalen Angebot zu orientieren und dabei
grundsdtzlich regionale Lebensmittel mit kurzen Transportwe-
genvorzuziehen. Die aktuellen Qualitdtsstandards fiir die Schul-
verpflegung empfehlen dann, Fisch aus bestandserhaltender Fi-
scherei zu beziehen sowie Fleisch aus artgerechter Tierhaltung
und Produkte aus fairem Handel zu beriicksichtigen. Zu be-
achten ist, dass dkologisch erzeugte Lebensmittel in der Regel
teurer als konventionell erzeugte Lebensmittel sind, wobei es
verschiedene Méglichkeiten gibt, Preise und Mengen zu verhan-
deln und die Produktpalette flexibel zu gestalten, um hohere
Kosten niedrig zu halten oder ganz zu kompensieren.
Erndhrungs- und Gesundheitsbildung sind wichtige Bereiche im
Rahmen der Bildung fiir nachhaltige Entwicklung. In der interna-
tionalen Dekade zur Bildung fiir nachhaltige Entwicklung der UN
ist das Thema ,Erndhrung* fiir das Jahr 2012 als Jahresthema
festgelegt. Daher spielt dieser Bereich auch im Rahmen der Ini-
tiative Zukunftsschule.SH eine wichtige Rolle. Schulen, die sich
in der Erndhrungs- und Gesundheitsbildung besonders enga-
gieren, konnen Uber die Initiative u. a. durch die Bereitstellung
von Netzwerkkontakten und Informationsmaterial Unterstiitzung
erhalten. Haushaltsmittel fiir die Subvention von Schulverpfle-
gung stehen nicht zur Verfligung.

179



STELLUNGNAHMEN

180

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD-Bundestagsfraktion hat stets das Engagement der SPD-
Landtagsfraktion begriiit. Denn sie hat sich dafiir eingesetzt,
die Verpflegung aller Schiilerinnen und Schiiler in der Schule zu
angemessenen Preisen zu ermdglichen und dabei Wert auf regi-
onale und 6kologisch erzeugte Lebensmittel zu legen. Da Schul-
und Bildungspolitik in den Ldndern gestaltet werden, hat der
Bund keine Einflussmoglichkeiten auf die Erndhrung in Schulen.
Jedoch legen die Jugendpolitikerinnen und Jugendpolitiker aus
der SPD-Bundestagsfraktion Wert auf eine gesunde, ausgewo-
gene und 0kologische Erndhrung.

(Sonke Rix, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein, SPD-
Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Alle Kinder sollen gesund und kostengiinstig in der Schule Mit-
tagessen konnen. Fiir Schiilerinnen und Schiiler aus einkom-
mensschwachen Familien miissen die Kosten fiir Mittagessen,
Schulbiicher, aber auch Zirkel und Taschenrechner, die Fahrt zur
Schule und Klassenreisen tibernommen werden. Perspektivisch
soll das fiir alle Kinder gelten. Erndhrungswissen muss insbe-
sonderein der Schule vermittelt werden. Schulkiichen, aberauch
Kantinen und Mensen miissen veranlasst und gefordert werden,
gesundes Essen, Fairtrade- und Bioprodukte anzubieten. Das
haben wir bereits in vielen Modellprojekten erprobt. Das Ergeb-
nis: Gesunde Erndhrung und knappe Budgets sind miteinander
vereinbar, Qualitat ist moglich, hdufig sogar kostenneutral! Wie
die Mehrheit der Verbraucherinnen und Verbraucher lehnen auch
wir GRUNE Gentechnik auf unserem Teller ab. Wir stehen Seite
an Seite mit Bauerinnen und Bauern, Imkerlnnen und Verbrau-
cherlnnen, die an vielen Orten gentechnikfreie Regionen aus-
rufen und sich gegen den Anbau von gentechnisch verdnderten
Pflanzen wenden.
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18.Kostenloses Schulobst fiir Kinder JiL 24/25
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, dafiir zu sor-
gen, dass in jeder Schule kostenloses Obst fiir Kinder in den
Pausen bereit steht. Bund, Linder und Kommunen diirfen sich
nicht aus der Verantwortung stehlen, sondern miissen sich eini-
gen, wer zu welchen Teilen die Kosten trdgt.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Forderung der gesunden Erndhrung von Schiilerinnen und
Schiilern ist eine sinnvolle politische Zielsetzung. Gleichwohl
ist der hierflir im EU-Schulobstprogramm gewdhlte Ansatz nicht
zielfilhrend. Weder werden durch die EU ausreichend Mittel fir
die anhaltende und flachendeckende Versorgung der Schiile-
rinnen und Schiiler bereitgestellt, noch ist die steuerliche Sub-
ventionierung von Absatzmadrkten ein akzeptabler Weg. Auch
sind die burokratischen Hiirden, die mit der Umsetzung einher-
gehen, inakzeptabel. Aufwand und Nutzen stehen in keinem Ver-
héltnis. Daher unterstiitzt die CDU die Landesregierung in ihren
Bemiihungen, die Ziele des Programms auf anderen Wegen zu
erreichen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Wir haben uns im Landtag dafiir eingesetzt, dass sich das Land
am Schulobstprogramm beteiligt, weil wir darin eine sinnvolle
Ergdanzung des Programmes ,,Kein Kind ohne Mahlzeit“ im Rah-
men des Kinder- und Jugendaktionsplans gesehen haben. Wir
sind der Auffassung, dass sichergestellt werden muss, dass je-
des Kind jeden Tag regelmadflig qualitatvolles Essen bekommt. Im
Zusammenhang mit dem Ausbau der Ganztagsschule wird dies
ohnehin jede Schule leisten miissen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion lehnt diese Forderung ab. Wenn der Beschluss
auf eine bessere Gesundheitsforderung abzielt, so ist das Ansin-
nen verstdndlich, hat jedoch nicht den richtigen Ansatzpunkt.
Biirokratischer Aufwand und die fiir die Umsetzung notigen Per-
sonal- und Sachkosten stehen in keinem verniinftigen Verhéltnis
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zum Nutzen. Auch muss in diesem Zusammenhang klargestellt
werden, dass bei entsprechenden EU-Forderprogrammen nicht
die Gesundheitsforderung im Vordergrund steht, sondern diese
insbesondere darauf abzielen, Obstbauern zu unterstiitzen. Es
handelt sich also faktisch um weitere Agrarsubventionen. Des-
halb wurden entsprechende Programme nicht unterstiitzt, ganz
davon abgesehen, dass diese in ihrer Mittelzuweisung vollig un-
zureichend waren.

Auf gesunde Erndhrung zu achten, ist grundsatzlich eine Frage
der Erziehung. Hier ist jeder gefordert, und Eltern sind fir ihre
Kinder verantwortlich. Die Schulen im Sinne ihres Bildungsauf-
trages unterstiitzen die Gesundheitsforderung durch entspre-
chende Angebote. Uberdies gibt es weitere Angebote und Infor-
mationen zur Thematik, z. B. von Seiten der Krankenkassen.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Diesen Antrag beflirworten wir ebenfalls. Obst und Gemiise
sind neben ausreichender Bewegung ein entscheidender Bei-
trag fir Gesundheit und korperliches Wohlbefinden - gerade
fiir Kinder und Jugendliche. Das Schulobstprogramm der EU hat
im Jahr 2010 eine gute Chance fiir ein kostenloses Obstangebot
in schleswig-holsteinischen Schulen geboten. Wir haben die
schwarz-gelbe Koalition aufgefordert, sich an diesem Programm
zu beteiligen (Landtagsantrag Drs. 17/80). Die Landesregierung
hat diese Chance auf europdische Fordermittel aber mit dem Ver-
weis auf zuviel Biirokratie verworfen. Andere Bundesldnder wie
z.B. Nordrhein-Westfalen haben zugegriffen und gemeinsam mit
Kommunen, Schultrdgern und Erzeugern tragfahige Konzepte fiir
ein kostenloses Obstangebot an Schulen umgesetzt.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE fordert eine Beteiligung Schleswig-Holsteins am Schul-
obstprogramm der Europdischen Union. Die EU trdgt dabei einen
erheblichen Teil der Kosten. Leider hat die Landesregierung bis-
her eine Beteiligung Schleswig-Holsteins abgelehnt.
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SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Versorgung aller Kinder mit Schulobst ist und bleibt ein wich-
tiges Ziel. Im Rahmen der Debatte um die Umsetzung des EU-
Schulobstprogramms hat der SSW deutlich gemacht, dass die
Versorgung flachendeckend organisiert werden muss — und nicht
etwa nach Kassenlage des jeweiligen Landes. Da eine partei-
tibergreifende Einigung fiir Schleswig-Holstein am Widerstand
der Regierungsfraktionen scheiterte, sehen wir hier den Bund in
der Pflicht, fiir eine nationale Strategie zu sorgen.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Schleswig-Holstein hat sich nicht am EU-Schulobstprogramm
beteiligt, weil die Infrastruktur und die dafiir notwendigen Res-
sourcen nicht zur Verfiigung stehen. Bei der Entscheidungsfin-
dung des Landes hat sich herausgestellt, dass einzelne Schulen,
hdufig auch in enger Zusammenarbeit mit ihren Schultrdgern,
mit den Landfrauen und anderen Kooperationspartnern oder
Sponsoren kostenloses oder verbilligtes Schulobst anbieten.
Grundsadtzlich sollte beachtet werden, dass die Vorhaltung von
Schulobst personelle und infrastrukturelle Ressourcen (z. B.
sachgerechte Lagerung/Kiihlung) voraussetzen. Dariiber hinaus
ist zu bedenken, dass ,wertlos’ erscheinende Angebote manch-
mal wenig Akzeptanz finden.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Seit 2009 gibt es ein von der EU aufgelegtes Schulobstpro-
gramm, das den Landern eine CO-Finanzierung zur Verteilung
von Schulobst anbietet. Der Bund hat hierbei eine wichtige Ko-
ordinierungsfunktion tber das Bundesministerium fiir Erndh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz tibernommen und
vermittelt zwischen Kommission und Bundesldndern. Da es sich
um Schulprogramme handelt, liegt die Zustandigkeit jedoch bei
den Landern, welche fiir die konkrete Umsetzung verantwortlich
sind.
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SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstiitzt das Schulobst-Pro-
gramm der EU. Leider hat Bundesministerin Aigner es versaumt,
rechtzeitig einen Gesetzentwurf zur Durchfiihrung dieses Pro-
gramms vorzulegen. Nun lduft uns die Zeit davon. Der Bundestag
musste erst einen Bundesratsentwurf aufgreifen, um die gesetz-
liche Grundlage zur Kofinanzierung des Obstes und der beglei-
tenden MaBnahmen zu schaffen.

Die Finanzierungsverantwortung fiir das Schulobst liegt eindeu-
tig bei den Landern. Wenn jetzt der Bundesrat hiergegen Ein-
spruch erhebt, bleibt wegen der auslaufenden Legislaturperiode
keine Zeit mehr, den Einspruch im Bundestag zuriickzuweisen.
Wenn Aigner und Seehofer rechtzeitig ihre Arbeit gemacht hat-
ten, wdre das nicht notig gewesen.

(Sonke Rix, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein, SPD-
Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Das vom Rat der Europdischen Union beschlossene Schulobst-
programm ist ein wichtiger Ansatzpunkt, um gesunde Kinderer-
ndhrung in Schulen und Kindergédrten zu verankern. Angesichts
von Problemen, wie der zunehmenden Fettleibigkeit von Kin-
dern, aber auch der nachgewiesenermafen ungesunderen Er-
ndhrung von Kindern und Jugendlichen aus sozial schwachen
Familien halten wir es fuir dringend erforderlich, dass das Schul-
obstprogramm schnell und unbiirokratisch eingefiihrt wird. Das
von Bundeslandern und Bundesregierung veranstaltete Zustan-
digkeitsgerangel um die nationale Kofinanzierung ist inakzep-
tabel und hat die Umsetzung des Schulobst-Programms unnétig
behindert.

Wir Griinen haben Bund und Lander in einem Antrag aufgefor-
dert, ein gezieltes Aktionsprogramm fiir gesunde Kinderer-
ndhrung unter Einbeziehung der EU-Programme fiir Schulobst,
Schulmilch und Armenspeisung zu entwickeln und dafiir einen
Finanzierungsplan vorzulegen. Wir unterstiitzen daher die Forde-
rungen von ,jugend im Landtag“ 2010.



STELLUNGNAHMEN

19. Aufrechterhaltung und finanzielle Unterstiitzung von Mdd-
chen-/Jungentreffs JiL 24/30 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Landes-
sparpaket in Bezug darauf, die Landesmittel fiir Mddchentreffs
ab Ende 2010 zu streichen, zu dndern und Mddchentreffs weiter-
hin finanziell zu unterstiitzen. Des Weiteren sollen Jungentreffs
in gleichem Mage finanziell vom Land unterstiitzt werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Férderung von Mddchentreffs ist Aufgabe der ortlichen Ju-
gendhilfe. Die Forderung des Landes fur Madchentreffs war vor
20 Jahren als projektbezogene Anschubfinanzierung vorgese-
hen. Inzwischen haben sich die geforderten Treffs etabliert und
eine Weiterforderung ist auch in Anbetracht der Haushaltslage
des Landes nicht mehr zielfiihrend. Von einer finanziellen Unter-
stlitzung von Jungentreffs wird aus gleichen Griinden ebenfalls
abgesehen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SPD-Landtagsfraktion hat sich in den Haushaltsberatungen
dafiir eingesetzt, dass die von der Regierung vorgeschlagenen
EinsparmaBnahmen im Sozialbereich nicht umgesetzt werden.
Vor allem die weitere Finanzierung der Mdadchentreffs war und
ist uns wichtig. Leider wurde die 20jdhrige Auf- und Ausbauar-
beit der Mdadchentreffs in Schleswig-Holstein von CDU und FDP
durch den letzten Haushaltsbeschluss zunichte gemacht. Dies
konnten wir nicht verhindern. Die SPD mdchte in der Zukunft wie
auch schon in der Vergangenheit die Jugendarbeit weiter star-
ken. Dies bedeutet auch, dass weiterhin geschlechtsspezifische
Angebote nach Bedarf gefordert werden sollen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Es bleibt festzuhalten, dass es in Schleswig-Holstein ungefahr
250 Jugendtreffs gibt, die geschlechterbezogene Jugendarbeit
leisten. Alle diese Treffs arbeiten ohne Landesférderung. Das
Land hat bis jetzt vier () Mddchentreffs unterstiitzt. Vor 20 Jah-

ren wurde diesen Treffs eine Anschubfinanzierung gewadhrt, um 185
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modellhaft zur Entwicklung der Madchenarbeit in der Jugendhil-
fe beizutragen.

Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung wurde diese Forderung
eingestellt. Die FDP-Fraktion steht zu dieser Entscheidung, da
die Forderung der Mdadchenarbeit nach § 10 JuF6G Aufgabe der
kommunalen Selbstverwaltung ist. Wenn man es mit der Haus-
haltssanierung ernst meint, dann muss sich das Land von Auf-
gaben trennen, die nichtin dessen Zustandigkeitsbereich fallen.
Die Maddchenarbeit landesweit wurde durch die Entscheidung
auch niemals in Gefahr gebracht, da diese auch jetzt schon ent-
sprechend von den Kommunen in der Breite unterstiitzt wird. Zu-
dem ist es drei der vier vom Land geforderten Madchentreffs ge-
lungen, durch die Einbindung der kommunalen Ebene ihre Arbeit
fortzusetzen. Eine weitere Forderung, auch von Jungentreffs,
steht vor der aktuellen Haushaltslage nicht zur Debatte. Es kann
nichtim Sinne der jungen Generation sein, durch weiteres Schul-
denmachen die Zukunftsfdhigkeit des Landes aufs Spiel zu set-
zen.

Kritisch angemerkt sei in diesem Zusammenhang auch die Ver-
kirzung der Mddchenarbeit im Beschluss auf hauptamtliche
Strukturen. Fiir Liberale ist offene Jugendarbeit — und dazu z&hlt
die Mddchenarbeit — vorrangig ehrenamtlich. Das ist der Kern
jedweder Jugendarbeit und muss im Vordergrund stehen. Der
Staat kann hier nur unterstiitzend wirken (siehe auch § 6 JuF6G).
Die FDP setzt sich dafiir ein, ehrenamtliche Strukturen zu stér-
ken.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Die freie Jugendarbeit ist ein unverzichtbares Angebot fir jun-
ge Menschen in Schleswig-Holstein. lhre Vielfdltigkeit, Niedrig-
schwelligkeit und Flexibilitdt zeichnet sie aus. Eine vergleich-
bare Orientierung am Bedarf und Engagement von Kindern und
Jugendlichen findet sich in keinem anderen Angebot wider. Vor
dem Hintergrund von ,,Gender Mainstreaming® stehen Landes-
regierung und Kommunen in der Pflicht, geschlechtsspezifische
Angebote gezielt zu unterstiitzen — auch mit Fordermitteln.
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Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE hat sich im parlamentarischen Raum und auf der Stra-
e vehement fiir den Erhalt der Mddchentreffs in Schleswig-Hol-
stein eingesetzt. Jungentreffs steht DIE LINKE aufgeschlossen
gegeniiber.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW erkennt die wichtige und fiir viele Kinder und Jugendli-
che sehr hilfreiche Arbeit der Mddchen-/Jungentreffs in Schles-
wig-Holstein in vollem Umfang an. Dass diese Arbeit auch in Zu-
kunft, unabhdngig von der finanziellen Situation des Landes,
unterstitzt werden muss, ist fur uns selbstverstandlich. Aus
diesem Grund haben wir uns in einem oppositionsiibergreifen-
den Antrag mit Erfolg fiir den Erhalt der bisherigen Forderung der
Méadchentreffs eingesetzt. Sofern die katastrophale finanzielle
Lage der offentlichen Kassen es zuldsst, unterstiitzen wir auch
die Forderung nach zusatzlichen Mitteln fiir die Jungentreffs in
Schleswig-Holstein. Der SSW gibt allerdings mit Bedauern zu be-
denken, dass der Spielraum zur Erhéhung finanzieller Mittel in
der derzeitigen Finanzlage stark eingeschrdankt ist.

Ministerium fiir Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes
Schleswig-Holstein

Die ortliche und regionale Mddchentreffpunktarbeit im ldand-
lichen Raum ist ein Bestandteil der Strukturen der Mddchenar-
beit in Schleswig-Holstein. Unter kommunaler Selbstverwaltung
gibt es in Schleswig-Holsteinisch derzeit ca. 250 Jugendtreffs,
und in zahlreichen davon gibt es Angebote zur Mddchenarbeit.
Die Landesregierung hat dariiber hinaus die vier Mdadchentreffs
im Rahmen einer Anschubfinanzierung finanziell unterstiitzt, um
modellhaft (gem. § 85 SGB VIII) zur Entwicklung der Madchen-
arbeit in der Jugendhilfe beizutragen, obwohl die Finanzierung
der Treffarbeit nach § 10 JuF6G eine Aufgabe der kommunalen
Selbstverwaltung ist.

Im Rahmen der zwingend notwendigen Haushaltskonsolidierung
wird 2011 die landesseitige Forderung der Mddchentreffs im
landlichen Raum eingestellt.
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Das Land wird allerdings auch weiterhin bemiiht sein, die Mad-
chenarbeit im Land zu unterstiitzen, sei es im Kontext der Lan-
desarbeitsgemeinschaft Madchen und junge Frauen in der Ju-
gendhilfe, sei es durch die Forderung der Madchenmesse, die
Forderung von Fortbildungen und Fachtagungen.

Das Land unterstiitzt und fordert zudem die Arbeit der Landes-
arbeitsgemeinschaft Jungenarbeit Schleswig-Holstein sowie
Fortbildungen und Fachtagungen zur Jungenarbeit. Reine Jun-
genarbeit im Land wird in verschiedenen Einrichtungen der Ju-
gendarbeit im Rahmen der Treffpunktarbeit angeboten. Uber die
Existenz eines reinen Jungentreffs ist dem Land nichts bekannt,
deren Finanzierung ware ebenfalls eine kommunale Aufgabe.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich fiir die finanzielle Forde-
rungvon Jugendtreffs ein, weil diese nicht nurhdufigein zielgrup-
penspezifisches Angebot fiir die Freizeit bieten, sondern auch
die Toleranz untereinander und die gegenseitige Unterstiitzung
fordern. Insofern ist die Férderung auch von geschlechtsspezi-
fischen Jugendtreffs ein prdventiver Ansatz der Jugendpolitik.
Die Entscheidung der schwarz-gelben Koalition in Schleswig-
Holstein, die Mittel fiir Mddchentreffs zu streichen, erachten wir
als Jugendpolitiker fir falsch. Besonders verheerend ist, dass
so Strukturen kaputt gemacht werden, die liber Jahre oder sogar
tberJahrzehnte aufgebaut wurden. Eine nachhaltige Jugendpoli-
tik sieht anders aus.

(Sonke Rix, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein, SPD-
Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Die unterschiedlichen Lebenslagen von Madchen und Jungen
zu beriicksichtigen, Benachteiligungen abzubauen und die
Gleichberechtigung von Mddchen und Jungen zu férdern, ist ein
wesentliches Ziel griiner Jugendpolitik. Jugend- und Geschlech-
terpolitik miissen dabei auch auf vielschichtige neue Entwick-
lungen reagieren: Geschlechtersensible Jugendarbeit erfordert
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zusdtzlich zu Angeboten der Madchenarbeit auch eine umfas-
sende Strategie zur Forderung von Jungen. Neben der erfolg-
reichen Mddchenarbeit braucht geschlechtsbezogene Jugend-
arbeit verstarkt Jungenarbeit. Sie muss die Jungen vor allem in
ihrer Bildungsbiografie, ihrer Berufs- und Lebensplanung, bei
den Sozialkompetenzen und beim Wandel der Geschlechterrol-
len begleiten und unterstitzen. Erfolgreiche Ansdtze wie das
Netzwerk ,Neue Wege fiir Jungs“ miissen verstetigt und auf eine
breitere Basis gestellt werden.

Das Aufbrechen von Geschlechtsstereotypen und die selbstver-
stdndliche Verankerung von Jungenarbeit tragen entscheidend
dazu bei, dass sich jede/r Jugendliche selbstbestimmter ent-
wickeln kann. Die Griine Bundestagsfraktion unterstiitzt daher
die Forderungen von ,Jugend im Landtag” 2010.

20. Eingliederung des Nachhilfesektors in die Schule

Jil 24/61 NEU NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Nachhil-
fe von Kindern in allen Schulen im Zuge der Ganztagsbetreuung
frei nach dem Prinzip ,,Schiiler lernen von Schiilern“ zu integrie-
ren.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU befiirwortet Manahmen der Schulen zur schulinternen
Nachhilfe. Projekte wie ,,Schiiler helfen Schiilern“ konnen Schu-
lenin Eigenregie anbieten. Sie unterstiitzen die Profilbildung der
einzelnen Schulen und Erhohen deren Attraktivitat.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Wir treten fiir ein Bildungssystem ein, in dem die Bildungschan-
cen eines jungen Menschen nicht mehr davon abhdngen, ob er
aus einer reichen oder aus einer armen Familie stammt. Es soll
keinen Bildungsvorsprung fiir Kinder aus wohlhabenden Fami-
lien geben, die sich umfangreichen bezahlten Nachhilfeunter-
richt leisten konnen. Auch hier kommt der Ganztagsschule kiinf-
tig eine entscheidende Rolle zu.
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Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die Idee, im Rahmen der Ganztagsschule auch ein Nachhilfean-
gebot unter dem Rubrum ,Schiiler lernen von Schiilern“ einzu-
richten, sieht die FDP-Landtagsfraktion als positiv an. Fraglich
ist hier jedoch, warum ein solches Angebot ,von oben“ verord-
net werden muss. Im Sinne einer Gewdhrleistung von mehr Ei-
genstandigkeit fiir die Schulen wdre es nach Ansicht der FDP-
Landtagsfraktion eher angezeigt, dass die Schulen ein solches
Angebot selbst einrichten kénnen, wenn sie es wollen. Wenn es
in einer Schule keinen Bedarf an einem solchen Angebot gibt,
stellt sich die Frage, warum diese Schule dies dann zwangsweise
doch einrichten sollte.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

»Schiiler lernen von Schiilern®“ist ein super Prinzip, von dem bei-
de Seiten profitieren und das wir unterstiitzen. Der groe Nach-
hilfesektor zeigt, dass in unseren Schulen einiges im Argen liegt
und wir noch viel mehr gelingende Ganztagskonzepte brauchen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Gute Idee, aber bitte auch mit pddagogischer Begleitung.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Aus Sicht des SSW kann es durchaus sinnvoll sein, innerhalb der
Gestaltung der Ganztagsbetreuung an Ganztagsschulen auch
Zeiten fiir das Erledigen von Hausaufgaben bzw. Hausaufgaben-
hilfe zu integrieren. Es kann ja nicht Sinn einer Ganztagsschu-
le sein, die Schiilerinnen und Schiiler abends mit Hausaufgaben
nach Hause zu schicken. Dass dltere Schiilerinnen und Schiiler
jungeren Nachhilfe geben oder deren Mentoren werden, ist zu
begriiBen, aber kann kein Muss sein.

Ministerium fiir Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein

Die Unterstiitzung und Hilfe bei den Hausaufgaben hat sich in-
zwischen landesweit als fester Bestandteil der Ganztagsange-
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bote etabliert. Dafiir werden insbesondere auch dltere Schiile-
rinnen und Schiiler eingesetzt.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Ziel von Bildungs- und Schulpolitik muss es sein, bestehende
Bildungsbarrieren abzubauen, einen mdéglichst breiten Zugang
zu Bildungseinrichtungen zu erméglichen und durch eine effek-
tive finanzielle Forderung soziale Hemmnisse zu beseitigen. Der
Zugang zu Bildung darf nicht von der sozialen Herkunft abhédn-
gen. Insofern soll umfangreicher bezahlter Nachhilfeunterricht
liberfliissig werden. Der Ganztagsschule kommt dabei eine ent-
scheidende Rolle zu. Die Idee, das Prinzip ,,Schiiler lernen von
Schiilern“ im allgemeinen und auch in sehr konkreter Form in
gemeinsamen Fordermanahmen umzusetzen, bei denen schwa-
chere Schiilervon und mit starkeren Schiilern lernen kénnen, be-
grifen wir dabei ganz ausdriicklich.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wir brauchen gute Schulen, gute Bildungseinrichtungen und Kin-
dergédrten, damit die Kinder keine Nachhilfe ben&tigen. Die Bun-
destagsfraktion von Biidnis 9o/Die Griinen begriifit aber selbst-
verstdndlich das Engagement aller Schiilerinnen und Schiiler,
jungeren und leistungsschwdcheren Schiilern zu helfen. Die
Schulen und Lehrer diirfen dadurch aber nicht von Ihrer Pflicht
entbunden werden, ihren Unterricht so auszurichten, dass eine
Nachhilfe tberflissig wird.
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21. Zustimmungspflicht des Bundesrates bei Atomkraftwerklauf-
zeitverldnge-rungen JiL 24/35 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fiir die
Zustimmungspflicht des Bundesrates bei Atomkraftwerklauf-
zeitverldngerungen einzusetzen und im Notfall zu klagen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Zustimmungspflicht des Bundesrates wurde nach intensiver
Prifung durch die Bundesregierung verneint. Mehrere Gutachten
stiitzen diese Haltung, der sich die CDU-Fraktion anschlief3t. Zu-
dem wurde der Ausstieg aus der Kernenergie im Jahr 2000 eben-
falls ohne Zustimmung durch den Bundesrat beschlossen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Aus unserer Sicht ist fiir eine die Aufgaben der Lander auf un-
bestimmte Zeit verldngernde Mafnahme, wie die Verlangerung
der Laufzeiten fiir alle AKW in Deutschland, die Zustimmungs-
pflicht des Bundesrates zwingend erforderlich. Wir unterstiitzen
die von der SPD auf Bundesebene erhobene Klage gegen die Um-
gehung der Zustimmungspflicht durch die Bundesregierung und
der sie tragenden Fraktionen.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-Lan-
desgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP Schleswig-Holstein sieht — wie die Bundesregierung —
die Kernenergie als Ubergangstechnologie an, bis Erneuerbare
Energien in ausreichendem Umfang grundlastfdhigen Strom er-
zeugen konnen. Die FDP Schleswig-Holstein bekennt sich zu den
im ,Atomkonsens® vereinbarten Reststrommengen. Eine Erho-
hung bzw. eine Reduzierung dieser vereinbarten Strommengen
wird abgelehnt. Die FDP-Fraktion setzt sich fiir eine Ubertragung
von Reststrommengen von dlteren auf jlingere Meiler ein, ins-
besondere die Ubertragung der Reststrommengen von Kriimmel
und Brunsbiittel auf Brokdorf verbunden mit einer weiteren si-
cherheitstechnischen Modernisierung des Meilers. Alle Meiler
missen selbstverstandlich auf bestmdglichem Sicherheitsni-
veau betrieben werden. Sicherheit muss immer Vorrang vor allen
anderen Uberlegungen haben.
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Es entspricht der Rechtsauffassung der FDP-Fraktion, dass die
Verldngerung der Laufzeiten fiir Kernkraftwerke aus verfas-
sungsrechtlichen Griinden nicht ohne eine Zustimmung des Bun-
desrates moglich ist. Gleichwohl wird das Land wegen der Frage
der Bundesratsbefassung jedoch keine Klage vor dem Bundes-
verfassungsgericht anstreben und sich hieran auch nicht betei-
ligen, da es zwischen den Koalitionspartnern unterschiedliche
Auffassungen dahingehend gibt. Sollte es zu einer Bundesrats-
entscheidung kommen, so wird sich das Land Schleswig-Hol-
stein entsprechend dem Koalitionsvertrag enthalten.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Dem Antrag stimmen die GRUNEN zu. Der Bundesrat muss bei der
Laufzeitverlangerung von Atomkraftwerken beteiligt werden, da
die Lander die Atomaufsicht ausiiben und die Zwischenlager fiir
abgebrannte Brennelemente liberwachen. Die Bundestagsfrak-
tion von Biindnis 9o/DIE GRUNEN wird vor dem Bundesverfas-
sungsgericht gegen die Laufzeitverlangerung klagen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE hdlt das Vorgehen der Bundesregierung fur nicht ver-
fassungsgemadfl und sieht eine Mitsprache des Bundesrates bei
der Laufzeitverlangerung fiir Atomkraftwerke als zwingend ge-
boten an. DIE LINKE fordert die sofortige Abschaltung aller Atom-
kraftwerke in Schleswig-Holstein.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW lehnt die Laufzeitverlangerung fiir deutsche Atomkraft-
werke entschieden ab. Wir haben den Atomausstieg seinerzeit
begriifit, weil damit zum ersten Mal ein Weg geebnet wurde, um
aus dieser Risikotechnologie herauszukommen.

Hinter verschlossenen Tiiren wurde die Verldngerung ausgehan-
delt und durch Zufall sind die Inhalte des Vertrages scheibchen-
weise an die Offentlichkeit gelangt. Diese Vorgehensweise ist
nicht akzeptabel. Die Offentlichkeit hat ein Recht zu erfahren,
wenn derart weitreichend Beschliisse getroffen werden, zumal
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Atomkraft ist. Aus diesem Grund haben wir gefordert, dass die
Landerkammer in solch einer wichtigen Entscheidung beteiligt
werden muss. Das Gesetz wurde leider so gestrickt, dass der
Bundesrat umgangen werden konnte.

Ministerium fiir Justiz, Gleichstellung und Integration des
Landes Schleswig-Holstein

Die Anderung des Atomgesetzes, mit der die deutschen Kern-
kraftwerke erhohte Reststrommengen erhalten haben, ist bereits
in Kraft getreten. Mehrere Landesregierungen und Bundestags-
fraktionen haben angekiindigt, das Bundesverfassungsgericht
anzurufen, damit das verfassungsgemafie Zustandekommen des
Gesetzes Uberpriift wird, das dem Bundesrat nicht als Zustim-
mungsgesetz vorgelegt worden war. Die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts bleibt abzuwarten.

Ministerium fiir Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des
Landes Schleswig-Holstein

CDU und FDP haben in der Frage der Laufzeitverldngerung unter-
schiedliche Positionen. Das Landeskabinett hat sich deshalb in
strittigen Punkten im Bundesrat enthalten.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die Zustimmungspflicht des Bundesrates bei den beschlos-
senen ldngeren Laufzeiten von Kernkraftwerken im Rahmen des
Energiekonzeptes wurde juristisch gepriift. Danach ist eine Zu-
stimmung des Bundesrates nicht erforderlich gewesen. In der
Foderalismuskommission | zur Modernisierung der bundesstaat-
lichen Ordnung wurde dariiber hinaus von Bund und Landern be-
schlossen, die Zahl der zustimmungsbediirftigen Gesetze zu ver-
ringern und nicht noch weiter zu erhéhen. Dieses Ziel verfolgt
auch die CDU-Landesgruppe.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die schleswig-holsteinischen SPD-Bundestagsabgeordneten un-
terstiitzen diesen Beschluss von ,,Jugend im Landtag“. Wir wiir-
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den sehr begriifien, wenn sich das Land Schleswig-Holstein der
Verfassungsklage der SPD-gefiihrten Bundesldander Berlin, Bran-
denburg, Bremen, Nordrhein-Westphalen und Rheinland-Pfalz
anschliefle. Dariiber hinaus werden aber auch Abgeordnete der
SPD-Bundestagsfraktion gemeinsam mit Abgeordneten der Bun-
destagsfraktion Biindnis g9o/Die Griinen eine Klage anstren-
gen, die sich sowohl auf die Laufzeitverlangerung als auch auf
die neuen Sicherheitsanforderungen fiir Atomkraftwerke, die
gelockert worden sind, bezieht. Die Landesregierungen sowie
die Bundestagsabgeordneten planen, ihre Antrage zur Normen-
kontrolle im Februar synchron beim Bundesverfassungsgericht
einzureichen.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wir wollen aus der Risikotechnologie Atomkraft aussteigen. Der
Weg zum schrittweisen Ausstieg, den wir unter Rot-Griin ein-
geleitet haben, ist auch heute richtig. Die Atomwirtschaft darf
nicht mithilfe der Bundesregierung ihre dominante Stellung und
ihre exorbitanten Profite fiir die Zukunft zementieren. Denn so
kommen weder Energiewende noch Klimaschutz voran. Die be-
grenzte Restlaufzeit fir Atomkraftwerke hat die rot-griine Bun-
desregierung im Jahr 2001 mit der Atomwirtschaft vereinbart.
Eine Verldngerung darf es nicht geben. Um den Atomausstieg zu
forcieren, werden wir alle rechtlichen Méglichkeiten nutzen. Be-
sonders die unsicheren Atomkraftwerke miissen frither vom Netz
gehen. Prioritdt hat auch die Endlagersuche: Wir streben einen
Neuanfang mit einem ergebnisoffenen und transparenten Such-
verfahren an.
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22. Verstirkte Forderung der regenerativen Energien

JiL 24/36
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich klar zu
den regenerativen Energien zu bekennen und diese verstdrkt zu
fordern.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Es ist Konsens im Landtag, den Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien weiter voranzubringen. Im Energiekonzept der Landesre-
gierung ist dazu der Fahrplan beschrieben. Wir streben an, bis
2020 doppelt so viel Strom aus Windenergie zu erzeugen, wie
wir verbrauchen. Um dieses Ziel zu erreichen, verbessern wir die
Rahmenbedingungen. So schaffen wir klare Vorgaben fiir die Er-
richtung von Windkraftanlagen und ermdéglichen ihren Bau auf
zusdtzlichen Fldachen.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil ist die Energiegewinnung aus
Biomasse. Hier muss jedoch der Konflikt zur Lebensmittelpro-
duktion beriicksichtigt werden. Diese Problematik ist derzeit
Gegenstand einer Anhdrung des Umwelt- und Agrarausschusses
des Landtages. Bei der Solarenergie ist die CDU-Fraktion zuriick-
haltender. Die hohe Einspeisevergiitung fiihrt zu einer hohen Be-
lastung der Energieverbraucher. Das Verhdltnis zwischen Auf-
wand und Stromerzeugung ist relativ schlecht. Daher begriiten
wir die vorzeitige Senkung der Einspeisevergiitung fiir Solarener-
gie um 15 % ab 1. Juli 2011.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Wir haben als SPD in Schleswig-Holstein mit dem Ausbau vor
allem der Windenergie die Grundlagen fiir den bundesweit an-
zustrebenden Wechsel von Kohle- und Atomenergie hin auf aus-
schlielich Erneuerbare Energien gelegt. Dazu bekennen wir uns
auch weiterhin und setzen uns dafiir ein, nur noch Erneuerbare
Energien zu fordern.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-Lan-
desgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion bekennt sich klar zum Ausbau der Erneuer-
baren Energien. Auch hdlt die FDP-Fraktion den ,Atomkonsens*
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fur richtig. Die derzeitige Forderung der Erneuerbaren Energien
durch das Gesetz fiir den Vorrang Erneuerbarer Energien ist aus-
reichend. Im Rahmen der Uberarbeitung und Verabschiedung
des Landesentwicklungsplans 2010 hat sich die FDP-Fraktion
erfolgreich fiir die umfangreiche Ausweitung der Windenergie-
nutzungsflachen eingesetzt. Dies wird dazu fiihren, dass der
Ausbau der Windenergie weiter voranschreiten kann und Schles-
wig-Holstein auch nach Abschalten der Kernkraftwerke ein Ener-
gieexportland bleiben wird.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Dem Antrag stimmen die GRUNEN zu. Wirwollen, dass schon 2020
100 Prozent des in Schleswig-Holstein verbrauchten Stroms aus
Erneuerbaren Energien stammen. Neben dem Ausbau der Erneu-
erbaren Energie ist es notwendig, keine neuen Kohlekraftwerke
zu bauen und die Laufzeiten der Atomkraftwerke nicht zu ver-
ldngern.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE h&lt fossile und atomare Energieversorgung fiir Aus-
laufmodelle. Der Klimawandel kann nur gestoppt werden, wenn
alles dafiir getan wird, regenerative Energien auszubauen. DIE
LINKE will eine demokratische, dezentrale, dkologische Ener-
gieversorgung fiir Schleswig-Holstein. Damit die Politik direkten
Einfluss auf die Art der Energieversorgung nehmen kann und
um zu verhindern, dass weiterhin die Milliardengewinne der
groflen Energiekonzerne an einige wenige Aktiondre flieRen, will
DIE LINKE die grofen Energieversorger vergesellschaften.

Damit sich alle Menschen regenerative Energien leisten konnen,
fordert DIE LINKE einen Sozialtarif beim Strom fiir Haushalte
mit geringem Einkommen.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Forderung des Jugendparlamentes wird vollauf vom SSW
unterstiitzt. Der langfristige Ausstieg aus der fossilen Energie-
wirtschaft und die die Einhaltung der gesteckten Klimaziele er-
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Schleswig-Holstein hat hierbei gute Voraussetzungen, denn al-
lein die Windenergiebranche hat sich als wichtiger Wirtschafts-
motorim Land etabliert. Die Nutzung der Windkraft, durch Repo-
wering an Land oder die Offshore-Windkraft, beinhaltet enorme
Potentiale, die wir heben miissen. Aber auch in anderen Be-
reichen der Erneuerbaren Energien ist Schleswig-Holstein auf
einem guten Weg. Wichtigist aber, dass in diesem Bereich weiter
geforscht wird. Es ist wichtig, das Know-how weiter auszubauen.
Daher ist eine verstdrkte Zusammenarbeit zwischen Hochschu-
len und Wirtschaft in diesen Bereichen unabdingbar.

Gemeinsame Stellungnahme des Ministeriums fiir Landwirt-
schaft, Umwelt, ldndliche Rdume und des Ministeriums fiir Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-
Holstein

Bei den Erneuerbaren Energien hat Schleswig-Holstein eine Vor-
reiterrolle, die die Landesregierung weiter ausbauen moéchte, um
eine verldssliche, kostengiinstige und nachhaltige Energiever-
sorgung zu erreichen. Ziel der Landesregierung ist es u. a., im
Jahre 2020 einen Anteil von deutlich mehr als 100 % des hei-
mischen Stromverbrauchs aus Erneuerbaren Energien (Strom-
dquivalent) zu erreichen. Dazu sollen vorrangig sowohl der An-
teil der Windenergie am Energiemix als auch die Nutzung der
Bioenergie weiter ausgebaut werden.

Allein schon aus Griinden des Klimaschutzes miissen die Erneu-
erbaren Energien einen wesentlichen Beitrag zur dezentralen,
ressourcenschonenden und kostengiinstigen Energieversorgung
leisten.

Die Landesregierung Schleswig-Holstein hat deshalb in mehreren
Berichten an den Landtag (Energiekonzept 2009, Klimaschutzbe-
richt 2009) aufgezeigt, dass derrechnerische Anteil der Erneuer-
baren Energien am Endenergieverbrauch bis 2020 den Anteil von
50 Prozent {ibersteigen wird. Dieses ehrgeizige Ziel ibersteigt
sogar die fiir ganz Deutschland formulierten Zielvorstellungen
der Bundesregierung.

Weitere Umsetzungsschritte fiir Schleswig-Holstein, wie bspw.
die Abschdtzung des Versorgungsbeitrags der Erneuerbaren En-
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ergien bis 2020, werden derzeit gemeinsam zwischen dem MWV
und dem MLUR aktualisiert.

Schleswig-Holstein hat seine guten Ausgangsbedingungen fiir
die Nutzung von Erneuerbaren Energien bereits friith erkannt und
erfolgreich genutzt. Biirgerwind- oder Biirgersolarparks zeigen,
dass diejenigen, die in Erneuerbare Energietechnik investie-
ren, nicht nur etwas fiir den Klimaschutz leisten, sondern damit
gleichzeitig Geld verdienen. Haushalte, die sich an Warmenetze
von Holzheizwerken und Biogasanlagen angeschlossen haben,
konnten ihre Heizkosten deutlich senken. Und fiir die Kommunen
sind die Gewerbesteuereinnahmen aus den Erneuerbaren Ener-
gien eine willkommene und verldssliche Einnahmequelle.

Ziele und Positionen zum Ausbau der Erneuerbaren Energien

1. Um die Klimaschutzziele zu erreichen, ist die Nutzung der Er-
neuerbaren Energien kontinuierlich auszubauen und weiter
voranzutreiben. Dabei geht es nicht mehr um das Ob, sondern
vor allem um die Rahmensetzungen fiir eine umweltvertrag-
liche Gestaltung und Umsetzung in Schleswig-Holstein.

2.DerAusbau ErneuerbarerEnergien soll sich an niedrigen Treib-
hausgas-Vermeidungskosten und weiteren umwelt- und wirt-
schaftspolitischen Zielen wie der Steigerung der heimischen
Wertschdpfung und Beschéftigung sowie der Mobilisierung
von Kostensenkungspotenzialen.

3. Der Ausbau erfolgt unter Beachtung der gleichrangigen bo-
den-, gewdsser- und naturschutzfachlichen Ziele (z. B. Biodi-
versitatskonvention, EU-WRRL sowie FFH- und VogelschutzRL)
und der Vorgaben des technischen Umweltschutzes. Dabei
werden landesplanerische Belange und die regionalen Beson-
derheiten der Landwirtschaft beachtet, um die Entwicklungs-
potenziale landlicher Raume zu starken.

4. Mit Birgerbeteiligung wird Akzeptanz fiir Erneuerbare Ener-
gien erreicht.

5. Wenn sich Biirger vor Ort (z. B. iiber Biirgerenergieparks oder
Genossenschaften) auch finanziell am Ausbau der Erneuer-
baren Energien beteiligen, wird zusatzlich Akzeptanz geschaf-
fen und eine hohere Wertschdopfung in der Region erreicht.
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6. Mit einem verbindlichen Evaluationsprozess (z. B. EEG-Erfah-
rungsbericht) sind die Wirksamkeit der Forderinstrumente
sowie die rechtlichen Regelungen zum Ausbau Erneuerbarer
Energien regelmdfig zu Uberpriifen, um politisch rechtzei-
tig steuernd eingreifen zu konnen, auch und gerade im Sinne
eines umweltvertrdglichen Ausbaus der Erneuerbaren Ener-
gien.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD hat im Jahr 2000 den Atomausstieg auf den Weg ge-
bracht und mit dem im gleichen Jahr verabschiedeten Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) auch dafiir gesorgt, dass sich in
den vergangenen zehn Jahren der Anteil der regenerativen En-
ergien an der Stromerzeugung anndhernd verdreifacht hat (von
5,5 Prozent im Jahr 1999 auf ca. 16,1 Prozent). Dadurch wurden
nicht nurUnmengen an CO2 eingespart — gleichzeitig hat sich die
Zahl der Arbeitspldtze im Bereich der Erneuerbaren Energien auf
mehr als 300.000 vervierfacht!

Dennoch miissen z. B. die schleswig-holsteinischen Windmiil-
lerimmer wieder — trotz hervorragender Windverhaltnisse — ihre
Anlagen abschalten, weil sie aufgrund von Netzengpdssen den
erzeugten Strom nicht voll einspeisen kénnen. Dem in Schles-
wig-Holstein fiir den Netzausbau zustdndigen Unternehmen
E.on-Netz sind diese Engpdsse seit mindestens 2000 bekannt —
aber passiert ist seitdem trotz vielfachen Engagements aus der
Politik fast nichts. Vielmehr verhindern die Energiemultis die
Beseitigung dieser Engpdsse — bspw. durch die Verlegung von
Erdkabel —, weil sie durch diese Blockade den weiteren Ausbau
der Erneuerbaren Energien stoppen und auch das Repowering
als unliebsame Konkurrenz zu den eigenen Kraftwerken verhin-
dern wollen. Hier ist die Landesregierung gefordert, ein klares
Bekenntnis fiir die regenerativen Energien abzugeben und dem-
entsprechend zu handeln. Die gesetzlichen Vorgaben miissen
konsequent umgesetzt und die Netzbetreiber dazu verpflichtet
werden, die regenerativ erzeugten Energien abzunehmen.
Allerdings hat Schwarz-Gelb im vergangenen Jahr allen Bemii-
hungen im Ausbau der Erneuerbaren Energien mit der Laufzeit-
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verlangerung fiir Atomkraftwerke um durchschnittlich zwélf Jah-
re einen unverantwortlichen Riickschlag versetzt. Nicht nur wird
damit zu Gunsten der Gewinne dervier Energiemonopolisten und
auf Kosten unserer Kinder und Enkelkinder unser aller Sicher-
heit massiv aufs Spiel gesetzt — die schleswig-holsteinischen
Skandal-Reaktoren Kriimmel und Brunsbittel sind die unmittel-
barsten Beispiele fiir diese Gefahr. Das Festhalten am ,,Auslauf-
modell Atomenergie“ verhindert auch notwendige Investitionen
in die neuen Energieformen. Schon jetzt stellen z. B. Stadtwerke
Investitionen in Erneuerbare Energien und eine dezentrale Ener-
gieversorgung zuriick, da der Markt, wenn die Atomstromkapa-
zitaten nicht wie geplant wegfallen, libersdttigt bleibt. Deutsch-
land exportiert momentan so viel Strom, dass man schon jetzt
die sieben dltesten Atommeiler vom Netz nehmen konnte, ohne
die Versorgungssicherheit zu gefdhrden. Diese Realitdt muss
auch die schwarz-gelbe Landesregierung in Kiel endlich aner-
kennen!

(Bettina Hagedorn, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Hol-
stein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Auf der Grundlage desim Jahr2000 von derrot-griinen Bundesre-
gierung beschlossenen Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) hat
es einen beispiellosen Ausbau Erneuerbarer Energien im Strom-
sektor gegeben. Heute stehen in Deutschland 40.000 MW instal-
lierter Leistung aus Wind, Sonne, Wasser oder Biomasse bereit,
16,1 Prozent des 2009 verbrauchten Stroms stammten aus er-
neuerbaren Quellen. Uber 300.000 Menschen arbeiten heute in
der Erneuerbaren-Branche. Die durch das EEG anfallenden Mehr-
kosten von wenigen Euro pro Haushalt und Monat haben sich
als nutzbringende Zukunftsinvestition erwiesen. Allein im Jahr
2008 ersparten Erneuerbare Energien fossile Brennstoffkosten
in Hohe von 7,8 Milliarden Euro und vermieden externe Kosten im
Umfang von 9,2 Milliarden Euro. Wir wollen die Erfolgsgeschich-
te des EEG weiter vorantreiben und verldssliche Rahmenbedin-
gungen fir Investitionen in Erneuerbare Energien schaffen, da-
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mit schon 2020 deutlich Gber 40 Prozent der Stromerzeugung
aus erneuerbaren Quellen stammen.

Bereits ein Bruchteil der in Deutschland vorhandenen Po-
tenziale an Wind, Sonnenstrahlung, Wasserkraft, Biomasse,
Meeresenergien und Erdwdrme reichen aus, um den Energie-
bedarf zu decken. Die erforderlichen Technologien stehen zur
Verfiigung. Zudem spricht die Okonomie fiir die Erneuerbaren.
Durch Innovation und Massenfertigung sinken die Kosten fiir
Okostrom stetig, wahrend fossile Brennstoffe zunehmend teurer
werden. Bereits in wenigen Jahren wird Strom aus Erneuerbaren
Energien daher kostengiinstiger erzeugt werden als der konven-
tionelle Strommix.

Unser Ziel ist der vollstandige Umstieg auf Strom aus Wind, Son-
ne, Wasserkraft, Biomasse und Erdwdarme mdglichst bereits bis
2030. Damit beenden wir im Stromsektor die Abhdngigkeit von
importierten fossilen und nuklearen Brennstoffen, senken die
CO2-Emission drastisch auch ohne Kohle und Atom und sorgen
fiir technische Innovationen und Investitionen in eine zukunfts-
fahige Energieversorgung, die hunderttausende neuer Arbeits-
platze schafft.

Wir stehen fiir eine klare Richtungsentscheidung fiir die deut-
sche Stromwirtschaft: weg von fossilen und nuklearen Grof3-
kraftwerken und hin zu Erneuerbaren Energien, Effizienz und
Energieeinsparung. Das bedeutet: Der Atomausstieg muss for-
ciert, der Neubau von Kohlekraftwerken unterbunden werden.
Voll auf erneuerbar erzeugten Strom zu setzen bedeutet zudem,
den Aus- und Umbau der nationalen und europdischen Netze zu
forcieren. Die starken zeitlichen Schwankungen bei Solar- und
Windstrom miissen durch ,intelligente“ Netze und ein grenz-
tberschreitendes Hochleistungsnetz fiir erneuerbar erzeugten
Strom ausgeglichen werden. Neue Speicher und Leitungen, vor-
zugsweise als Erdkabel, sind ebenso erforderlich wie eine op-
timierte Netzsteuerung und ,intelligente“ Stromnetze. Mit zu-
kunftsweisenden Investitionen kénnen und miissen wir heute
schon die Voraussetzungen fiir eine klimafreundliche und dau-
erhafte bezahlbare Stromversorgung auf Basis Erneuerbarer En-
ergien schaffen.
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23. Speicher fiir Erneuerbare Energien JiL 24/37
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Entwick-
lung und den Bau von groflen Speichern fiir Erneuerbare Ener-
gien zu fordern, damit schrittweise der Benutzung von Atom- und
Kohlestrom entgegengewirkt werden kann.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Verfligharkeit von Energiespeichern entscheidet iiber den
Erfolg des Ausbaus der Erneuerbaren Energien entscheidend
mit. Dabei ist die Nutzung von Pumpspeicherkraftwerken die
effizienteste Methode. Aufgrund der geographischen Gegeben-
heiten ist dies jedoch keine ernsthafte Option fiir Schleswig-Hol-
stein. Die Entwicklung alternativer Energiespeicher wird von der
CDU-Fraktion ausdriicklich unterstiitzt. Eine finanzielle Unter-
stitzung entsprechender Projekte kann nur im Rahmen der For-
derprogramme der Landesregierung erfolgen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Eine wichtige Aufgabe in der Energiepolitik ist es, den zeit-
lich ungewiss erzeugten Strom, der aus Erneuerbaren Energien
(Wind- und Solarkraft) gewonnen wird, in Speichermedien (un-
terirdische Lager oder Batterien) zu speichern, um ihn von dort
bei Bedarf wieder abrufen zu kénnen. So kann schon mittel-
fristig die Nutzung von Atom- und Kohlestrom unnétig werden.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Entwick-
lung und den Bau von groBen Speichern fiir Erneuerbare Ener-
gien zu fordern, damit schrittweise der Benutzung von Atom- und
Kohlestrom entgegengewirkt werden kann.

Um erneuerbare Energien zu einer jederzeit verfligbaren En-
ergiequelle zu machen, sind véllig neue Formen der Energie-
speicherung erforderlich. Dringend notwendig ist es daher, die
technische Méglichkeit zu schaffen, den Strom aus den regene-
rativen Energiequellen zu speichern und damit grundlastfahig zu
machen. Die Forschung fiir die Speicherung der — in ihrer Intensi-
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tdat schwankenden — Erneuerbaren Energien muss mit Nachdruck
intensiviert werden.

Die FDP-Fraktion wird sich dafiir einsetzen, dass die Férdermittel
fur die regenerativen Energien verstdrkt in Forschung und Ent-
wicklung der Speichertechnologie umgeleitet werden. Im Gegen-
zug miissen die bisherigen Vergiitungen fiir Strom aus Erneuer-
baren Energien entsprechend dem technologischen Fortschritt
und den dadurch gesunkenen Entstehungskosten weiter gesenkt
werden. Die vollen Kostensenkungspotenziale miissen genutzt
werden, um schnellstmoglich die Wettbewerbsfahigkeit mit kon-
ventionell erzeugtem Strom zu erreichen.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Dem Antrag stimmen die GRUNEN zu. Um Strom und Wirme aus
Erneuerbaren Energien vollstandig zu nutzen, miissen die Strom-
netze ausgebaut und Strom- und Warmespeicher errichtet wer-
den. Das ist notwendig um z. B. den in Abhdngigkeit vom Wind-
aufkommen stark flukturierenden Windstrom auf dem Meer und
an Land zu steuern und die Netze zu stabilisieren.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE LINKE stimmt dem Antrag zu und fordert dariiber hinaus den
Ausbau von Stromleitungen nach Skandinavien, um die dortigen
Wasserkraftwerke als Stromspeicher benutzen zu konnen.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Richtig ist, dass wir derartige Speicher bendtigen, um even-
tuelle ,Durststrecken® bei der Erzeugung von regenerativem
Strom auffangen zu konnen. Da die Technik fiir derartige grofe
Speicher nicht ausgereift ist, muss die Forschung in diesem Be-
reich intensiviert werden.
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Gemeinsame Stellungnahme des Ministeriums fiir Landwirt-
schaft, Umwelt, landliche Rdume und des Ministeriums fiir Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-
Holstein

Der Forderung nach einem stdarkeren Ausbau von Speichern wird
ausdriicklich zugestimmt. Die Speicherungvon volatilen Energie-
mengen ist derzeit technisch anspruchsvoll und je nach Techno-
logie noch relativ teuer und z. T. mit hohen Verlusten verbunden.
Denkbarsind Luftdruckspeicher, Pumpspeicherkraftwerke, Spei-
cherungin Akkumulatoren oder eine elektrochemische Umwand-
lung in Wasserstoff, aus dem spdter wieder durch Umwandlung
in eine Brennstoffzelle Strom und Verkehrsleistung erschlossen
werden kann, Bis es soweit ist, kann Wasserstoff bis zu 5 oder
10 % direkt in Erdgasnetze eingespeist oder gdnzlich stofflich in
der Industrie (Raffinierien, Stahlpoduktion) genutzt werden.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Um unserem Ziel, im Jahr 2050 100 Prozent der Stromversorgung
aus Erneuerbaren Energien zu schopfen, gerecht werden zu kon-
nen, braucht es sichere Anreize zu einer verldsslichen und kon-
tinuierlichen Einspeisung. Dazu gehdren moderne Speichertech-
nologien, um saisonale Schwankungen ausgleichen zu kénnen.
Denn wenn bspw. aufgrund guter Windverhéltnisse mehr Strom
als bendtigt produziert wird, miissen die Netzbetreiber noch
Geld drauflegen, um den Strom abfiihren zu kdnnen. Mdglich-
keiten gibt es schon heute: Pumpspeicherkraftwerke, Druckluft-
oder Wasserstoffspeicher. Allerdings ist der Betrieb teils noch
sehr teuer.

Die spezifischen Kosten je KWh aus erneuerbarem Strom sind
Jahr flir Jahr gesunken, sie konnten mittlerweile sogar noch nied-
riger sein, hdtte die Unionsfraktion in der Grofen Koalition nicht
eine Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes mit Anreizen
zur Netzintegration und nachfrageoptimierten Steuerung der Er-
neuerbaren Energien verweigert. Schleswig-Holstein als bedeu-
tender Standort fiir regenerative Energien muss auf die schwarz-
gelbe Bundesregierung hinwirken, ziigig innerhalb des EEG

Anreize fiir Speichertechnologien und zur nachfrageoptimierten 205
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Steuerung zu schaffen. AuBerdem muss die Forschungsforde-
rung endlich der GroBe des Sektors entsprechend ausgebaut
werden. Das trdgt zur kiinftigen Kostensenkung bei und fordert
gleichzeitig die weitere VergrofBerung des Anteils der Erneuer-
baren Energien an der Energieversorgung.

Die SPD setzt sich fiir eine umfassende Forschung im Bereich der
Speichertechnologien ein, um den Betrieb wirtschaftlicher zu
gestalten. Dennoch diirfen auch die Energieunternehmen nicht
aus der Verantwortung entlassen werden, um den Netzausbau
vorantreiben.

(Bettina Hagedorn, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Hol-
stein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Die zukunftsfdahige Gestaltung der Stromnetze bedeutet mehrals
nur den Bau neuer Leitungen. Der schnelle Umstieg auf Erneuer-
bare Energien erfordert flexiblere Kraftwerke, die grofirdumige
Vernetzung der dezentralen Stromerzeuger, innovative Speicher,
neue Netz-Technologien sowie eine intelligent optimierte Netz-
steuerung. Auch der Betrieb bestehender Speicher, vor allem der
Pumpwasserspeicher, muss auf die Erganzung der Erneuerbaren
Energien und den optimalen Netzbetrieb ausgerichtet werden.
Dem Ausbau und Umbau der Netze kommt aber eine besonde-
re Bedeutung zu, da er im Vergleich zur Speicherung von Strom
die mit Abstand ressourcensparsamste, verlustarmste und
glinstigste Manahme zur Integration der Erneuerbaren Energien
ist. Auch ehrgeizige Ausbauszenarien erhdhen den Strompreis
nur um den Bruchteil eines Cents.

24. Verbot fiir Olférderung im Wattenmeer JiL 24/38
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, die Olférde-
rung im Wattenmeer zu stoppen, um die weitere Ausbeutung des
Nationalparks durch den Menschen bzw. die Olkonzerne einzu-
schrdnken und gefdhrdete Tierarten zu schiitzen.
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CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Fiir die Olférderung im Wattenmeer im Forderfeld Heide-Mittel-
plate | von der Forderinsel Mittelplate A aus gibt es Bestands-
schutz. Dieser geht zurilick auf bergrechtliche Konzessionen aus
den 1950er Jahren und Genehmigungen, die noch vor Griindung
des Nationalparks 1985 erteilt wurden. Der Bestandsschutz ist
deshalb auch im Nationalparkgesetz verankert. Bewilligungen
fir die Erdélgewinnung im Feld Heide-Mittelplate | werden nach
Bundesbergrecht erteilt. Mittelplate A wurde unter strengsten
Umwelt- und Sicherheitsauflagen errichtet und gilt als eine der
sichersten Forderplattformen weltweit. Dariiber hinaus hat die
UNSECO im Jahr 2010 das Wattenmeer - in Kenntnis Olférde-
rung — als Weltnaturerbe anerkannt.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Fiir die SPD steht fest, dass die Olférderung auf Dauer nicht in
den Nationalpark Wattenmeer passt, sie muss verantwortbar
— auch mit Blick auf den ChemCoast Park Brunsbiittel und
seine (ber 1.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einge-
stellt werden. Weiteren Erkundungsbohrungen an anderen Stel-
len im Nationalpark Wattenmeer werden wir uns entschieden
entgegenstellen, da sie mit dem Nationalparkgesetz und der An-
erkennung des Nationalparks als Weltnaturerbe nicht vereinbar
sind.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-Lan-
desgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion spricht sich fiir die Olférderung durch die Platt-
form Mittelplate aus. Ein Stopp der Forderung ist derzeit aus
rechtlicher Sicht nicht gegeben. Das Grundprinzip bei der Ol-
forderung der Mittelplate ist die zuverldssige Abschottung vom
Wattenmeer. Die vollkommene Abschottung der Insel durch eine
flissigkeitsdichte Stahl- und Betonwanne sowie ein liickenloses
Entsorgungssystem fiir den Bohrbetrieb gewdhrleisten zuverlds-
sigen Umweltschutz. Bohr- und Férderbetrieb sind durch kom-
plexe Uberwachungs- und Steuerungssysteme mehrfach abgesi-
chert und laufen seit Forderbeginn stérungsfrei. Die Einstellung
der Forderung wiirde auch einen jahrlichen Ausfall von rund 8o
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Mio. Euro fiir den Landeshaushalt bedeuten. Hinzukdme ein ent-
sprechender Verlust von Arbeitspldtzen.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Wir Griinen vertreten die Auffassung, dass die Olférderung im
Wattenmeer so schnell wie méglich beendet werden sollte. Auch
wenn die Forderung von der Bohrinsel Mittelplate bei weitem
nicht so risikoreich ist, wie die Olférderung in groRer Meerestie-
fe, ist doch ein Unfall mit weitreichenden katastrophalen Folgen
fiir das einzigartige Okosystem des Wattenmeeres nicht véllig
auszuschlieBen. Wir haben deshalb im Mai 2010 einen Antrag
in den Landtag eingebracht, in dem wir einen Stopp der Olfér-
derung im Wattenmeer gefordert haben (LT-Drucksache 17/536:
Olférderung im Wattenmeer spitestens 2011 beenden). Hinter-
grund: Uns war bekannt, dass die Konzession zur Olférderung fiir
die Mittelplate bis Ende 2011 befristet war. Unser Antrag wurde
abgelehnt. Einige Tage nach der Landtagsdebatte Ende Mai ha-
ben wir erfahren, dass das zustdandige Bergamt die Konzession
bereits am 11. Mai verldangert hatte, und zwar um 30 Jahre bis
2041. Zur Zeit sehen wir keine Méglichkeit, einen Stopp der Ol-
forderung umzusetzen, da mit der erteilten Genehmigung die Fir-
ma RWE Dea AG einen Rechtsanspruch auf Férderung hat.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE LINKE tritt ebenfalls fiir ein Verbot der Olférderung im Wat-
tenmeer ein.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Olbohrungen haben im Wattenmeer genauso wenig zu suchen
wie eine Chemiefabrik in einem Kindergarten. In einem Gebiet,
das Nationalpark ist und als Weltnaturerbe ausgewiesen ist,
darf weder horizontal, vertikal oder schrdag gebohrt werden. Im
Gegenteil: Die Olkonzerne miissen aus der Férderung im Watten-
meer aussteigen.
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Gemeinsame Stellungnahme des Ministeriums fiir Landwirt-
schaft, Umwelt, landliche Rdume und des Ministeriums fiir Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-
Holstein

Der Nationalpark Wattenmeer ist unser grof3tes und wichtigstes
Schutzgebiet in Schleswig-Holstein. Naturschutz hat dort Priori-
tat vor allen anderen Interessen. Fiir die Olférderung im Watten-
meer im Forderfeld Heide-Mittelplate | von der Forderinsel Mit-
telplate A aus gibt es aber Bestandsschutz. Dieser geht zuriick
auf bergrechtliche Konzessionen aus den 1950er Jahren und Ge-
nehmigungen, die noch vor Griindung des Nationalparks 1985 er-
teilt wurden. Der Bestandsschutz ist deshalb auch im National-
parkgesetz verankert. Bewilligungen fiir die Erdélgewinnung im
Feld Heide-Mittelplate | werden nach Bundesbergrecht erteilt.
Neue Fordereinrichtungen im Nationalpark sind aufgrund des
Nationalparkgesetzes ausgeschlossen.

Die schleswig-holsteinische Olférderung auf der Mittelplate ist
das grofte Olférdergebiet Deutschlands. Es sichert Arbeitsplét-
ze, stdrkt die schleswig-holsteinische Wirtschaft und ist ein
Beitrag zur Versorgungssicherheit. Die jahrliche Forderung be-
tragt mehr als zwei Millionen Tonnen. Dazu kommen nennens-
werte Gasforderungen in der deutschen Aufenwirtschaftszone.
Der finanzielle Gegenwert liegt — je nach Weltmarktpreisen — bei
rund 800 Millionen Euro jahrlich. In Schleswig-Holstein werden
sowohl Offshore als auch Onshore weiter grofse Vorkommen ver-
mutet.

Die Landesregierung unterstiitzt die weitere Erkundung und Er-
schlieBung der Olfelder unter dem schleswig-holsteinischen
Wattenmeer auBerhalb des Nationalparks. Innerhalb des
Nationalparks Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer ist die Ol-
forderung gemdB Nationalparkgesetz (NPG) auf die Mittelplate
A begrenzt. Explorationsmainahmen vor Dithmarschen gemdf
dem Bestandsschutz hingegen kdnnen nach Rechtsauffassung
der Landesregierung gemdf® NPG genehmigungsfahig sein. Bei-
de Aktivitdten — Olférderung ebenso wie Olexploration — hétten
dazu fiihren kénnen, dass die UNESCO das Wattenmeer nicht als
Weltnaturerbe anerkannt hdtte. Vor diesem Hintergrund wurden

aus dem UNESCO Weltnaturerbe Wattenmeer (nicht aber aus dem 209
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Nationalpark) zwei Exklaven ausgenommen. Damit liegen poten-
tielle Explorationsflachen und die bestandsgeschiitzte Mittel-
plate A nicht im Weltnaturerbe-Gebiet.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die Genehmigung der Forderung fossiler Energien liegt in der
ausschlieBlichen Kompetenz der zustdandigen Landesbehdrden,
im Falle des Wattenmeeres also in der Zustandigkeit des Landes
Schleswig-Holstein. Die Bundesregierung erkldrt in der Drucksa-
che 17/2208, dass sie ,,nach den ihr vorliegenden Informationen
fiir die Mittelplate ein Ungliick mit aus dem Meeresgrund austre-
tendem Ol ausschlieBen“ kann. Weitaus mehr Gefahrenpotenti-
al scheint dagegen von Bohrungen in der Nordsee auf dem Sek-
tor von Grofbritannien auszugehen. Dort gibt es Férderungen
in einer Wassertiefe von 100 bis 200 Metern, neue Vorkommen
bei einer Meeresbodentiefe von 800 Meter werden erschlossen.
Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrem Antrag ,Unsere Meere
brauchen Schutz® (Drucksache 17/1960) die Bundesregierung
u. a. aufgefordert, internationale Bestrebungen zur Minderung
der Umweltverschmutzung durch Olférderung aktiv zu unterstiit-
zen. Deutschland soll sich auBerdem auf europdischer und in-
ternationaler Ebene dafiir einzusetzen, dass beim Betrieb von
Olplattformen die Techniken zur Reinigung der Produktionswas-
serverbessert werden, da der Haupteingang von Ol in die Meere
nicht durch Unfélle, sondern durch den tdglichen Betrieb erfolgt.
AuBerdem fordern wir eine Uberpriifung, ob das Unfall- und Ka-
tastrophenmanagement noch effektiver gestaltet werden kann.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Der Untergang der Olplattform Deepwater Horizon im Golf von
Mexiko hat die gréBte Olpest der Geschichte verursacht. Vermut-
lich sind in drei Monaten etwa 780 Millionen Liter Rohdl aus-
gelaufen. Die Beseitigung der Schdaden wird Jahre dauern. Aus
dieser Katastrophe missen die richtigen Schlussfolgerungen
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gezogen werden. Es geht nicht mehr nur um die Beseitigung
der sichtbaren Schdden und die Entschadigung von Fischern.
Rickblickend miissen nationale und internationale Regelungen
tiberpriift, erweitert oder neu geschaffen werden, um die Meere
vor weiterer Verschmutzung durch Bergbau zu schitzen. Mit
wirksamen Haftungsregelungen und verbessertem Katastro-
phenschutz muss sichergestellt werden, dass der Schaden im
Katastrophenfall schnell und wirksam bekdampft wird.
Geschddigte schnell Kompensationen erhalten und nicht erst in
lang andauernden Verfahren ihr Recht erstreiten miissen. Ne-
ben Regelungen fiir Deutschland und an Deutschland grenzende
Meere, die vor allem fiir den Schutz des UNESCO-Welterbes Wat-
tenmeer sowie der Fischerei notwendig sind, zahlen hierzu auch
internationale Vereinbarungen zum Schutz der Meere. Mit denen
tragen die Vertragsstaaten dafiir Sorge, dass moglichst umwelt-
vertrdaglich Meeresbergbau betrieben wird. Dariiber hinaus sind
international klare Spielregeln fiir den Umgang mit dem gemein-
samen Erbe der Menschheit in den internationalen Gewdssern
der Tiefsee notwendig. Von der Tiefsee ist gerade einmal ein Pro-
zent bisher bekannt, der Rest ist weitgehend unberiihrt. Hier le-
ben Arten, die bedroht sind, bevor sie entdeckt werden. Inter-
national muss deswegen darauf hingewirkt werden, die Tiefsee
als Lebensraum in seiner bestehenden Form zu erhalten. Hier-
zu muss ein allgemein und international anerkannter Grundsatz
geschaffen werden, wie mit Bodenschatzen in der Tiefsee um-
gegangen werden soll und wie umweltvertrdaglich Bergbau be-
trieben werden kann. Eine Grundlage hierfiir kann der Tiefsee-
bergbaukodex fiir Manganabbau sein.

25. Recycling-Papier in allen 6ffentlichen Institutionen verwen-
den JiL 24/39 zusammen mit JiL 24/40 und JiL 24/41
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, in 6ffent-
lichen Institutionen nur noch Recycling-Papier zu verwenden,
um einen wichtigen Beitrag zum Naturschutz zu leisten.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Qualitdt von Recycling-Papier hat sich in den letzten Jahren
deutlich verbessert. Ungeachtet dessen stellen z. B. Kopierge-
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rate Anforderungen, die es zu beriicksichtigen gilt. Daher wird
in der CDU-Landtagsfraktion auch fast ausschlieflich Papier mit
PEFC-Siegel aus nachhaltiger Forstwirtschaft und mit 1SO-Zerti-
fizierung verwendet.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Bereits im Jahr 2003 hat sich die Landesregierung unter unserer
Flihrung auf die ausschlieBliche Verwendung von RC-Papier ver-
pflichtet. Andere offentliche Institutionen wie die Kommunal-
verwaltungen, die Hochschulen und das Schulwesen insgesamt
sind aufgefordert, dies gleichfalls zu tun.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion unterstiitzt diesen Antrag. Schon jetzt wird in
vielen Ministerien sowie im Landtag Recycling-Papier genutzt,
eine Ausweitung auf alle 6ffentlichen Institutionen halt die FDP-
Fraktion fiir sinnvoll.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Die Verwendung von Recyclingpapier in offentlichen Instituti-
onen ist ein sinnvoller Beitrag flir den Natur- und Umweltschutz.
Durch den Gebrauch von Recyclingpapier ldsst sich der Energie-
und Wasserverbrauch um zwei Drittel verringern. Allerdings ist
diese Forderung bereits weitgehend umgesetzt. Die Verwaltung
des Landtages verwendet bei der Erstellung von Drucksachen
ausschlieBlich Recyclingpapier. Unsere Fraktion verwendet fiir
Kopien und Drucke ebenfalls Recyclingpapier. Wir achten beim
Einkauf auf die Kennzeichnung mit dem Blauen Umweltengel. Es
gibt allerdings Ausnahmen: fiir manche Farbdrucke und farbige
Broschiiren wird aus optischen Griinden auch Frischfaserpapier
mit dem FSC-Siegel (Forest Stewardship Council) verwendet.
Der Papiereinkauf durch offentliche Institutionen ist ein Teil der
,offentlichen Beschaffung“. Dabei gelten Regeln, die unter an-
derem eine sparsame Verwendung 6ffentlicher Gelder sicherstel-
len sollen. Unserer Auffassung nach sollten die Regeln fiir die
Beschaffung nicht nurin Bezug auf Papier, sondern fiir alle Giter
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so abgefasst werden, dass 6ffentliche Einrichtungen moglichst
umweltfreundliche Giter nachfragen. Neben Umweltkriterien
sollten auch soziale Kriterien beriicksichtigt werden. Der Preis
darf nicht allein den Ausschlag geben. Weitere Informationen zu
dem Thema gibt es auf den Seiten des Umweltbundesamtes un-
ter http://www.umweltbundesamt.de/produkte/beschaffung/

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE LINKE stimmt dem Antrag zu. In der Fraktion DIE LINKEN wird
schon jetzt nur Recyclingpapier verwendet.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Verwertung von Altpapier zu Recyclingpapier ist einer der
wenigen Bereiche, in denen der Stoffkreislauf effizient funktio-
niert. Damit ist Recyclingpapier ein ausgezeichnetes Beispiel fir
Nachhaltigkeit.

In vielen Bereichen der offentlichen Verwaltung, aber auch in
vielen Bereichen der Wirtschaft wird Recyclingpapier bereits
eingesetzt. Am wichtigsten ist aber der sparsame Umgang mit
Papier. Aus diesem Grund unterstiitzen wir den Ausbau der elek-
tronischen Kommunikation, denn nicht jeder Text muss auf Pa-
pier ausgedruckt werden. Der Schleswig-Holsteinische Landtag
hat hierzu bereits mehrere Initiativen auf den Weg gebracht, die
auch von der SSW-Landtagsfraktion unterstiitzt werden.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Durch die Verwendung von Recyclingpapier lassen sich Um-
welt und Klima umfassend schonen. Fast ein Zentner Holz wird
fir die Herstellung von 3000 Seiten weien Biiropapiers be-
notigt — fur Recyclingpapier miissen keine zusdtzlichen Bdume
gefdllt werden. Daher setzen die Verwaltung des Deutschen Bun-
destags und alle Fraktionen in Berlin bereits seit vielen Jahren
auf Recyclingpapier. Nur in gesonderten Fdllen, wenn bspw. im
Falle von Urkunden besondere Qualitdatsanforderungen gestellt
werden miissen, kann davon abgewichen werden.

Um den Einsatz von Rohstoffen und Energie so gering wie mog-

lich zu halten, hat sich 2003 auch die damalige schleswig-hol- 213
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steinische Landesregierung auf Initiative der SPD zur Verwen-
dung von Recyclingpapier verpflichtet. Dieses positive Beispiel
sollte die Landesregierung nutzen, um auch die Behdrden im
nachgeordneten Bereich entsprechend zu verpflichten und um
auf sonstige 6ffentliche Institutionen der Kommunalebene, wie
z. B. Schulen, mit Apell-Charakter einzuwirken.

(Bettina Hagedorn, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Hol-
stein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Der Staat hat iiber die Vergabe 6ffentlicher Auftrage die Moglich-
keit, Vorreiter bei der nachhaltigen Beschaffung zu sein. Mit den
360 Milliarden Euro, die jahrlich fur 6ffentliche Auftrage ausge-
geben werden, kann der Staat einen Innovationsschub auslésen.
Dennoch fristet die soziale und d6kologische 6ffentliche Beschaf-
fung haufig noch ein Nischendasein, weil sie angeblich zu teuer
sei und sich dies nicht mit dem Wirtschaftlichkeitsgebot verein-
baren liele. In mittlerweile drei kleinen Anfragen wollte die Bun-
destagsfraktion von Biindnis 9o/Die Griinen von der Bundesre-
gierung wissen, welche Fortschritte es bei der Beschaffung von
Recyclingpapier in den Ministerien und Bundesbehdrden gibt.
Die Bilanz ist erniichternd. Zwar gibt es einige Behdrden, in de-
nen vermehrt Recyclingpapier zum Einsatz kommt, doch es gibt
auch die gegenteilige Entwicklung. Das Bundeskanzleramt gibt
in der Antwort auf unsere dritte Kleine Anfrage sogar keine Daten
mehr preis, sondern gibt nur bekannt: ,,Das Bundeskanzleramt
bleibt bei der bisherigen Papierversorgung®. In den Antworten
zuvor war bekannt geworden, dass seit 2005 kein Recyclingpa-
pier mehr eingesetzt wird. Fiir die selbst ernannte Klimakanz-
lerin ein peinliches Ergebnis.

Die Bundestagsfraktion von Biindnis 9o/Die Griinen unterstiitzt
den Antrag des 24. Jugendparlaments ausdriicklich.
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26. Klare Deklarierung auf den Produkten JiL 24/42 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, eine lesbare
Deklarierung der Produktionswege, der Produktbestandteile und
der Inhaltsstoffe auf den Produkten durchzusetzen, um dem Ver-
braucher den Kauf zu erleichtern.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die klare Deklaration von Produkten z. B. Lebensmitteln ist auf
EU-Ebene bereits geregelt und wird von der Bundesregierung um-
gesetzt. Die Bundeslander haben keine Moglichkeit der Sonder-
regelung.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Um den Verbraucherinnen und Verbrauchern beim Kauf von Le-
bensmitteln klare Informationen tber die Inhaltsstoffe zu ge-
ben, fordern wir seit langer Zeit die Einflihrung der sogenann-
ten Ampelkennzeichnung. Mit den Farben Rot, Gelb und Griin ist
sie schnell erfassbar, leicht verstdandlich und vergleichbar — eine
alltagstaugliche Entscheidungshilfe bei der Zusammenstellung
einer ausgewogeneren Erndhrung. In dhnlicher Form und mit
Unterstiitzung der Verbraucherzentralen und -verbande sind fiir
alle Produkte geeignete Kennzeichnungssysteme zu entwickeln
und einzufiihren.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Schon heute ist der Hersteller dazu verpflichtet, alle Produkt-
bestandteile und Inhaltstoffe auf der Verpackung zu vermerken.
Die FDP-Fraktion hdlt es nicht fiir umsetzbar, auch den Produk-
tionsweg auf der Verpackung zu vermerken. Die dadurch ent-
stehenden Mehrkosten wiirden wiederum auf den Verbraucher
umgelegt werden und nicht zu mehr Ubersichtlichkeit der Ver-
packungen beitragen.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag
Die Forderung nach klarer Kennzeichnung von Produkten unter-

stiitzen wir. Um einen Antrag umsetzbar zu machen, miisste noch 215
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genauerunterschiedenwerden, umwelche Artvon Produkten und
um welche Art von Deklaration bzw. Kennzeichnung es sich han-
deln soll. Bei Lebensmitteln missen selbstverstandlich andere
Vorschriften gelten als bei Elektrogerdten. Bei Lebensmitteln
ist es wichtig, dass alle vorhandenen Inhaltsstoffe aufgelistet
werden. Bei Elektrogerdten wiirde das keinen Sinn machen. Da
wdre es aber wiinschenswert, wenn die Kundlnnen durch geeig-
nete Kennzeichnung Informationen iber die Nachhaltigkeit des
Produktes bekommen wiirden. Dies konnte bei Elektrogerdten
etwa sein: Energieverbrauch im Vergleich zu anderen Geréten,
wie stark die Umweltbelastung bei der Herstellung dieser Gerdte
ausfdllt, oder auch iiber die Arbeitsbedingungen bei der Herstel-
lung. Zu bedenken ist: ein Kennzeichnungssystem funktioniert
nur, wenn es dazu auch ein Priif- und Kontrollsystem gibt. Im Be-
reich der Kennzeichnung von Lebensmitteln und Gebrauchsge-
genstdnden gibt es bereits eine ganze Reihe von Bestimmungen,
die einzuhalten sind. Diese sind sicherlich in vielen Bereichen
noch ausbauwirdig. Wir Griine setzen uns beispielsweise fiir
die Ampelkennzeichnung (rot-gelb-griin) bei Lebensmitteln
ein. Auflerdem fordern wir die vollstdndige Deklaration der In-
haltsstoffe bei Futtermitteln. Zum Kinderspielzeug: Hier fordern
wir, dass wirksame MaBnahmen ergriffen werden, damit Spiel-
zeug, das gesundheitsgefdhrdende Stoffe enthdlt, vom Markt
verschwindet. Eine Deklaration dieser Inhaltsstoffe oder eine
Gefahrenkennzeichnung wie auf Zigarettenschachteln (etwa:
,Diese Rassel verursacht Krebs*) ware da sicher keine sinnvolle
MaBnahme.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE LINKE tritt ebenfalls fiir Transparenz bei der Lebensmittel-
herstellung ein.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SSW-Landtagsfraktion hat verschiedene Initiativen im Land-
tag eingebracht, um den Verbraucherschutz zu starken, hierun-
ter waren unter anderem: das Ampelsystem fiir die Deklaration
von Lebensmitteln oder das Smiley-System, um den Kunden tber
Kontrollergebnisse zu informieren. Da die Transparenz bei der
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Lebensmittelproduktion immer noch zu gering ist, unterstiitzen
wir die Forderung des Jugendparlamentes.

Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt, ldndliche Rdume des
Landes Schleswig-Holstein

Fiir Lebensmittel ist eine Kennzeichnung in der Lebensmittel-
kennzeichnungsverordnung (LMKV) geregelt.

Die Kennzeichnung umfasst gemafl § 3 Abs. 1 LMKV u. a. die Ver-
kehrsbezeichnung sowie nach § 3 Abs. 3 LMKV eine Zutatenliste.
Diese ist auf der Fertigpackung oder einem mit ihr verbundenen
Etikett gut sichtbar, leicht verstandlich, deutlich lesbar und un-
verwischbar anzubringen.

Eine Deklarierung der Produktionswege ist derzeit nicht vorgese-
hen ggf. wird bei Produkten auf bestimmte Behandlungsweisen
(z. B. bei Milch homogenisiert, pasteurisiert) hingewiesen. Sol-
che Angaben ergeben sich aus den Spezialvorschriften fiir be-
stimmte Lebensmittelerzeugnisse.

Das Lebensmittelkennzeichnungsrecht wird derzeit tUberarbei-
tet. Mit der EU-Verordnung zur Information der Verbraucher tiber
Lebensmittel sollen die bisherigen Richtlinien zur Lebensmittel-
kennzeichnung (RL 2000/13/EG) und zur Ndhrwertkennzeichnung
(RL 90/496/EWG) zusammengefasst und in eine direkt geltende
VO tberfiihrt werden. Dabei soll auch eine Anpassung des Rechts
an die heutigen Bediirfnisse erfolgen. Diskutiert wird auch eine
Herkunftsdeklaration fiir bestimmte Lebensmittel.

Somit bestehen fiir die Deklaration von Lebensmitteln bereits
Vorschriften, die dem Verbraucher ermdéglichen, sich tiber das
Produkt ,Lebensmittel zu informieren.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Nicht erst seit den aktuellen Lebensmittelskandalen setzt sich
die SPD-Bundestagsfraktion intensiv fiir eine Starkung des vor-
sorgenden Verbraucherschutzes und bessere Verbraucherinfor-
mationen ein. Unser Verstdndnis einer aktiven Verbraucherpo-
litik orientiert sich am Leitbild des bewussten und miindigen
Verbrauchers, der selbstbewusst und verantwortlich seine Rech-
te gegeniiber der Wirtschaft wahrnimmt. Dies setzt zwingend den
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Zugang zu allen verbraucherrelevanten Informationen voraus
— eine klare Deklarierung auf Produkten ist dafiir unumgéang-
lich.

Als ersten Schritt zu mehr Transparenz hat die SPD-Bundes-
tagsfraktion das Lebensmittel- und Futterrecht in ein Gesetz-
buch zusammengefiihrt. In der Groen Koalition haben wir ein
Verbraucherinformationsgesetz durchgesetzt. Es erweitert die
Moglichkeiten der Behdrden, von sich aus iiber Missstdande im
Bereich der Lebens- und Futtermittel sowie bei Bedarfsgegen-
stdnden wie z. B. Spielzeug oder Textilien zu informieren. Wir
treten dafiir ein, diesen Informationsanspruch auch auf andere
Produkte sowie auf Unternehmen auszudehnen.

Derzeit setzen wir uns besonders fiir einen umfassenden Infor-
mationszugang bei der Futtermittelherstellung ein. Im Rahmen
des aktuellen Dioxin-Skandals wird wieder deutlich, dass wir zu
einer ,gldsernen Produktion“ kommen miissen. Dazu gehort in
jedem Fall auch die offene und vollstandige Deklaration der Fut-
termittelinhaltsstoffe.

Ein anderer Schwerpunkt unserer Arbeit beziiglich des o. g. An-
trags ist die angesprochene Problematik des Gifts im Kinder-
spielzeug. Hier fordert die SPD-Bundestagsfraktion nicht nur
eine Verpflichtung fiir Hersteller, die Sicherheit von Spielzeug
zertifizieren zu lassen und die Einrichtung Datenbank, in der
die Kontrollergebnisse der Marktiiberwachung der Ldander und
des Zolls unter Nennung von Hersteller- und Produktnamen zu-
sammengefiihrt und die Inhaltsstoffe der Spielzeugprodukte
deklariert werden. Uber die Deklaration hinaus miissen krebs-
erregende, erbgut- und fortpflanzungsschadigende sowie aller-
gieauslosende und hormonell wirksame Stoffe verboten werden.
Dafiir muss Spielzeug rechtlich mit sogenannten Lebensmittel-
kontaktmaterialen gleichgestellt werden.

(Gabriele Hiller-Ohm, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Hol-
stein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wir fordern ein umfassendes Informationsrecht fiir Verbrau-
cherinnen und Verbraucher. Das Verbraucherinformationsge-
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setz der Groflen Koalition lehnen wir als Etikettenschwindel ab.
Verbraucherrelevante Informationen auf den Produkten miissen
verpflichtend werden. Wir wollen ein Nachhaltigkeitssiegel, das
die okologischen und sozialen Auswirkungen einer Ware wie Kli-
maschdden deutlich erkennbar macht. Wirwollen eine aktive und
wirksame Politik der Verbraucheraufklarung mit einem erwei-
terten Bildungs- und Beratungsangebot der Verbraucherverbdn-
de. Bund und Lander miissen hier ein gemeinsames Finanzkon-
zept fur die Verbraucherarbeit entwickeln. Wir schlagen hierzu
eine eigene Stiftung vor.

27. Direkte Biirgerentscheide gegen Politikverdrossenheit nut-
zen JiL 24/50 NEU

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Mittel
der Biirgerentscheide in politischen Fragen verstdrkt zu nutzen,
um somit der immer weiter steigende Parteien- und Politikver-
drossenheit und der sinkenden Wahlbeteiligung zu begegnen
und den Biirgerinnen und Biirgern die Mdglichkeit zu geben, Po-
litik aktiv zu gestalten.

Hierzu wird der Landtag aufgefordert, die Fragen der Verbind-
lichkeit der Biirgerentscheide neu zu bewerten, insbesondere
§10 des Volksabstimmungsgesetzes. Ziel muss sein, eine stdr-
kere Verbindlichkeit eines Biirgerentscheides zu erwirken.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

In Schleswig-Holstein gibt es auf Landes- und kommunaler Ebene
bereits umfassende direkt-demokratische Beteiligungsmoglich-
keiten fiir die Birger. In der Landesverfassung regeln die Artikel
41und 42 die Mitbestimmung durch Volksinitiative, Volksbegeh-
ren und Volksentscheid. Im Kommunalverfassungsrecht enthal-
ten die §§ 16a bis 16g der Gemeindeordnung vergleichbare M6g-
lichkeiten von Biirgerbegehren und Biirgerentscheid, mit denen
Einfluss auf die politischen Entscheidungen der Heimatgemein-
de genommen werden kann. Entsprechende Vorschriften existie-
ren auch in der Kreisordnung (§ 16a — 16f Kr0).

All diese Verfahren beruhen allerdings auf der Grundidee, dass
vorrangig die Biirger selbst die Initiative zur Mitbestimmung er-

greifen — namlich entweder, wenn Unzufriedenheit mit der Mehr- 219



STELLUNGNAHMEN

220

heitsauffassung im Landtag oder in einer Gemeindevertretung
besteht, oder wenn ggf. nur allgemein die Beratung einer poli-
tischen Frage ,angestoBen® werden soll. Ein Anderungsbedarf
an dieser Rechtslage besteht nach Auffassung der CDU-Fraktion
nicht. Durchaus sollte aber verstarkt dariiber aufgeklart werden,
dass bereits heute diese vielfdltigen Mitbestimmungsmadglich-
keiten gebraucht werden kénnen.

Was die Verbindlichkeit von Biirgerentscheiden betrifft, so exi-
stiert z. B. mit § 16g Abs. 8 der Gemeindeordnung bereits eine
Sperrklausel, die eine Gemeindevertretung fiir zwei Jahre an ei-
nen getroffenen Biirgerentscheid bindet. Wenn eine noch wei-
tere Ausweitung solcher Sperrklauseln gewiinschtist, dann mis-
sen dabei aber auch weitere demokratische Grundsdtze bedacht
werden: Neben dem Gedanken, dass in der Demokratie die Biir-
ger mitbestimmen sollen, ist es zugleich eine Kernforderung des
Demokratieprinzips, dass stets der Wechsel der Mehrheits- und
Machtverhdltnisse moglich bleiben muss. Dieser Grundgedanke
gilt nicht nur im Zusammenhang mit Wahlen, sondern auch fir
die Abdnderbarkeit politischer Entscheidungen: Es muss in einer
Demokratie — zumindest prinzipiell — immer auch anderen Mehr-
heiten oderspdteren Generationen méglich bleiben, ihre eigenen
(ggf. abweichenden) Entscheidungen zu treffen. Das gilt auch fur
die Verbindlichkeit und Ab&dnderbarkeit von Biirgerentscheiden.
Unter Respektierung dieses Grundsatzes sieht die CDU-Fraktion
derzeit keinen dringenden Bedarf, die Verbindlichkeit von Biir-
gerentscheiden noch weiter zu verschdarfen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Fiir die SPD-Landtagsfraktion stellen die plebiszitdren Elemente
der Volksabstimmung auf Landes- und kommunaler Ebene eine
wichtige Ergdnzung der reprdsentativen Demokratie dar, diese
kénnen jedoch die Verantwortung der gewdhlten Volksvertrete-
rinnen und -vertreter fiir die politischen Entscheidungen nicht
ersetzen. Diese Instrumente sollen vielmehr den Biirgerinnen
und Biirgern die Méglichkeit geben, , korrigierend“ einzugreifen,
wenn in der Bevdlkerung deutliche Mehrheiten gegen Entschei-
dungen der Volksvertretungen opponieren, oder wenn diese das
Bediirfnis der Beviolkerung nach bestimmten Regelungen nicht,
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oder nicht ausreichend aufgreifen. Daher halten wir eine verstar-
kte, durch den Landtag initiierte Nutzung von Biirgerbegehren,
Volksbegehren oder Volksentscheiden fiir kein geeignetes Mit-
tel, um der Parteien- und Politikverdrossenheit sowie sinkender
Wahlbeteiligung zu begegnen.

Nach unserer, durchaus selbstkritischen Auffassung ist es hier-
fiir vielmehr wichtig, politische Inhalte besser zu vermitteln und
die Arbeit in den kommunalen Vertretungen noch transparenter
zu machen. Auch die politischen Parteien miissen sich noch
mehr darum bemiihen, ihre Ziele an den Bedirfnissen der Biir-
gerinnen und Birger zu orientieren und gegebene Zusagen nach
einer Wahl auch einzuhalten.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die aktive Einbeziehung der Biirgerinnen und Biirger in poli-
tischen Fragen ist der FDP-Fraktion ebenso wichtig wie die Be-
kdmpfung der Parteien- und Politikverdrossenheit. Dafiir stel-
len die Landesverfassung und das Volksabstimmungsgesetz des
Landes Schleswig-Holstein mit den Beteiligungsrechten Volks-
initiative, Volksbegehren, Volksentscheid sowie die Gemein-
deordnung SH mit dem Biirgerentscheid und dem Biirgerbegeh-
ren wirksame Instrumentarien zur Verfiigung. Diese miissen nur
entsprechend und erschépfend genutzt und angewandt werden.
Was mit der Forderung nach einer Neubewertung der Verbindlich-
keit, insbesondere mit Blick auf § 10 Volksabstimmungsgesetz,
bezweckt wird, erschlielt sich nicht. Insofern sieht die FDP-Frak-
tion hier keinen Handlungsbedarf.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Die Proteste in Baden-Wiirttemberg gegen ,,Stuttgart 21“ sind
zum Symbol von vielen BiirgerInnen geworden, die sich von der
Politik nicht mehr verstanden fiihlen. Biindnis go/Die Griinen
wollen den Biirgerinnen-Einfluss stdarken. Dazu gehort z. B. die
Absenkung der Quoren bei Biirger- oder Volksentscheiden.
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Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE tritt entschlossen fiir mehr direkte Demokratie ein.
Volksentscheide miissen verbindlich sein. Blrgerinnen und Biir-
ger miissen in weitaus groBerem Umfang in politische Prozesse
und Entscheidungen eingebunden werden. So wird beispiels-
weise das Konzept des Biirgerhaushalts von den LINKEN als ein
sinnvoller Schritt in die richtige Richtung verfolgt.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Aus Sicht des SSW ist eine stdrkere Beteiligung der Birger, ins-
besondere in strittigen Fragen, die unmittelbare Auswirkung auf
den Alltag der Menschen haben, ein sehrwichtiges Anliegen. Wir
unterstiitzen daher die Forderung, auf diesem Weg der Politik-
verdrossenheit entgegenzuwirken. Nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund schwacher Wahlbeteiligungen und der aktuellen Proteste
bei Infrastrukturprojekten wird deutlich, dass die Moglichkeit
des Biirgerentscheids hdaufiger genutzt werden muss.

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die Instrumente eines Volks-
abstimmungsverfahrens nach den verfassungsrechtlichen Vor-
gaben sowie dem Volksabstimmungsgesetz als Volksinitiative,
Volksbegehren und Volksentscheid bezeichnet werden. Biirger-
begehren und Biirgerentscheide konnen dagegen auf kommu-
naler Ebene in Zusammenhang mit wichtigen Selbstverwaltungs-
aufgaben der Gemeinden durchgefiihrt werden. Aufgrund der
zugeleiteten Unterlagen ist anzunehmen, dass die Forderung,
direkte ,Biirgerentscheide“ gegen Politikverdrossenheit zu nut-
zen, vermutlich nur auf die in Artikel 41 und 42 der Verfassung
des Landes Schleswig-Holstein gewdhrleisteten plebiszitdren
Rechte der Biirgerinnen und Biirger bezogen ist. Die folgende
Stellungnahme konzentriert sich daher auf diesen Bereich.

Nach dem Wortlaut des Antrags und der Begriindung sind die
Antragstellerinnen und Antragsteller offenbar der Auffassung,
es sei Aufgabe des Landtags, Biirgerentscheide herbeizufiihren,
um Biirgerinnen und Biirgern des Landes Schleswig-Holstein die
Moglichkeit zu geben, strittige politische Fragen selbst zu ent-
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scheiden. Wie nachstehend erldautert wird, ist diese Auffassung
nicht zutreffend.

Soweit die Antragstellerinnen und Antragsteller in ihrer Begriin-
dung anfiihren, eine sinkende Wahlbeteiligung und eine stei-
gende Politikverdrossenheit sei in einer direkten Demokratie
mehr als bedenklich, ist zundchst richtigstellend anzumerken,
dass das Grundgesetz als Staatsform eine reprdsentative und
keine direktdemokratische Demokratie vorsieht.

Gleichwohl ist es moglich, in die Verfassung zusatzliche Ele-
mente der direkten Demokratie aufzunehmen. So steht den Biir-
gerinnen und Biirgern des Landes Schleswig-Holstein seit An-
derung der Landesverfassung im Jahr 1990 das Recht zu, den
Landtag im Rahmen seiner Entscheidungszustdandigkeit auch
zwischen den Wahlen mit bestimmten Gegenstanden der poli-
tischen Willensbildung zu befassen. Eingebracht werden kénnen
entweder Anregungen bzw. Resolutionen oder ausgearbeitete
und begriindete Gesetzentwiirfe.

Diese direkt-demokratischen Mitwirkungsbefugnisse in Form
eines Initiativ- und Entscheidungsrechts werden jedoch aus-
schlieBlich dem Landesvolk eingerdaumt. Es kann unter be-
stimmten Voraussetzungen (Zuldssigkeit der Volksinitiative, Zu-
standekommen des Volksbegehrens und des Volksentscheids)
selbst eine unmittelbar demokratische Entscheidung treffen.
Die Wahrnehmung dieser Mitgestaltungsrechte setzt allerdings
voraus, dass gleichgesinnte Biirgerinnen oder Biirger bzw. In-
teressengruppen sich zusammenfinden und von sich aus aktiv
werden, um gemeinsame Ziele zu formulieren und durchsetzen
zu konnen. Damit entspricht die geltende Rechtslage im Grun-
de dem von den Antragstellerinnen und Antragstellern ange-
strebten Ziel nach einer vermehrten aktiven politischen Betati-
gung der Bevdlkerung.

Ein eigenes Recht des Landtags zur Herbeiftihrung eines Volks-
entscheids konnte das Prinzip der reprdsentativen Demokratie
in Frage stellen und ist daher nicht vorgesehen. Lediglich in vor-
wiegend direkt-demokratischen Systemen entscheidet das Volk
durch Volksabstimmungen regelmédfig selbst in Sachfragen.
Eine dementsprechende Anderung der Verfassung ist nicht be-
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SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die SPD befiirwortet die Einfilhrung direktdemokratischer Ele-
mente auf allen staatlichen Ebenen. So heifit es im aktuellen
Grundsatzprogramm: ,lIn gesetzlich festzulegenden Grenzen
sollen sie die parlamentarische Demokratie ergdnzen, und zwar
nicht nurin Gemeinden und Landern, sondern auch im Bund. Wo
die Verfassung der parlamentarischen Mehrheit Grenzen setzt,
gelten diese auch fiir Biirgerentscheide.” Allerdings ist direkte
Demokratie kein Allheilmittel gegen Politikverdrossenheit und
sinkende Beteiligung. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass
bei Volksentscheiden, etwa auf Lander- oder kommunaler Ebe-
ne gesehen, die Beteiligung deutlich niedriger ist als bei Land-
tags- oder Bundestagswahlen. Grundsdtzlich sollte es bei dem
bewdhrten dreistufigen Verfahren der Volksinitiative, des Volks-
begehrens und des Volksentscheids bleiben. Volksinitiativen
sind wortlich Vorschldge, mit denen sich der Landtag (bzw. Bun-
destag) befassen muss. Volksbegehren sind die obligatorische
Vorstufe zum Volksentscheid, der eine verbindliche Entschei-
dung herbeifiihrt. Dabei muss klar sein, dass auch Regelungen,
die aus einem Volksentscheid hervorgehen, dnderbar sein miis-
sen wie jedes andere Gesetz, ggf. aber erst nach einer gewissen
Frist.

(Dr. Hans-Peter Bartels, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-
Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wdhlen allein reicht nicht. Die Demokratie muss mit ihren Ver-
fahren den differenzierten politischen Einstellungen der Wah-
lerinnen und Wahler gerecht werden. Wichtige Entscheidungen
bedirfen einer breiten gesellschaftlichen Diskussion und Le-
gitimation. Wir wollen, dass die Biirgerinnen und Biirger auch
zwischen den Wahlen per Volksinitiative, Volksbegehren und
Volksentscheid — bei Gewdhrleistung der Grundrechte und des
Minderheitenschutzes — tiber wichtige bundespolitische Fragen
entscheiden kénnen, auch wenn deren Umsetzung Geld kostet.
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Wir beflirworten obligatorische Referenden tiber Anderungen des
Grundgesetzes und Uber die Ratifizierung neuer EU-Vertrdge.

28. Politische Gewalt entschieden bekdmpfen
Jil 24/58 NEU NEU

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, politisch
motivierte Gewalt entschieden zu bekdmpfen und konkrete Maj3-
nahmen im Bereich der politischen Bildung zu ergreifen, um po-
litisch motivierten gewaltsamen Gruppen in Schleswig-Holstein
kraftvoll entgegenzutreten und Jugendliche iiber Aufkldrung und
Prdvention aus derartigen Milieus herauszuhalten.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

In Schleswig-Holstein existieren vielfdltige Ansdtze zur Be-
kdmpfung von Gewaltkriminalitdt und politisch motivierter Ge-
walt. Als organisatorische Institution ist in diesem Bereich
z. B. der Rat fiir Kriminalitdtsverhiitung zu benennen, der die
Landesregierung zu aktuellen kriminalpolitischen Fragen berdt.
Als Programm ldsst sich beispielhaft das in Schleswig-Holstein
umgesetzte Bundesprogramm ,Kompetent. Flir Demokratie — Be-
ratungsnetzwerke gegen Rechtsextremismus“ benennen, das
am 31.12.2010 auslief, und das seit dem 01.01.2011 durch das
Folgeprogramm ,Toleranz fordern — Kompetenz stdarken® fortge-
setzt wird.

Als Schwerpunkt bei der Bekdmpfung von politisch motivierter
Kriminalitdt sieht die CDU-Landtagsfraktion — neben der Pra-
ventionsarbeit, einer guten schulischen Bildung und der Arbeit
der Landeszentrale fiir politische Bildung — vor allem die gute
Ausstattung der Sicherheitsbehdrden an. Polizei, Staatsanwalt-
schaften und Gerichte miissen Gewaltkriminalitdt und insbe-
sondere politisch motivierte Gewalt ziigig und konsequent ahn-
den kénnen, da sie in einer demokratischen Gesellschaft keinen
Platz haben.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion unterstiitzt diese Forderung ohne Ein-
schrankung. Wir sind der Auffassung, dass inshesondere bei Ju-
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ven, aber auch durch eine gute und vielfdltige Jugendarbeit von
Vereinen und Verbdnden die wirksamsten Mittel gegen ein Ab-
gleiten in den politischen Extremismus darstellt. Denjenigen,
die bereits in diesen Strukturen verstrickt sind, miissen Aus-
stiegsmoglichkeiten eroffnet werden, die Verfolgung von Straf-
taten muss zligig und angemessen erfolgen.

Die Grundlagen hierfiir haben wir in unserer Regierungszeit ge-
legt, in unseren Antrdgen fiir den Landeshaushalt 2011/2012
haben wir die Kiirzungen der Regierungsfraktionen bei den Zu-
schissen fiir die Forderung von Prdventionsprojekten sowie von
MaBnahmen zur Aufklarung gegen Extremismus und Fremden-
feindlichkeit und weitere Kiirzungen im Bereich von Jugend-, In-
tegrations- und Sozialarbeit abgelehnt.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion ist sich der immer weiter ansteigenden Zahlen
politisch motivierter Straftaten sowohl von links als auch von
rechts bewusst. Dabeiistinsbesondere die Anzahlvon Gewaltta-
ten gegen Polizeibeamte in den letzten Jahren enorm gestiegen.
Daher fordert die FDP-Fraktion die Verbesserung der Nachsorge
nach Gewalteinsdtzen. Dazu gehdren geschultes Personal, die
Forderung der Anerkennung psychischer Erkrankungen und auch
die verpflichtende Gewdhrung von Rechtsschutz durch das Land.
Mit der Neu-Zustandigkeit des Landtages fiir die Landeszentra-
le fiir politische Bildung seit dem o1. Januar 2011 ergeben sich
fir das Parlament neue Méglichkeiten der politischen Bildung
im Bereich politischer Gewalt. Die Entwicklung weiterer Modelle
fiir Projekte zur Forderung der Demokratie und gegen politischen
Extremismus, z. B. tiber Seminare fiir Schulklassen, wird von der
FDP-Fraktion ausdriicklich beflirwortet.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Biindnis 9o/Die Griinen verurteilen jegliche Art von Gewalt. Da-
mit Gewalt erst gar nicht auftritt, setzten wir uns fiir eine Ver-
starkung der Prdventionsarbeit ein. Zudem kritisieren wir die
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von der Landesregierung vorgenommenen Kiirzungen im Bereich
der Bekdmpfung des Rechtsextremismus um 80 Prozent.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE tritt politischer Gewalt entschieden entgegen. Jugend-
arbeit und Netzwerke gegen Rechtsextremismus miissen ge-
stdarkt werden.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Weder bei Links- noch bei Rechtsextremismus haben wir es mit
einer Randerscheinung zu tun. Rechtsextremismus ist genau wie
Linksextremismus und politische Gewalt im Allgemeinen fest in
der Mitte der Gesellschaft verankert. Dies gilt es zu verdndern
und zu verhindern. Die Erziehung zur Demokratie ist ein schwie-
riges und langwieriges Unterfangen. Da sind wir alle gefragt: Ex-
tremistische Einstellungen lassen sich nicht verbieten, sondern
nur langfristig durch die gesellschaftliche Auseinandersetzung
verdandern. lhnen muss vor allem in der Breite der Gesellschaft
mit Zivilcourage und der Vermittlung demokratischer Werte ei-
ner toleranten und solidarischen Gesellschaft begegnet werden.
Besonders die politische Bildung trdgt hier einen Erziehungsauf-
trag und muss auch zukiinftig finanziell abgesichert sein.

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein

Bei der Bekdmpfung links- und/oder rechtsextremistisch moti-
vierter Straftaten kommt der Praventionsarbeit im Jugend-, Sozi-
al- und Bildungsbereich besondere Bedeutung zu.

Prdaventiv agieren heiflt, die Ursachen fiir links- oder rechtsex-
tremes Handeln zu erkennen und durch wirksame und nachhal-
tige Mafinahmen fir ein 6ffentliches Klima zu sorgen, in dem
Links- und/oder Rechtsextremismus keine Chance haben. Dabei
sind langfristige Konzepte und Strategien ebenso wichtig wie ra-
sche, der konkreten Situation angepasste Interventionen. Ziel
der Jugendarbeit ist es, junge Menschen in ihrer individuellen
und sozialen Entwicklung zu fordern und zu starken. Besondere
Leitideen der Jugendarbeit und Jugendbildung sind die gesell-
schaftliche Mitverantwortung, die Solidaritat, Weltoffenheit,
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Toleranz und Aufgeschlossenheit fiir Menschen anderer Nationa-
litdt, Weltanschauung oder Lebensweise.

Wie der Bericht der Landesregierung ,,Bekdmpfung von poli-
tischem Extremismus und Fremdenfeindlichkeit — Starkung der
Demokratie“ (Drs. 16/1287) zeigt, gibt es in Schleswig-Holstein
bereits zahlreiche Mainahmen und Initiativen, diesem Problem
zu begegnen.

Zur Aufkldarung tiber die Gefahren des Rechtsextremismus unter-
stiitzt der Rat fiir Kriminalitatsverhiitung des Landes Schleswig-
Holstein kommunale Projekte, gibt mit dem ,Leitfaden gegen
Rechts“ Hilfestellung fiir kommunale Aktionen und Initiativen
gegen Rechtsextremismus und informiert Eltern mit der aktuali-
sierten Broschiire ,Rechtsextremismus und Gewalt im Jugendal-
ter“ sowie mit der Broschiire ,Rechtsextremismus (ohne) mein
Kind“.

Dartiber hinaus hat der Rat fiir Kriminalitdtsverhiitung mit dem
Titel ,Rechte Spriiche in der Klasse“ einen Ratgeber fiir Pddago-
ginnen und Pddagogen zum Umgang mit rechtsextremistisch ge-
fahrdeten Schiilerinnen und Schiilern veroffentlicht.

Im Jahr 2000 entstand unter dem Titel Verantwortung tiberneh-
men im Norden eine gemeinsame Veranstaltungsreihe, die von
den Landesprdventionsgremien Schleswig-Holsteins, Mecklen-
burg-Vorpommerns, Niedersachsens und dem DGB-Bezirk Nord
getragen wird. Im Rahmen von bisher neun Fachkongressen
(zuletzt 2010 in Lineburg) wurden Projekte und Strategien ge-
gen Rechtsextremismus und Gewalt vorgestellt und diskutiert.
Daraus sind zahlreiche regionale und praxisorientierte Projekte
entstanden. Die Veranstaltungsreihe wird mit der ndchsten Ver-
anstaltung am 19. September 2011 in Libeck fortgesetzt.

Seit 2009 beteiligt sich das Land Schleswig-Holstein am Bun-
desprogramm ,kompetent. fiirDemokratie — Beratungsnetzwerke
gegen Rechtsextremismus®, das 2011 in das Folgeprogramm ,,To-
leranz fordern — Kompetenz starken® iberfiihrt wurde. Zur Um-
setzung dieser Bundesprogramme wurde eine beim Landesrat fir
Kriminalitatsverhiitung angesiedelte Landeskoordinierungsstel-
le eingerichtet. Diese hat ein landesweites Beratungsnetzwerk,
das aus staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen und Tra-
gern besteht eingerichtet, welches sich in Form einer Standigen
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AG konstituiert hat. Seitdem kénnen sich alle Einzelpersonen
und Institutionen, die sich aufgrund von rechtsextremen, frem-
denfeindlichen oder antisemitischen Vorfdllen verunsichert, be-
eintrachtigt oderbedroht fiihlen, an das Beratungsnetzwerk wen-
den. Die Erstberatung wird von drei Beratern, die bei der Aktion
Kinder- und Jugendschutz (AKJS) sowie bei der AWO beschéftigt
sind, durchgefiihrt. Die AKJS berdt im Schwerpunkt Schulen und
Jugendeinrichtungen, wenn Probleme durch rechtsorientierte
Jugendliche bestehen und bietet prdventive Fortbildungen fir
Lehrkrédfte und Fachkrédfte der Jugendarbeit an. Die AWO-Erstbe-
ratung richtet sich im Schwerpunkt an potentielle Opfergruppen,
beispielsweise Menschen mit Migrationshintergrund.

Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
fordert seit 2010 gesondert auch Modelprojekte zur Prdvention
von Linksextremismus. In Schleswig-Holstein besteht hierzu
das Projekt ,Jugend fiir Demokratie und gegen Extremismus*,
welches vom Jugendhof Scheersberg in Quern (bei Flensburg)
umgesetzt wird.

ZurVerfolgung des Zieles, dass Gewalt und rechtsextremistische
Einstellungen unter Kindern und Jugendlichen zuriickgehen und
interkulturelle Padagogik in Schule, Kindertagesstatten und Ju-
gendeinrichtungen als Querschnittsaufgabe wahrgenommen
wird, fordert das MASGF die AKJS zusdtzlich institutionell. Als
Fachstelle fur Pravention koordiniert die AKJS beispielsweise
das Projekt ,,Schulen ohne Rassismus — Schule mit Courage* fiir
Schleswig-Holstein.

Im Projektbericht ,,Rechtsextremismus online 2009“ (versffent-
licht 2010) stellt jugendschutz.net fest, dass mit 1.872 rechts-
extremen Websites ein Zuwachs um 10% gegeniiber 2008 zu
verzeichnen war. Dieser Zuwachs sei vor allem auf verstarkte
Netzaktivitdten rechtsextremer Parteien und aus dem Neonazi-
spektrum zuriickzufiihren gewesen. Die von allen Bundesldn-
dern und Landesmedienanstalten gemeinsam finanzierte Zen-
tralstelle fiir Jugendschutz in Mediendiensten, jugendschutz.
net, erreichte im Berichtszeitraum, dass durch direkte Kontakt-
aufnahme zu den Providern 90% der unzuldssigen Angebote und
Inhalte aus dem Internet entfernt wurden.
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CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Kinder und Jugendliche fiir ein demokratisches, tolerantes und
vielfdltiges Miteinander zu begeistern, ist ein wichtiges Ziel
der CDU-gefiihrten Bundesregierung und der CDU-Landesgrup-
pe. Rechtsextremismus, Linksextremismus und islamischer Ex-
tremismus richten sich — jeder in eigener Form und Ausprdgung
— gegen die grundlegenden Werte unserer freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung. Die Finanzansdtze der bestehenden
Bundesprogramme ,Vielfalt tut gut. Jugend fiir Vielfalt, Toleranz
und Demokratie“ sowie ,kompetent. Fiir Demokratie — Bera-
tungsnetzwerke gegen Rechtextremismus® in Hohe von 24 Mil-
lionen Euro stehen unverdndert bereit. Damit zeigen wir, dass
wir die Bekdampfung des Rechtsextremismus auch zukiinftig sehr
ernst nehmen. Fiir den Kampf gegen Linksextremismus und isla-
mischen Extremismus haben wir die Initiative ,Demokratie star-
ken*“ entwickelt, die bereits erfolgreich anldauft. Die Initiative
setzt — dhnlich wie die Prdventionsprogramme des Bundesfami-
lienministeriums gegen Rechtsextremismus — vorrangig im pa-
dagogischen, integrativen und bildungsorientierten Bereich an.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Konsequent fiir eine gesellschaftliche Demokratieoffensive
steht nur die Sozialdemokratie. In den vergangenen zehn Jahren
haben wir auf diesem Weg wichtige Meilensteine gesetzt. Unsere
Demokratie kann sich gerade in diesem Themenfeld keine Riick-
schritte leisten!

Die schwarz-gelbe Regierungskoalition hat vereinbart, dass die
staatlich finanzierten Programme zur Demokratieforderung kiinf-
tig in ein ,Extremismusbekdmpfungs-Programm®“ umgewandelt
werden. Sie sollen sich gleichzeitig gegen linken und rechten
Extremismus sowie gegen Auslanderextremismus richten. Tat-
sache ist: Schon immer richteten sich die entsprechenden Pro-
gramme gegen alle Formen von Extremismus — wobei ein sinn-
voller Schwerpunkt auf den Einsatz gegen Rechtsextremismus
als dem in Art und Umfang gefahrlichsten Problembereich gelegt
wurde. Rechts- und Linksextremismus gleich zu setzen und da-
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mit eine Gleichwertigkeit der verschiedenen Extremismuspoten-
tiale zu unterstellen, zeigt, dass die Koalition aus ideologischen
Griinden den Kontakt zur Realitdt verloren hat. In einer Situati-
on, in derunsere Demokratie in unverdndert starker Weise durch
den Rechtsextremismus herausgefordert ist, die Mittel fiir die
entsprechenden Aufgaben nicht aufzustocken, ist fiir uns als
Sozialdemokraten nicht akzeptabel. Wichtig ist fiir uns die Ver-
stetigung von bewdhrten Projekten durch eine langfristige und
verldssliche Forderung auf Bundesebene. Mit absurden Rechts-
Links-Gleichsetzungen aus der ideologischen Mottenkiste will
sich die CDU/CSU/FDP-Koalition dieser Verantwortung entzie-
hen. Dies ist hochst bedenklich angesichts der Tatsache, dass
die extreme Rechte durchaus auch in jiingerer Zeit politische Ge-
landegewinne erreichen konnte, vor allem bei Kommunalwahlen
in den ostdeutschen Ldandern. Rechtsextreme Organisationen
wie NPD, JN und Freie Kameradschaften verfiigen iiber eine an-
haltend grofle Anziehungskraft, insbesondere fiir Jugendliche
und junge Erwachsene. Dennoch ist Rechtsextremismus kein
reines Jugendproblem. Vielerorts und nicht nur in Ostdeutsch-
land konnten sich extrem rechte Alltagskulturen etablieren oder
dominieren gar das gesellschaftliche Zusammenleben.

(Sénke Rix, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein, SPD-
Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Der Kampf gegen Rechtsextremismus, Behindertenfeindlichkeit,
Antisemitismus, Rassismus und Homophobie ist auch ein Kampf
flir unsere Demokratie.

Braunes Gedankengut ist auch in der Mitte der Gesellschaft weit
verbreitet. Das konnen wir als Gesellschaft nicht langer hinneh-
men! Wir miissen ein gesellschaftliches Klima schaffen, das dem
Rechtsextremismus den Boden entzieht. Wir miissen rechtsex-
tremistische Propaganda und alle Formen von Rassismus und
Antisemitismus dchten und mit allen rechtsstaatlichen Mitteln
unterbinden. Ein zentraler Punkt ist dabei die Information tber
die Verbrechen der Nazizeit — in Schulen, Medien, durch Ge-
denkorte wie die ehemaligen Konzentrationslager, das Mahnmal

231



STELLUNGNAHMEN

232

fiir die ermordeten Juden Europas und weitere Gedenkorte fir
Sinti und Roma, Euthanasieopfer und Homosexuelle. Wir miis-
sen rechtsextremistische Strukturen transparent machen und
ihnen den finanziellen Nahrboden entziehen. Wir brauchen at-
traktive demokratische Netzwerke, die Gegenangebote machen.
Zivilgesellschaftliche Initiativen gegen Rechtsextremismus akti-
vieren demokratische Krafte, beraten fachkundig, helfen Opfern
und werben offentlich fiir mehr Vielfalt, Offenheit und Toleranz.
Menschen, die diese — oftmals ehrenamtliche — Arbeit machen,
verdienen unseren ganzen Respekt. Aber fiir ihre Arbeit brau-
chen sie auch eine solide und dauerhafte finanzielle Unterstit-
zung. Zum Kampf gegen Rechtsextremismus gehdrt schlieflich
auch das entschlossene Eintreten fiir Gleichbehandlung und ge-
gen Diskriminierung. Wir brauchen in der Fldche mobile Opferbe-
ratungsteams, die verhindern, das Opfer rechtsextremer Straf-
taten sich aus Angst aus dem o&ffentlichen Leben zuriickziehen.
Polizei und Justiz miissen fiir rechtsextreme Strukturen sensibi-
lisiert werden und alle rechtlichen Méglichkeiten ausschopfen,
um Rechtsextremen die Arbeit zu erschweren.

29. Positive Anrechnung von Freiwilligendiensten und anderen
gesellschaftlichen Diensten oder Ehrendmtern bei der Vergabe
von Studienpldtzen JiL 24/32+33 NEU NEU
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgefordert, die Ab-
leistung von Freiwilligendiensten wie dem Freiwilligen, Sozialen,
Okologischen und Kulturellen Jahr sowie die jahrelange (min-
destens 2 jdhrige) Aktivitit in Jugendorganisationen, kommu-
naler Selbstverwaltung oder kirchlichen Einrichtungen auf die
Durchschnittsnote bei der Vergabe von Studienplitzen anzu-
rechnen, um das gesellschaftliche Engagement junger Menschen
angemessen zu wiirdigen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Fiir die CDU-Fraktion hat die ehrenamtliche Tatigkeit einen ho-
hen Stellenwert. Mit der im Januar 2011 auf Initiative der CDU-
und FDP-Fraktion im Landtag beschlossenen ,Initiative fiir das
Ehrenamt in Schleswig-Holstein“ (Drs. 17/1190) tritt die CDU ak-
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tiv fiir eine Forderung des freiwilligen Engagements fiir die Ge-
sellschaft ein.

Es wird in der ersten Jahreshélfte 2011 nun dazu kommen, dass
die Landesregierung bis Mai 2011 einen Katalog mit Vorschldagen
zur Verbesserung der ehrenamtlichen Strukturen in Schleswig-
Holstein ausarbeitet. Parallel dazu wird im Innen- und Rechts-
ausschuss des Landtags eine groe Anhdrung durchgefiihrt, um
auch die Anregungen von Betroffenen aufzunehmen. Der Idee,
dass die Freiwilligendienste eine noch positivere Wiirdigung er-
fahren, steht die CDU positiv gegeniiber. Ob es im Einzelfall al-
lerdings fiir jede Art des gesellschaftlichen Engagements stets
eine Bevorzugung bei der Vergabe von Studienpldtzen geben
kann, muss mit Blick auf die Art der freiwilligen Tatigkeit und die
Art des Studienganges sehr sorgsam gepriift werden.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Wer einen obligatorischen oder freiwilligen Dienst ableistet, darf
dafiir nicht doppelt benachteiligt werden, etwa bei der Verga-
be von Studienpldtzen. Das hat bisher schon gegolten, und das
muss auch in Zukunft gelten, wenn die obligatorischen Dienst-
verpflichtungen bei der Bundeswehr oder im Zivildienst weg-
fallen. Die Hochschulen haben unter unserer Mitverantwortung
mehr Moglichkeiten erhalten, sich ihre Studienplatzbewerber
auszusuchen. Wir treten dafiir ein, dass sie dabei auch Quali-
fikationen beriicksichtigen, die auBBerhalb der Schule erworben
wurden, wenn sie fiir das entsprechende Studienfach von Bedeu-
tung sind.

Eine bloe ehrenamtliche Mitarbeit in Vereinen und Verbdnden
kann unserer Auffassung nach keine garantierte Besserstellung
bei der Vergabe von Studienpldtzen oder von Arbeitspldatzen be-
griinden.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion sieht ehrenamtliche Arbeit gerade auch von
jungen Menschen als einen wichtigen Bestandteil einer moder-
nen demokratischen Gesellschaft an. In vielen Bereichen setzt

sich die FDP-Fraktion daher fiir eine weitere Stdarkung des Eh- 233
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renamtes ein. Eine Anrechnung ehrenamtlicher Tatigkeit auf die
Durchschnittsnote bei der Vergabe von Studienpldtzen wird je-
doch aus Griinden der drohenden Verzerrung bei der Bewertung
von Leistungen abgelehnt. Vielmehr ist denkbar, ehrenamtliche
Tdtigkeiten junger Menschen im Rahmen eines zusdtzlichen Kri-
teriums (z. B. sogenannte Sozialpunkte) bei der Studienplatzver-
gabe zu berilicksichtigen, dhnlich wie es die Leuphana-Universi-
tat zu Lineburg schon betreibt.

Die Starkung ehrenamtlicher Strukturen ist ein Schwerpunkt von
FDP und CDU. Die regierungstragenden Fraktionen haben aus
diesem Grund eine Initiative zur Starkung des Ehrenamtes in den
Landtag eingebracht, um die Attraktivitdt zu erhéhen. Die ent-
sprechenden Rechtsgrundlagen des Landes sollen hierbei tiber-
priift, entbiirokratisiert und biirgerfreundlicher gestaltet wer-
den.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Die Anrechnung eines solchen Engagements erscheint uns sinn-
voll, sie sollte aber von den Hochschulen ausgestaltet werden
kénnen. Wir priifen, inwieweit das im Hochschulzulassungsge-
setz geregelt werden kann.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE will ehrenamtliches und politisches Engagement for-
dern und wiirde eine Anrechnung bei der Vergabe von Studien-
pldtzen sehr begrifien.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW begriiRt, dass Schiilerinnen und Schiiler an schleswig-
holsteinischen Schulen mittlerweile die Moglichkeit haben, ihr
ehrenamtliches Engagement in ihr Zeugnis hinzufiigen zu las-
sen. Darliber hinaus meint der SSW auch immer noch, dass Eh-
renamter im Rahmen der Hochschulzulassung als Zusatzquali-
fikation anerkannt werden sollen. Ebenso steht der SSW einer
Vergabe von Leistungspunkten fiir ehrenamtliches Engagement
offen gegeniiber. Einige Studienordnungen legen bereits heu-
te den Erwerb von berufsfeldbezogenen Zusatzqualifikationen
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fest, so dass zum Beispiel in diesem Bereich eine Vergabe von
Leistungspunkten fiir ehrenamtliches Engagement moglich wére.
Einer Diskussion tiber die Anrechnung von Freiwilligendiensten
und anderen Ehrendmtern bei der Vergabe von Studienpladtzen,
steht der SSW offen gegeniiber.

Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt, landliche Rdume des
Landes Schleswig-Holstein

Das MLUR unterstiitzt diesen gedanklichen Ansatz, weist aller-
dings darauf hin, dass eine Gleichbehandlung der Jugendfreiwil-
ligendienste FS) und FOJ mit allen anderen Freiwilligendiensten
gewdhrleistet sein muss. AuBBerdem sollte beriicksichtigt wer-
den, einen entsprechenden Anreiz auch fiir diejenigen jungen
Menschen vorzusehen, die sich um eine andere Form der Berufs-
ausbildung als ein Studium (z. B. eine Lehre) bemiihen.
Beriicksichtigt werden muss zudem, dass die bisherigen Jugend-
freiwilligendienste auf der Grundlage eines Bundesgesetzes
ausgefiihrt werden, so dass die eigentliche Handlungskompe-
tenz hierflir beim zustdndigen Bundesministerium fir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend liegt.

Ministerium fiir Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des
Landes Schleswig-Holstein

Nach § 4 Abs. 2 Hochschulzulassungsgesetz (HZG) diirfen Stu-
dienbewerbern, die ein Jugendfreiwilligendienst nach dem Ju-
gendfreiwilligendienstgesetz abgeleistet haben, keine Nach-
teile daraus entstehen. D. h. sie erhalten, wenn sie vor Antritt
ihres Dienstes bereits einen Studienplatz erhalten haben, nach
Beendigung ihres Dienstes wieder einen entsprechenden Stu-
dienplatz. Dies gilt bundesweit in den Studiengdngen, die zen-
tral durch die Stiftung fiir Hochschulzulassung vergeben werden
(zentrales Vergabeverfahren) als auch fiir die in Schleswig-Hol-
stein zulassungsbeschriankten Studiengdnge (6rtliche Vergabe-
verfahren).

Im Rahmen des allgemeinen Auswahlverfahrens werden die Stu-
dienpldtze nach dem Grad der Qualifikation, nach Wartezeit und
nach einem besonderen Auswahlverfahren der Hochschulen ver-
geben.
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Die Auswahl nach dem Grad der Qualifikation erfolgt nach der

Durchschnittsnote. Eine Anrechnung eines besonderen gesell-

schaftlichen Engagements auf die Durchschnittsnote gibt es so-

wohl im bundesweiten zentralen Verfahren als auch in den o6rt-
lichen Auswahlverfahren in SH bislang nicht.

Im Rahmen des Auswahlverfahrens an den Hochschulen werden

die Studienpldtze nach folgenden Mastdben vergeben:

1. nach dem Grad der Qualifikation,

2. nach den gewichteten Einzelnoten der Qualifikation fiir das
gewdhlte Studium, die Uiber die fachspezifische Eignung Aus-
kunft geben,

3. nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studierfdhig-
keitstests,

4. nach der Art einer Berufsausbildung oder Berufstatigkeit,

5. nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzufiihren-
den Gesprdchs mit den Bewerberinnen und Bewerbern (Aus-
wahlgesprdch), das Aufschluss tiber die Motivation der Be-
werberin oder des Bewerbers und liber die Identifikation mit
dem gewdhlten Studium und dem angestrebten Beruf geben
sowie zur Vermeidung von Fehlvorstellungen tber die Anfor-
derungen des Studiums dienen soll, oder

6. auf Grund einer Verbindung von Mafistdben nach den Ziff. 1
bis 5.

Im Rahmen dieser AuswahlmaBstdbe konnen die Hochschulen

ihr Auswahlverfahren frei gestalten.

Das Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit teilt zu diesem
Punkt folgendes mit:

Gesetzlich geregelt sind die Rahmenbedingungen fiir das Freiwil-
lige Soziale Jahr (FS)) im Gesetz zur Férderung eines freiwilligen
sozialen Jahres (JFDG). Im JFDG sind keine direkten ,Vergiinsti-
gungen® festgeschrieben, da einige nur vom Bund und andere
wiederum nur von den Bundesldandern gewdhrt werden kénnten.
Insbesondere die hier angesprochene Vergabe von Studienplat-
zen liegt in der Regelungshoheit der Bundesldnder. Es ist daher
eine einheitliche Gestaltung anzustreben. Im Rahmen des neuen
Bundesfreiwilligendienstes (BFD) hat die Bundesregierung zuge-
sagt, dass ,Vergiinstigungen® des BFD auch fiir FSJ/FO) gelten
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sollen. Um welche es sich dabei handeln wird, ist zurzeit noch
nicht bekannt. Die Landesregierung wird sich weiterhin fiir eine
einheitliche Gestaltung von ,Vergiinstigungen® auf Bundesebe-
ne einsetzen.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundes-
tag

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich seit langem fiir eine star-
kere Anerkennung von Freiwilligendiensten ein. Dazu gehdren
nicht allein monetdre Vorteile, wie beispielsweise vergiinstigte
Fahrten im OPNV oder erméaRigte Preise in kommunalen Einrich-
tungen, sondern auch eine stdarkere Anerkennung in Bezug auf
nachfolgende Lebensstationen, wie bspw. Studium oder Aus-
bildung. Die Hochschulen haben in den vergangenen Jahren im-
mer mehr die Méglichkeit, sich ihre Studentinnen und Studenten
auszuwdhlen. Wir fordern sie und auch Unternehmen dazu auf,
ein geregeltes freiwilliges Engagement im Rahmen eines Ju-
gendfreiwilligendienstes dabei positiv zu beriicksichtigen. Die
SPD-Bundestagsfraktion bewertet im Ubrigen das Engagement
in einem Jugendfreiwilligendienst anders als ein weniger gere-
geltes sonstiges Engagement in der Freizeit. Den Hochschulen
bleibt es aber anheim gestellt, ob sie auch ungeregeltes Engage-
ment stdarker berticksichtigen.

(Sénke Rix, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein, SPD-
Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Freiwilligendienste leisten einen wichtigen Beitrag fiir eine mo-
derne, demokratische und solidarische Biirgergesellschaft. Als
eine besondere Form biirgerschaftlichen Engagements und sozi-
alen Lernens, tragen Freiwilligendienste zur Persdnlichkeitsent-
wicklung und gesellschaftlichen Verantwortung bei. Vor allem
fur teilnehmende Jugendliche und Heranwachsende sind Frei-
willigendienste wertvolle Erfahrungsrdume und Bildungszeit zur
personlichen und beruflichen Orientierung. Daher setzt sich die
Griine Bundestagsfraktion fiir die Beriicksichtigung von Freiwil-

ligendienste als Wartesemester ein.
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30. Auf Organmangel reagieren JiL 24/45 NEU NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein mdge die Landesregierung be-
auftragen, sich im Bundesrat dafiir einzusetzen, die Akzeptanz
von Organspenden in der Bevilkerung zu erhéhen. Hierfiir wire
es denkbar, den Prozess zum Werden eines Organspenders er-
heblich zu erleichtern, indem zum Beispiel beim Erreichen der
Volljihrigkeit, dem Erneuern des Ausweises, Fiihrerscheins oder
dhnlichem, eine Entscheidung getroffen werden muss, ob man
Organspender werden mdchte und dies schnell und unbiirokra-
tisch umgesetzt wird. Der Widerruf soll méglichst einfach ge-
staltet werden. Aufierdem sollte die Offentlichkeitsarbeit zum
Thema Organspenden demnach ausgeweitet werden, um die Be-
vilkerung dafiir zu sensibilisieren.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die CDU setzt sich fiir eine signifikante Erhéhung der Organ-
spendebereitschaft in Deutschland ein. Umfragen haben erge-
ben, dass die Bereitschaft, nach dem Tod Organe und Gewebe
zu spenden, in Deutschland bei 67 Prozent liegt. Gleichzeitig ha-
ben jedoch nur 17 Prozent der Befragten ihre Entscheidung in
einem Organspendeausweis dokumentiert. Daher unterstiitzen
die Abgeordneten eine angestrebte Initiative, eine Anderung des
Organspenderechts durch das Bundesgesundheitsministerium
tiberpriifen zu lassen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Gegen den dramatischen Mangel an Spenderorganen in Deutsch-
land miissen neue Wege und Losungen gefunden werden. Um das
Vertrauen der Bevolkerung in die Organtransplantation weiter zu
starken und die Spendenbereitschaft zu erhdhen, sind mehr In-
formationen und eine gréfBere Transparenz im Bereich der Organ-
transplantation notwendig. Des Weiteren wdre der Weg einer ein-
maligen verpflichtenden Abfrage und den moglichen Eintrag in
den Ausweis oder Fithrerschein zu prifen.
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Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

In Deutschland herrscht ein Mangel an Spenderorganen. Partei-
libergreifend besteht Einigkeit dariiber, dass Handlungsbedarf
besteht. Die FDP-Fraktion unterstiitzt die von der Landesregie-
rung initiierten Aktionen ,VYon Mensch zu Mensch“ und ,,Organ-
spende macht Schule”.

Bei der Organspende handelt es sich um ein sehr sensibles und
persdnliches Thema, dem die in Deutschland bestehende er-
weiterte Zustimmungslosung Rechnung tragt. Die FDP steht zu
dieser Losung. Eine zusdtzliche Ausweitung von Informations-
moglichkeiten bei der Personalausweisverlangerung und der
Erlangung des Fihrerscheines wird ausdriicklich beflirwortet.
Gezielt sollten junge Erwachsene mit Informationsmaterial an-
gesprochen werden.

Weiterhin setzt sich die FDP-Fraktion auch dafiir ein, die Mog-
lichkeit von Lebendspenden sachgerecht auszuweiten (also so-
genannte ,cross-over“-Spenden zwischen Paaren, ein finan-
zieller Anreiz muss aber immer ausgeschlossen bleiben) und
flachendeckend Transplantationsbeauftragte in Kliniken einzu-
setzen. Auch sollte neben dem Organspendeausweis ein zen-
trales Organspenderegister eingefiihrt werden, in das sich jeder
eintragen und auch einfach wieder austragen lassen kann. Das
Transplantationsgesetz bietet diese Moglichkeit bereits. Trans-
plantationsbeauftragte konnten dann bei einem mdoglichen To-
desfall auf einen gesicherten Server zugreifen, um eine mdog-
liche Spendebereitschaft zu tberpriifen. Dieses Verfahren wird
in mehreren europdischen Landern erfolgreich angewendet.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Die Information tGiber das Thema Organspende muss weiter ver-
bessert, ihre Akzeptanz erhdht und die Anzahl der Transplanta-
tionen gesteigert werden. Hierflir halten wir die verpflichtende
Einrichtung von Transplantationsbeauftragten an Krankenhdu-
sern durch Landesrecht fiir erforderlich. Die Entscheidung fiir
oder gegen die Bereitschaft zur Organspende bleibt eine indi-

viduelle. Deshalb lehnen wir eine grundsétzliche Verfahrensum- 239
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kehr (wersich nicht erklart, ist Spender) ab und halten auch einen
Zwang sich erkldren zu missen, nicht fir den richtigen Weg.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Um dem Mangel an Organen fiir Transplantationen entgegenzu-
wirken, wiirde DIE LINKE eine Forderung der Vergabe von Organ-
spenderinnenausweisen sehr begrifien.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW unterstiitzt die Forderung nach einer vereinfachten und
weniger biirokratischen Organspendenregelung. Neben der Ver-
einfachung des Prozesses zum Werden eines Organspenders
miissen in der Tat auch grof3ere Teile der Bevolkerung fiir dieses
wichtige Thema sensibilisiert werden. Dariiber hinaus scheint es
dem SSW notwendig, die Regelungen fiir eine Organspende nach
dem Tod zu Uiberdenken. In anderen Landern, so beispielsweise
in Osterreich, muss der einzelne ausdriicklich angeben, wenn er
seine Organe nach seinem Tod nicht spenden mdchte. Auch bei
der mangelnden Bereitschaft vieler Kliniken, ihre potentiellen
Spender zu melden, sollte aus unserer Sicht angesetzt werden.

Ministerium fiir Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes
Schleswig-Holstein

Die schleswig-holsteinische Landesregierung setzt sich aktiv fiir
die Erhohung der Spendebereitschaft ein. Hierbei setzt sie u.a.
auf die moglichst frithzeitige Information der Bevolkerung (z. B.
das Schulprojekt ,,Organspende macht Schule®) und Verbesse-
rung der strukturellen Rahmenbedingungen (z. B. Einfiihrung
von Transplantationsbeauftragten in Krankenhdusern). Bei der
Organspende handelt es sich um ein sehr sensibles und person-
liches Thema, dem die in Deutschland bestehende erweiterte Zu-
stimmungslosung Rechnung tragt.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die CDU-Landesgruppe unterstiitzt Initiativen, welche die Ak-
zeptanz von Organspenden weiter erhdhen. Eine Mdglichkeit die
wir priifen, ist die Einfiihrung einer sogenannten Widerspruchs-
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losung im Gegensatz zu der derzeit bestehenden Zustimmungs-
losung. Diese Widerspruchslésung wird in verschiedenen euro-
pdischen Ldandern schon langer erfolgreich praktiziert. Darliber
hinaus unterstiitzen wir eine Gesetzesinitiative, die beinhaltet,
dass groflere Krankenhduser einen arztlichen Transplantations-
beauftragten benennen miissen, der die Kommunikation zwi-
schen den Fachabteilungen einer Klinik sowie mit der Koordinie-
rungsstelle fiir Organtransplantation optimal sicherstellt und
Patienten und ihren Angehdrigen das Gesprdch liber eine még-
liche postmortale Organspende anbietet.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die Bereitschaftzu OrganspendeninderBevolkerungzu erhdhen,
ist ein Anliegen der SPD-Bundestagsfraktion, das auch den Peti-
tionsausschuss des Deutschen Bundestages bereits beschaftigt
hat, zuletzt im November 2010. Hier wurden verschiedene An-
sdtze diskutiert, wie sich die Organspendesituation in Deutsch-
land verbessern ldsst. So hat sich in einigen Bundesldndern der
Einsatz von Transplantationsbeauftragten in Krankenhdusern
bewdhrt. Der Ausschuss hat sich zudem dafiir ausgesprochen,
ein zentrales Register zur Verwaltung der Spendenbereitschaft
einzurichten. Von diesen mdglichen Mafinahmen abgesehen
ist fir eine Erhohung der Spendenbereitschaft unserer Ansicht
nach aber vor allem notwendig, im Organspendegesetz hin-
sichtlich der Zustimmungsregelung zu einer Anderung zu kom-
men. Die Neugestaltung des Gesetzes muss offentlich breit dis-
kutiert und seitens des Gesetzgebers besonders behutsam und
verantwortungsvoll gestaltet werden, da es sich hier um einen
ethisch duBerst sensiblen Bereich handelt. Der Vorsitzende der
SPD-Bundestagsfraktion Dr. Frank-Walter Steinmeier hat sich fir
die sogenannte ,Entscheidungslosung® ausgesprochen, bei der
jeder Biirger zu Lebzeiten erklaren muss, ob er im Falle seines
Todes Organe spenden will. Beflirworter dieses Ansatzes gibt es
auch in den Reihen der Union und der Griinen. Gemeinsam soll in
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den ndchsten Monaten ein fraktionsiibergreifender Gesetzent-
wurf erarbeitet werden.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein der SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Im Jahr 2009 konnte mit 1.217 Organspendern in Deutschland
der Abwaértstrend des Vorjahres von 1.198 Organspenden zumin-
dest aufgehalten werden. Das ist beruhigend, warten doch iber
12.000 Menschen hierzulande dringend auf ein Spenderorgan.
Beunruhigend hingegen ist, dass seit einigen Tagen wieder ver-
starkt Forderungen nach einer Widerspruchslosungim Transplan-
tationsgesetz erhoben werden. So hat etwa der 113. Deutsche
Arztetag im Mai 2010 einen entsprechenden Beschluss gefasst.
Die Widerspruchsldsung fihrt nicht automatisch zu mehr Organ-
spenden, wie auch internationale Vergleiche zeigen. In Spani-
en, von Beflirwortern der Widerspruchslosung immer wieder als
Musterland angefiihrt, wird diese faktisch gar nicht praktiziert.
Die weltweit hchsten Spenderzahlen erreicht man hier tiber die
Bereitstellung von Transplantationsbeauftragten, durch eine
sehr gute Koordinierung und eine gute finanzielle Ausstattung
des Systems. In Mecklenburg-Vorpommern wurden in der Ver-
gangenheit dhnliche Spitzenwerte erzielt — trotz Zustimmungslo-
sung. Das Selbstbestimmungsrecht der Biirgerinnen und Biirger
hat fiir uns — auch tber das Lebensende hinaus — einen grofen
Stellenwert. Wir pladieren daher fiir die Beibehaltung der erwei-
terten Zustimmungslosung. Anstatt nach Gesetzesdnderungen
zu rufen, muss man sich Gedanken tber die Optimierung der be-
stehenden Strukturen machen. Dazu gehdrt zum Beispiel eine
Konkretisierung der Meldepflicht im Transplantationsgesetz,
mehr qualifizierte Transplantationsbeauftragte an Kliniken und
die Forderung der Zusammenarbeit aller Akteure. Zudem mis-
sen Politik, Arzteschaft, Kliniken und Krankenkassen versuchen,
durch sehr behutsame Aufkldarung Vertrauen gegeniiber der Or-
ganspende aufbauen.



STELLUNGNAHMEN

31. Konsequenteres Durchgreifen bei Ersttitern JiL 24 NEU
Bei straffillig gewordenen Ersttitern sollte eine umfassende
Wiedergutmachung an die Gesellschaft geleistet werden, vor-
rangig in Form von sozialer Arbeit, was gesetzlich bereits mog-
lich ist, aber nicht konsequent angewendet wird. Dieses sollte
zum Ausgleich des entstandenen Schadens des Geschdidigten
geleistet werden, von einem Strafverfahren sollte bzw. kann ab-
gesehen werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Behandlung von jugendlichen Straftdtern erfolgt durch die
Jugendgerichte. In die Eigenstdandigkeit der Gerichte und Richter
darf der Schleswig-Holsteinische Landtag auf Grund der Gewal-
tenteilung nicht eingreifen.

Durchaus ist zwar eine Verscharfung des Jugendstrafrechts még-
lich, nach dem die Richter ihre Fdlle zu beurteilen haben. Die
entsprechenden Rechtsgrundlagen — vor allem das Jugendge-
richtsgesetz — zu dndern, liegt allerdings in der Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundestages und nicht des Schleswig-Holstei-
nischen Landtags (weiter hierzu auch Antwort 35).

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SPD-Landtagsfraktion unterstiitzt die Forderung nach kon-
sequenter Reaktion auf Straftaten von Ersttdatern. Die zu verhédn-
genden Mafinahmen sind jedoch von unabhédngigen Gerichten auf
der Basis einer tat- und schuldangemessenen Strafe zu verhdn-
gen. Je nach Umstdnden des Einzelfalls, Persdnlichkeit des Ta-
ters sowie Schwere der Schuld kénnen hier Manahmen der Wie-
dergutmachung am Opfer oder der Gesellschaft im Vordergrund
stehen, oder fiir die Sicherheit der Allgemeinheit schwerere
Sanktionen erfordern. Mit dem in unserer Regierungszeit ein-
gefiihrten Diversionserlass wurde bereits der Anfang gemacht,
in geeigneten Fdllen durch Tdter-Opfer-Ausgleich, Schadensre-
gulierung oder Verwarnungen von Strafverfolgung abzusehen,
wenn allein die Reaktion auf die Straftat als ausreichend ange-
sehen wurde, auf den Tdter einzuwirken.
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Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion setzt sich seit jeher fiir die konsequente An-
wendung der bestehenden rechtlichen Moglichkeiten, auch und
gerade im Jugendstrafrecht, ein. Dies hat immer Prioritdt vor jeg-
lichen Strafverschdrfungen. Wie aber die unabhdngigen Jugend-
richter von Fall zu Fall letztlich sanktionieren, ist dem Einfluss
der Politik entzogen. Hier kann nur immer wieder an die zustdn-
digen Richter appelliert werden, die gesamte ,,Sanktionspalet-
te“ des Jugendgerichtsgesetzes mit seinem Hauptaugenmerk auf
dem Erziehungsgedanken auszunutzen und anzuwenden. Grund-
sdtzlich sind Arbeitsleistungen (sog. Sozialstunden) als Erzie-
hungsmafiregel sowie als Auflage im Rahmen anzuwendender
Zuchtmittel dabei aus Sicht der Fraktion wirksame Instrumen-
tarien, den klassischen jugendlichen Ersttdtern das Unrecht der
Tat vor Augen zu fiithren und einen gewissen Ausgleich mit der
Gesellschaft zu erreichen. Von der Durchfiihrung eines Jugend-
gerichtsverfahrens kann nur im Rahmen der Diversion gemafd
§ 45 )GG oder nach Anklageerhebung nach § 47 JGG abgesehen
werden. Auch diese Méglichkeiten des Absehens von bzw. der
Einstellung der Strafverfolgung sind nach Meinung der FDP-Frak-
tion vollig hinreichend.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Eine kriminelle Karriere sollte gestoppt werden, bevor Jugendli-
che zu Intensivtdtern werden. Deshalb ist es wichtig, Verfahren
zu beschleunigen. Einen Warnschussarrest halten wir fiir nicht
zielfiihrend.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE ist nicht dafiir, dass von einem Verfahren gegen straf-
fdllig gewordene Ersttdter generell abgesehen wird. Gleichwohl
setzt DIE LINKE auf soziales und gesellschaftliches Engagement
insbesondere von jugendlichen Straftdterinnen. Grundsdtzlich
gilt: Pravention vor Strafe. Jugendarbeit, Familienberatung und
Schulsozialarbeiter miissen als Trdger der Prdvention besser
ausgestattet werden.
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SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Zwarist der Ton in der Debatte um Jugendkriminalitdtin den letz-
ten Jahren sachlicher geworden. Dies d@ndert aber nichts daran,
dass die zentrale Herausforderung nach wie vor ist, wie es im
Dialog gelingen kann, Jugendkriminalitdt im Keim zu ersticken.
Der SSW begrufit ausdriicklich die Hinwendung zum Prdven-
tionsgedanken und die Einrichtung einerjugend-Task-Force durch
die Landesregierung. Aus Sicht des SSW brauchen wir keine Ver-
scharfung der Jugendstrafen. Wir brauchen viel mehr Methoden
der Sanktionierung, die nicht nur bestrafen, sondern auch neue
Lebensperspektiven aufzeigen. Denn letztlich geht es nicht nur
um Strafen, sondern auch um soziale Fragen.

Ministerium fiir Justiz, Gleichstellung und Integration des
Landes Schleswig-Holstein

Die angemessene Reaktion/Sanktion auf die Straftat eines Erst-
taters hangt in erster Linie von der Schwere des begangenen De-
likts ab. Bei schweren Delikten muss das Absehen der Durchfiih-
rung eines Strafverfahrens auch bei Ersttdtern von vornherein
ausscheiden. Auch ist zwischen erwachsenen und jugendlichen/
heranwachsenden Tdtern zu unterscheiden.

Flir erwachsene Straftdter gibt es bei Vergehen insbesondere die
Moglichkeit der Verfahrenseinstellung ohne (§ 153 StPO) oder mit
(§ 153a StPO) Auflagen und Weisungen. Letztere kénnen insbe-
sondere die Wiedergutmachung des durch die Tat verursachten
Schadens durch eine bestimmte Leistung, sonstige gemeinndt-
zige Leistungen (soziale Arbeit) oder das ernsthafte Bemiihen
um einen Ausgleich mit dem Verletzten (Tater-Opfer-Ausgleich)
sein. Wann eine Verfahrenseinstellung angezeigt ist und welche
Auflagen und Weisungen ggf. auferlegt werden, ist von den Ge-
richten zusammen mit der Staatsanwaltschaft in jedem Einzel-
fall zu entscheiden. Dabei sollte die Ableistung sozialer Arbeit
nicht grundsatzlich Vorrang haben, da eine Befriedung vielmals
insbesondere dann eintritt, wenn der Geschadigte etwa durch
Schadensersatzzahlungen wieder schadlos gestellt wird.

Im Anwendungsbereich des Jugendgerichtsgesetzes ist zundchst
zu beriicksichtigen, dass bei Jugendlichen stets der Erziehungs-

und nicht der Bestrafungsgedanke im Vordergrund steht. Ob 245
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soziale Arbeit dem Erziehungsgedanken am besten gerecht wird,
kann nicht pauschal, sondern muss in jedem Einzelfall entschei-
den werden.

Besteht Einvernehmen, dass das Strafverfahren eingestellt wer-
den kann, so wird bei leichter und mittlerer Kriminalitdt die Di-
version nach § 45 JGG durchgefiihrt. Das JGG unterscheidet zwi-
schen der folgen-, aber nicht reaktionslosen Einstellung (§ 45
Abs. 1 JGG), der Einstellung nach Durchfiithrung oder Einleitung
erzieherischer MaBnahmen (§ 45 Abs. 2 JGG) und der Einstellung
nach Durchftihrung eines formlosen jugendrichterlichen Erzie-
hungsverfahrens (§ 45 Abs. 3 JGG). Dabei bedeutet das Abse-
hen von der Verfolgung insbesondere nach § 45 Abs. 1 JGG nicht,
dass keine Reaktion auf die Straftat erfolgt. Die erzieherische
Wirkung wird bereits durch das Einleiten eines Verfahrens, eine
polizeiliche Vernehmung oder die Unterrichtung der Eltern er-
reicht.

In Schleswig-Holstein wurden Diversionsrichtlinien entwickelt,
die eine landesweit gleichférmige Diversion ermdglichen. So
ist es der Polizei aufgrund der Diversionsrichtlinien z. B. még-
lich, Normen verdeutlichende Gesprdche mit den Jugendlichen
und Heranwachsenden zu fiihren und staatliche Hilfsangebote
zu vermitteln. Die Diversionsrichtlinien haben ihr Ziel, eine zeit-
nahe angemessene erzieherische Reaktion auf Straftaten von Ju-
gendlichen und Heranwachsenden sicherzustellen, erreicht. Die
im Jahre 2006 durchgefiihrte umfangreiche Evaluation der Diver-
sionsrichtlinien hat hervorgehoben, dass mit den Diversions-
richtlinien eine Verkiirzung der Verfahrensdauer und damit eine
zeitnahe staatliche Reaktion erreicht werden konnte.

Im Jugendstrafrecht ist insbesondere auch der Tater-Opfer-Aus-
gleich (TOA) ein sinnvolles Instrument, um kriminelle Karrieren
zu verhindern. Der Verfestigung delinquenten Verhaltens kann,
da auf die Jugendlichen noch in besonderer Weise padagogisch
eingewirkt werden kann, wirksam begegnet werden. Dieses be-
legen auch europdische Studien: Jugendliche, die an einem TOA
teilgenommen haben, sind wesentlich weniger hdufig wieder
strafrechtlich in Erscheinung getreten als solche, die beispiels-
weise zu Jugendarrest oder zu gemeinniitziger Arbeit verpflichtet
worden sind.
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CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die CDU-Landesgruppe unterstiitzt eine konsequente Anwen-
dung der bestehenden gesetzlichen Regelungen durch die
Justiz.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Der Vollzug der Jugendstrafe ist seit der Foderalismusreform Sa-
che derLdnder. Aus Sicht der SPD-Bundestagsfraktionist es aber
gerade im Jugendstrafrecht besonders wichtig, dass die Tat des
Jugendlichen und das anschlieBende gerichtliche Verfahren in
einem engen zeitlichen Zusammenhang stehen. Hierfiir ist eine
gute personelle und materielle Ausstattung der Gerichte unab-
dingbare Voraussetzung. Das derzeitige gesetzliche Strafinstru-
mentarium fir jugendliche Straftdter halten wir fiir ausreichend.
Welche Manahme bei einem jugendlichen Ersttdater konkret zur
Anwendung kommt, missen die zustdndigen Gerichte bei jewei-
liger Priifung und Abwdgung des Einzelfalls entscheiden.

(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, fiir die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Wirwollen das Bestrafungssystem reformieren. Auch wenn es un-
bequem ist, sich manchmal gegen eine von Massenmedien auf-
gepeitschte Stimmung zu behaupten: Wir stehen zum Grundsatz
der Resozialisierung. Kriminelle Handlungen gehdren bestraft,
aber der Gemeinschaft ist mehr damit gedient, straffadllig ge-
wordene Menschen wieder in die Gesellschaft zuriickzufiihren,
statt sie einfach nur wegzusperren. In vielen Féllen gibt es intel-
ligentere Losungen als Haft. Besonders kurze Haftstrafen sollten
durch gemeinniitzige Arbeit ersetzt werden konnen. Doch der
beste Ansatz zur Verhinderung von Verbrechen ist die Pravention
im sozialen Umfeld. Daher bend&tigen wir endlich eine nationale
Praventionsstrategie, die soziale und 6konomische Aspekte mit
beriicksichtigt und dort womdoglich Repressionen uberfliissig
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macht. Einrichtungen der Opferhilfe wollen wir stdarken und die
Entschddigung fiir Opfer von Gewalttaten weiter verbessern.

32. Freiwilliges Soziales Jahr stirken und ausweiten
JiL 24/34

Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, das Freiwil-
lige Soziale Jahr (gerade im Hinblick auf ein mdgliches Ausset-
zen der Wehrpflicht) gezielt zu unterstiitzen und auszuweiten.
Hierbei sollte ein besonderes Augenmerk auf die Mdglichkeit
des Freiwilligen Politischen Jahrs und des Freiwilligen Okono-
mischen Jahrs in Schleswig-Holstein selbst gelegt werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die CDU setzt sich dafiir ein, dass mindestens 50% der Mittel,
die durch die Verkiirzung des Zivildienstes eingespart werden,
unter anderem in die Starkung der Jugendfreiwilligendienste in-
vestiert werden. Die CDU hat die Landesregierung aufgefordert,
die Einfihrung eines Freiwilligen Politischen Jahrs zu priifen und
ein mogliches Konzept zu entwickeln.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Jugendfreiwilligendienste sind eine besondere Form des biirger-
schaftlichen Engagements. Sie eréffnen jungen Menschen die
Chance personlicher und beruflicher Orientierung. Sie ermég-
lichen neue Lernerfahrungen, vermitteln fachliche, soziale und
interkulturelle Fahigkeiten. Sie starken Selbstdndigkeit, Selbst-
bewusstsein sowie Verantwortungsbewusstsein. Die SPD will
daher, dass jedem Schulabgdnger und jeder Schulabgdngerin,
der oder die ein FSJ oder ein FOJ leisten will, ein Platz angeboten
werden kann. Dazu miissen die Jugendfreiwilligendienste quali-
tativ und quantitativ weiter ausgebaut werden. Wir fordern, die
durch die Einsparungen beim Zivildienst frei werdenden Mittel in
die bereits vorhandene Freiwilligendienste-Infrastruktur zu in-
vestieren.
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Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die Stdrkung freiwilligen Engagements ist eine Kernforderung li-
beraler Politik. Die FDP hat sich immer gegen Zwangsdienste und
fur Freiwilligkeit ausgesprochen und sich seit iber zehn Jahren
fir die Aussetzung der Wehrpflicht eingesetzt. Mit der Ausset-
zung dieses Pflichtdienstes ist nun ein historischer Erfolg gelun-
gen. Als Konsequenz daraus miissen die erfolgreichen Freiwilli-
gendienste, wie das Freiwillige Soziale Jahr oder das Freiwillige
Okologische Jahr, weiter gestdrkt werden. Zusammen mit un-
serem Koalitionspartner ist die FDP-Fraktion in diesem Bereich
initiativ geworden und hat einen entsprechenden Antrag verab-
schiedet. Daraufhin hat sich die Landesregierung auf Bundese-
bene fiir die Starkung der Freiwilligendienste eingesetzt. Wich-
tige Eckpunkte sind die nachhaltige Férderung und Stdrkung der
Jugendfreiwilligendienste, der Verbleib der Zustandigkeit fiir die
Trdagerzulassung bei den Landern, eine gleichwertige Bundes-
forderung aller FS)- und FOJ-Bereiche mit einheitlich 200 Euro
sowie die Einbeziehung aller, auch kleinerer Trdager, in die For-
derung der Jugendfreiwilligendienste. Im Bundesrat wurde ein
Beschluss, der dieses aufgreift, mit den Stimmen Schleswig-
Holsteins gefasst. Das neue Freiwilligendienstgesamtkonzept
der Bundesregierung sieht auch bereits das Aufwachsen der For-
derung auf 200 Euro vor.

Auf Landesebene ist es trotz der notwendigen Haushaltskonso-
lidierung gelungen, die Zahl der FS)-Pldtze bei leichter Absen-
kung der Forderung von 1.300 auf 1.200 Euro zu halten. Eine wei-
tere Reduzierung ist nicht geplant. Weiterhin wird die Einfiihrung
eines eigenstdandigen Themenfeldes , Politik”“ im Bereich der Ju-
gendfreiwilligendienste derzeit von Seiten der Landesregierung
geprift.

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Das Land Schleswig-Holstein fordert mehr als 700 Pldtze im Frei-
willigen Sozialen Jahr. Nur ein Bruchteil hiervon wird in den Be-
reichen Kultur und Sport angeboten. Ein Freiwilliges Jahr Politik

oder Demokratie gibt es bisher in Schleswig-Holstein nicht, ob- 249
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wohl der Landtag schon 2009 seine grundsdtzliche Unterstit-
zung bekundet hat. Die amtierende Landesregierung hat mit
einer Kiirzung der Forderung fiir das FS) um 100.000 Euro den
Riickwdrtsgang eingeschlagen. Wir Griine halten das fiir falsch
und haben mit unseren Antragen zum Doppelhaushalt 2011/12
versucht, dies zu verhindern. Die Gesellschaft braucht nicht we-
niger, sondern mehr Unterstiitzung fiir das freiwillige Engage-
ment. Gerade angesichts der Aussetzung des Wehrdienstes for-
dern wird eine komplette Neuordnung der Freiwilligendienste mit
gerechten Rahmenbedingungen fiir alle Einsatzbereiche.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

DIE LINKE will Freiwilligendienste starker fordern. Dabei ist auch
darauf zu achten, dass die Freiwilligen eine Vergiitung erhalten,
die zum Leben reicht und keine reguldren Arbeitspldtze durch
Freiwillige ersetzt werden. DIE LINKE hat die Kiirzungen beim FO)J
im Landtag abgelehnt.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Der SSW hat sich in der Vergangenheit immer fiir einen Aus-
bau der Stellen im schleswig-holsteinischen Jugendfreiwilli-
gendienst eingesetzt. Mit Blick auf das Freiwillige Soziale Jahr
kann sich der SSW der Forderung nach einer Starkung voll und
ganz anschliefen. Denn die Einsatzstellen profitieren von oft-
mals hoch motivierten und engagierten Freiwilligen und die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer machen wichtige Erfahrungen
fir den Einstieg in Beruf oder Studium. Nicht zuletzt durch die
Aussetzung der Wehrpflicht sind finanzielle Mittel frei gewor-
den, die nach unserer Auffassung dringend fiir die Starkung der
Freiwilligendienste genutzt werden miissen. Angesichts der zu
befiirchtenden Uberlastung der Bildungsinstitutionen und des
Arbeitsmarkts muss in der Tat auch Uber eine Ausweitung der
Freiwilligendienste auf weitere Sektoren nachgedacht werden.

Ministerium fiir Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes
Schleswig-Holstein

Die Schaffung von FSJ-Pldtzen liegt nicht im Regelungsbereich
der Landesregierung. Allerdings werden die Trdger durch eine
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freiwillige finanzielle Forderung durch das Land unterstiitzt.
Eine Erhohung der Fordersumme fiir das FSJ) ist im Rahmen der
Haushaltskonsolidierung nicht méglich.

Neben den Freiwilligendienste FSJ und FOJ wird durch die Bun-
desregierung ein neuer Freiwilligendienst eingefiihrt, der sog.
Bundesfreiwilligendienst (BFD), damit auch zukiinftig méglichst
viele Menschen durch soziales Engagement positive Erfah-
rungen sammeln kénnen. Als Einsatzorte fiir den BFD kommen
neben den bestehenden Platzen (alle Zivildienstpldtze sind BFD-
Pldatze), auch gemeinwohlorientierte Einrichtungen, insbesonde-
re in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, einschlieBlich
der Einrichtungen fiir aufSerschulische Jugendbildung und fiir Ju-
gendarbeit, in Einrichtungen der Wohlfahrts-, Gesundheits- und
Altenpflege, derBehindertenhilfe, der Kulturund Denkmalpflege,
des Sports, der Integration, des Zivil- und Katastrophenschutzes
und in Einrichtungen, die im Bereich des Umweltschutzes ein-
schlieBBlich des Naturschutzes und der Bildung zur Nachhaltig-
keit tdtig sind, in Frage.

Generell begriufit die Landesregierung, dass die Bundesregie-
rung das Ehrenamt stdarken wird, wozu der geplante BFD sicher
beitragen wird. Sie wird sich weiterhin dafiir einsetzen, dass der
neue Freiwilligendienst und die bisherigen etablierten Dienste
gleichgestellt werden.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Im Koalitionsvertrag haben sich CDU und FDP klar zu den Freiwil-
ligendiensten und ihrem Ausbau bekannt. Der Bund hat deshalb
bereits 2010 die Freiwilligendienste mit einer Million Euro mehr
bezuschusst als 2009. Im Haushalt 2011 sind sogar 4,5 Millionen
Euro mehr eingeplant. Damit haben wir ein wichtiges Signal fir
die Zukunft der Freiwilligendienste gesetzt.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Beziiglich einer Starkung der bestehenden Jugendfreiwilligen-
dienste rennt das Jugendparlament bei der SPD-Bundestags-
fraktion offene Tiiren ein. Insbesondere im Hinblick auf die Aus-
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setzung des Wehr- und Zivildienstes hatten wir einen massiven
Ausbau von FS) und FOJ gefordert. Leider plant die Bundesregie-
rung nun mit einem Teil der Mittel aus dem Zivildiensthaushalt
einen neuen Bundesfreiwilligendienst einzufiihren und damit
Doppelstrukturen zu etablieren. Da unsere Antrdage zur Starkung
der Jugendfreiwilligendienste im letzten Jahr abgelehnt wurden
und eine Einfilhrung des Bundesfreiwilligendienstes absehbar
ist, wird sich die SPD-Bundestagsfraktion konstruktiv an der
Gestaltung des Bundesfreiwilligendienstes beteiligen. Es wird
vor allem darauf zu achten sein, dass dies kein Dienst fiir ,,billi-
ge“ Arbeitskrédfte wird und vor allem die Jugendlichen von solch
einem Dienst profitieren, bspw. durch eine umfassende und an-
gemessene pddagogische Begleitung.

(Sonke Rix, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein, SPD-
Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Eine lebendige Gesellschaft braucht Einmischung, Kreativitat
und Beteiligung. Jugendfreiwilligendienste sind wichtige Ein-
stiegsmoglichkeiten in eine engagierte Biographie, geben Orien-
tierung in einer wichtigen Lebensphase und vermitteln soziale,
O0kologische und kulturelle Fahigkeiten. Die Nachfrage uber-
steigt das Angebot bei weitem. Deshalb wollen wir die Anzahl an
Freiwilligendienstpldtzen mehr als verdoppeln und es qualitativ
weiter verbessern. Neben dem quantitativen und qualitativen
Ausbau ist es uns wichtig, Planungs- und Rechtssicherheit fir
die Trdger und Einsatzstellen beziiglich der Umsatzsteuerpflicht
zu erreichen. Dariiber hinaus muss deutlich mehr fiir die Aner-
kennung und Werbung der Freiwilligendienste getan werden. Ins-
besondere miissen benachteiligte junge Menschen besser an-
gesprochen werden, damit auch sie die Chance bekommen, die
wertvolle Erfahrung eines Freiwilligendienstes zu machen.

33. Mehr Forderung fiir das Freiwillige Okologische Jahr (FO))
JiL 24/56 NEU

Der Landtag Schleswig Holstein wird aufgefordert, das Freiwilli-

ge Okologische Jahr (FOJ) und somit die informelle Bildung und
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das Engagement fiir Gesellschaft und Umwelt mehr zu férdern.
Es sollten wesentlich mehr Einsatzstellen ermdglicht werden,
anstatt dass bereits vorhandene Stellen durch die Kiirzung der
finanziellen Mittel wegfallen miissen.

Wir fordern vom Land Schleswig Holstein den Ausbau oder min-
destens den Erhalt von 150 FOJ-Plitzen und erwarten, dass auch
im Rahmen der Neuordnung der Freiwilligendienste die Finanzie-
rung durch Bund und Land gewdhrleistet wird.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Auch die CDU misst dem Freiwilligen Okologischen Jahr heraus-
ragende Bedeutung zu. Schleswig-Holstein hat aber Jahrzehnte
liber seine finanziellen Verhaltnisse gelebt und das auf Kosten
zukiinftiger Generationen.

Zu den von der Landesregierung eingeleiteten Einsparungen gibt
es keine Alternative. Dennoch ist es gelungen, iiber 140 der ur-
spriinglich 153 FOJ-Plédtze in Schleswig-Holstein aufrechtzu erhal-
ten. Damit liegt unser Land, gemessen an der Bevolkerungszahl,
bundesweit sogar an der Spitze. Zudem liegen die eingesetzten
Landesmittel pro Platz — auch nach der Kiirzung — immer noch
deutlich tiber dem Bundesdurchschnitt. Erstmalig wird versucht,
iber Sponsoring zusitzliche FOJ-Pldtze zu gewinnen. Dass nach
einer Anlaufphase irgendwann sogar mehr als 150 FOJ-Plétze da-
bei moglich sind, ist nicht ausgeschlossen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Beim FOJ und auch bei den anderen Jugendfreiwilligendiensten
engagieren sichjunge Menschen, dieam Beginn ihrerberuflichen
Laufbahn stehen, und dieses freiwillige Engagement legt in vie-
len Fdllen den Grundstein fiir spatere, lebenslange ehrenamt-
liche Aktivitdten zum Wohl der Gemeinschaft. Deshalb sollten
wir diese Dienste nicht schwdchen, sondern vielmehr stdarken
und ausbauen. Die SPD-Landtagsfraktion hat sich gegen die
Kirzungen der Landesregierung beim FOJ in Schleswig-Holstein
stark gemacht. Wir wissen, dass die FOJ-ler wertvolle Beitridge
zum Schutz von Natur und Umwelt, in der Bildung fiir nachhal-
tige Entwicklung und Umweltbildung leisten. Daher fordern wir,
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Mittel gezielt fiir den Ausbau der Jugendfreiwilligendienste den
Landern zur Verfligung gestellt werden.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion hédlt die Anpassung der Anzahl der Pldtze und
der Hohe der Vergiitung an den Bundesdurchschnitt fur richtig.
Die FDP-Fraktion hat aber auch ein Interesse daran, die derzei-
tige Anzahl der Platze auch in Zukunft zu gewahrleisten. Ein wei-
terer Ausbau des FOJ ist in den néchsten Jahren aus finanziellen
Griinden jedoch nicht moglich.

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Wir sind ebenfalls gegen die Kiirzungen, die die jetzige Landes-
regierung beim FOJ vorgenommen hat. In unserem Antrag zum
Doppelhaushalt 2011/2012 haben wir gefordert, die Mittel fir
das FOJ nicht zu kiirzen. Hier spart die Landesregierung eindeu-
tig am falschen Ende. Sie saniert ihren Haushalt auf Kosten des
O0kologischen und sozialen Engagements junger Menschen. Da-
mit nimmt sie ihnen die Perspektive sich zu engagieren, die Még-
lichkeit im Natur- und Umweltschutz zu arbeiten und praktische
Erfahrungen zu sammeln, die der Berufsorientierung dienen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe Antwort 32. Freiwilliges Soziales Jahr starken und auswei-
ten

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Stiarkung des Freiwilligen Okologischen Jahres hilt der SSW
fiir eine sehr wichtige Aufgabe. Zwar haben wir uns noch im Zu-
sammenhang mit dem Doppelhaushalt 2007-2008 erfolgreich fiir
eine hohere Forderung des Freiwilligen Okologischen Jahres ein-
setzen kdonnen. In deraktuellen Finanzlage und durch die Schwer-
punktsetzung der regierungstragenden Fraktionen von CDU und
FDP, scheint ein Ausbau jedoch in weite Ferne zu riicken. Trotz
dieser Bedingungen haben wir uns fiir den Erhalt der bisherigen
150 Stellen ausgesprochen, da auch das FOJ eine groBe Chan-
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ce fiirdie Personlichkeitsforderung, Berufswahlorientierung und
das verantwortungsbewusste Handeln junger Menschen bietet.

Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt, ldndliche Rdume des
Landes Schleswig-Holstein

Trotz der wegen der Haushaltssituation des Landes notwendigen
Kiirzung der Landeszuwendung fiir das FOJ strebt die Landesre-
gierung nach wie vor eine Anzahl von 150 Pldtzen je Jahrgang
an, denn die Forderung des Engagements junger Menschen fiir
Gesellschaft und Umwelt bleibt ein besonderes Anliegen. Das
MLUR unterstiitzt daher die beiden in Schleswig-Holstein tati-
gen Trdger aktiv dabei, weitere, finanziell leistungsfahige Ein-
satzstellen zu gewinnen und Sponsorengelder einzuwerben. Zu
bedenken ist auferdem, dass die eingesetzten Landesmittel je
Platz auch nach der Kiirzung immer noch deutlich iber dem Bun-
desdurchschnitt liegen.

Hinweis des MLUR:

Angesichts der prekdren Haushaltslage des Landes ist eine An-
hebung der Landesférderung derzeit nicht vorgesehen, aller-
dings bemiiht sich das MLUR engagiert um eine anderweitige
Kompensation (wie aus der Antwort zu Antrag Nr. 33 ersichtlich),
gerade weil die Landesregierung die fiir unsere Gesellschaft so
wichtigen Ziele der Jugendfreiwilligendienste auch weiterhin un-
terstiitzen mochte.

Dariiber hinaus soll nach einem Wegfall des Zivildienstes das
bisherige Einsatzfeld Umwelt- und Naturschutz auch in einem
kiinftigen Bundesfreiwilligendienst erhalten bleiben, so dass
junge Menschen bei einer durchaus dhnlichen Zielsetzung auch
in diesem neuen Dienst die Méglichkeit hatten, sich einzubrin-
gen und personliche Kompetenzen zu entwickeln.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Siehe Antwort 32. Freiwilliges Soziales Jahr stdrken und auswei-
ten
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SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die Kiirzung der Landesmittel fiir das FOJ in Schleswig-Holstein
muss zuriickgenommen werden. Gerade in Schleswig-Holstein
hat das FOJ eine lange und erfolgreiche Tradition, die weiterhin
gepflegt und gefordert werden muss. Der Bund hat die Zuschis-
se zur pddagogischen Begleitung erhdht, jetztist das Land in der
Pflicht, die bisherigen Platze zu erhalten.

(Sonke Rix, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein, SPD-
Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag
Hierzu wurde keine Stellungnahme abgegeben

34. Crash-Test-Autos und Schrottautos fiir Feuerwehrausbil-
dung JiL 24/52
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert, sich fiir Feu-
erwehren (nicht nur fiir Berufs- und Werksfeuerwehren) einzu-
setzen, damit ihnen die Moglichkeit gegeben wird, Schrott- und/
oder Crash-Test-Autos fiir die Aus- und Weiterbildung nutzen zu
kénnen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Es sind derzeit keine grundsdtzlichen rechtlichen Hirden in
Schleswig-Holstein vorhanden, die freiwillige Feuerwehren da-
ran hindern, sich Schrott- oder Crashtest-Autos fiir die Aus- und
Weiterbildung zu beschaffen. Der Gebrauch dieser Méglichkeit
obliegt allerdings den freiwilligen Feuerwehren selbst.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die einzige Moglichkeit zur Erfiillung dieser Forderung von ,,Ju-
gend im Landtag” sehen wir darin, dass wir uns auch weiterhin
sowohl auf Landes- als auch auf kommunaler Ebene fiir die Fi-
nanzierung einer angemessenen Ausstattung, Ausriistung und
Ausbildung der Feuerwehren einsetzen werden.
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Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Die FDP-Fraktion setzt sich fiir den Erhalt und die Starkung der
Freiwilligen Feuerwehren in der Flache ein. Dabei ist den verdn-
derten Lebens- und Arbeitsbedingungen ebenso wie dem demo-
graphischen Wandel Rechnung zu tragen. Eine effektive Gefah-
renabwehrund einwirkungsvoller Katastrophenschutz verlangen
die Nutzungaller Ressourcen, wozu auch die zu begriiBende, aber
freiwillige Bereitstellung von Schrottautos gehort, unter einer
professionellen Fiihrung. Die FDP-Fraktion sieht hier allgemein
die Notwendigkeit einer verbesserten Rechtsgrundlage mit der
Festlegung eindeutiger Strukturen und Verantwortungen. Aus-
driicklich bekennt sich die FDP zur Forderung des Ehrenamtes in
allen beim Katastrophenschutz mitwirkenden Organisationen.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Die Ausbildung und Arbeit in den Feuerwehren ist eine wichtige
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Um im Einsatz bei Verkehrs-
unféllen gut ausgebildet zu sein, ist es unerldsslich, Ubungen an
echten Autos vorzunehmen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit diesem Thema wird sich DIE LINKE noch beschaftigen.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Inwieweit die Forderung des Jugendparlamentes fiir alle Freiwil-
ligen Feuerwehren des Landes umsetzbar ist, ist nach unserer
Auffassung fraglich. Nicht alle Freiwilligen Feuerwehren sind fir
Einsdtze bei Verkehrsunfdllen ausgestattet, da sie nicht tiber die
entsprechende Ausriistung verfligen. Fiir die Feuerwehren, die
fir derartige Spezialeinsdtze herangezogen werden, erscheint
diese Forderung jedoch durchaus angebracht.

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Das Feuerwehrwesen ist eine Angelegenheit der kommunalen

Selbstverwaltung. Die Ausbildung der Feuerwehren nach der 257
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Feuerwehrdienstvorschrift FwDV2 erfolgt — mit Ausnahme der
Fihrungsausbildung — auf Standort- und Kreisebene und wird
durch die ortlichen Feuerwehren bzw. die Kreisfeuerwehrver-
bande selbst organisiert. Weder der Landtag noch das Innen-
ministerium haben Zugriff auf Schrott- oder Crashfahrzeuge,
um den Feuerwehren diese zu Ubungszwecken zur Verfiigung zu
stellen. Es obliegt dagegen den fiir die Ausbildung in den Feu-
erwehren verantwortlichen Personen, solche Fahrzeuge ggf. im
Kfz-Handel oder bei ortlichen Autoverwertern zu besorgen. Von
dieser Moglichkeit wird landesweit Gebrauch gemacht. Hinwei-
se der Stadt- und Kreiswehrfiihrer als Ansprechpartner des In-
nenministeriums, dass aufgrund fehlender Ubungsobjekte keine
Ausbildung durchgefiihrt werden konnte, liegen hier nicht vor.
Im Ubrigen setzt sich das Land ,nicht nur fiir Berufs- und Werks-
feuerwehren“ ein, sondern richtet sein Hauptaugenmerk darauf,
die Selbstverwaltungsaufgabe Feuerwehrwesen — inshesondere
im Bereich der Freiwilligen Feuerwehren — durch vielfdltige Maf3-
nahmen zu unterstiitzen (Férderung aus Mitteln der Feuerschutz-
steuer, Unterhalt einer Landesfeuerwehrschule, Erarbeitung von
Lehr- und Unterrichtsmitteln usw.).

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die Aus- und Fortbildung von ehrenamtlich Tdtigen in den Frei-
willigen Feuerwehren ist von hoher Wichtigkeit, nicht nur fir
den Brandschutz, sondern auch fiir Einsdtze im Bereich der
technischen Hilfe im Straenverkehr, gerade in einem Fldchen-
land wie Schleswig-Holstein. Zwar ist nur ein bestimmter Pro-
zentsatz der Freiwilligen Feuerwehren fiir das Retten aus ver-
unfallten Kraftfahrzeugen zustandig, die dort Dienst leistenden
Feuerwehrleute miissen selbstverstandlich bestmdglich ausge-
bildet werden. Gerade bei technischen Fortentwicklungen ware
ein Zurverfiigungstellen neuer Testfahrzeuge durch die Her-
steller zwecks Ubung wiinschenswert. An technisch veralteten
Schrottautos zu iiben, ldsst nur anteilig sinnvolle Ubungen zu.
Wiinschenswert ware hier eine Selbstverpflichtung der Automo-
bilindustrie und/oder des Kfz-Gewerbes, den Feuerwehren aus-
reichend Ubungsobjekte in aktuellem technischen Zustand zur
Verfligung zu stellen. Realistisch betrachtet diirfte dies bei der
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Menge der mit diesen Aufgaben betrauten Feuerwehren allein
in Deutschland jedoch nicht moglich sein, wenngleich die Auto-
mobilindustrie ein Interesse daran haben sollte, dass sich ihre
Produkte bei Unfdllen nicht als Todesfalle herausstellen. Weiter-
hin sollte die Industrie alle sog. ,Hilfeleistungswehren“ mit sog.
»Sicherheitskarten® ausstatten und darauf umfassend liber die
bestmdglichen Ansatzpunkte informieren, an denen die Berge-
gerdte der Feuerwehr im Einsatzfall angesetzt werden kdénnen,
ohne Gesundheit und Leben der Verunfallten zu gefdhrden. Als
gute Beispiele seien hier die im letzten Jahr vom ADAC einge-
fiihrten Rettungskarten genannt. Des Weiteren wird auf tiberre-
gionale Schulungsveranstaltungen wie z. B. dem ,,Rescue-Day“
und aktuelles Schulungsmaterial einschldgiger Hersteller von
Rettungsgerdten verwiesen. Letzteres kann zum Beispiel kosten-
los von allen Wehren in Schleswig-Holstein beim Landesfeuer-
wehrverband Schleswig-Holstein ausgeliehen werden.

(Bettina Hagedorn, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Hol-
stein, SPD-Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Die Feuerwehr iibernimmt eine wichtige gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, wenn Sie Menschen, egal ob hauptberuflich oder eh-
renamtlich, in der Rettung anderer ausbildet. Um Gefahrensitua-
tionen moglichst real nachstellen zu kénnen, ist der Einsatz von
realen Fahrzeugen unverzichtbar.

35. Jugendkriminalitdt aktiv bekdmpfen JiL 24/64
Der Landtag des Landes Schleswig-Holstein wird aufgefordert,
sich auf Bundesebene fiir das Schaffen einer Mdglichkeit ein-
zusetzen, auch Jugendliche im Alter von 12 bis 14 Jahren fiir
schwere oder hdufig auftretende Straftaten zur Verantwor-
tung zu ziehen und ihnen durch angemessene Maf3nahmen neue
Perspektiven zu geben.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
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Eine Anderung des Jugendstrafrechts kann das Land Schleswig-
Holstein iber den Bundesrat anregen, die abschliefende Ent-
scheidung trifft aber stets der Bundestag.

Auf Grund des gesellschaftlichen Wandels ist eine maRvolle An-
derung des Jugendstrafrechts — in einzelnen Punkten — nach
Auffassung der CDU-Fraktion ebenso angezeigt, wie die konse-
quente gerichtliche Anwendung der bereits bestehenden Erzie-
hungs- und Sanktionsmoglichkeiten.

Durchaus sollte dabei auch der Umgang mit Tdatern aus der Al-
tersgruppe von 12 — 14 Jahren zumindest iiberdacht werden, weil
in dieser Altersgruppe Problemfelder entstanden sind, die es bei
Einfihrung des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) in der heutigen
Form so noch nicht gab. Ein Schwerpunkt méglicher Rechtsdande-
rungen kann bei dieser jungen Altersgruppe aber nicht allein auf
Sanktionen liegen. Vorrangig werden die Sicherheit der Bevdlke-
rung, der Erziehungsgedanke sowie die Hilfestellung zur Besse-
rung Beachtung finden miissen. Dies schliet es nicht aus — in
extremen Hdrtefdllen — auch junge Tdter aus ihrem gewohnten
Umfeld herauszunehmen, wenn ihnen anders eine positive und
konstruktive Entwicklung nicht mehr ermdglicht werden kann.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die SPD-Landtagsfraktion lehnt eine Herabsetzung des Alters
der Strafmiindigkeit oder Sanktionen gegen Kinder entschie-
den ab! Nach der absolut iberwiegenden Auffassung der Fach-
leute sind strafrechtliche Sanktionen oder Manahmen mit Ver-
geltungscharakter nicht geeignet, auf delinquente Kinder unter
14 Jahren positiv einzuwirken. Nach unserer Uberzeugung ist es
Aufgabe der Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe der Lan-
derund nicht der Justizbehdrden, auf die Lebensumstdnde straf-
falliger Kinder einzuwirken und hierftir die Instrumente des Ju-
gendhilferechts anzuwenden.

Gemeinsame Stellungnahme FDP-Landtagsfraktion/FDP-
Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag

Fir die FDP-Fraktion kommt eine Absenkung des Strafmiindig-
keitsalters nichtin Frage. Die Strafmiindigkeitsgrenze von 14 Jah-
ren ist kein Zufall, denn es ist die Lebensphase des Ubergangs
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zur Fahigkeit, abstrakt zu denken und Folgen einer Handlung ab-
zusehen. Strafrecht ist die letzte mogliche Antwort auf Jugend-
kriminalitdt, und leider hat sie erwiesenermaen die geringste
Wirkung. Gegen eine Herabsetzung des Strafmiindigkeitsalters
spricht zudem die zunehmende Diskrepanz zwischen sozialer
und kérperlicher Entwicklung. AuBerlich wirken Jugendliche im-
mer dlter, aber die Reife im strafrechtlichen Sinn driickt sich da-
durch aus, dass Jugendliche die Tragweite ihrer Handlungen erst
ab 14-15 Jahren abschdtzen kdnnen.

Die Bekampfung der Jugendkriminalitdt muss nach Meinung der
FDP-Fraktion auf anderen Ebenen ansetzen: Erstens auf gesell-
schaftlicher Ebene durch Senkung der Jugendarbeitslosigkeit
und durch den Kampf gegen die zunehmende Armut. Auf zweiter
Ebene miissen verstdrkt pddagogische Prdaventionsmafinahmen
in der Schule angesetzt werden. Auf dritter Ebene ist die Justiz
gefragt, endlich die bestehenden gesetzlichen Moglichkeiten
konsequent anzuwenden. Vor diesem Hintergrund hat der Land-
tag bereits im Mdrz 2010 mit der Mehrheit der Stimmen von
CDU/FDP die Schaffung einer Jugend-Task-Force zur aktiven Be-
kdampfung der Jugendkriminalitdt beschlossen. Mit diesem in-
terdisziplindr zusammengesetzten Expertengremium, das sei-
ne Arbeit als Stdndige Arbeitsgruppe beim Rat fir Kriminalitats-
verhitung bereits aufgenommen hat, soll die Zusammenarbeit
zwischen Sozialarbeit, Schule, Polizei und Justiz verbessert wer-
den. Noch im Laufe des ersten Halbjahres 2011 wird ein zweiter
Berichtsteil der Arbeitsgruppe vorgelegt werden, der die Arbeit
der Jugend-Task-Force ndaher beschreibt und ein Programm zur
Optimierung der Bekdmpfung der Jugendkriminalitat vorlegt.

Fraktion BUNDNIS 9o/DIE GRUNEN im Schleswig-Holsteinischen
Landtag

Biindnis 9o/Die Griinen halten an der bestehenden Strafmiindig-
keit fest. Wir beteiligen uns nicht an den populistischen Forde-
rungen nach schnelleren, héarteren und fritheren Strafen, son-
dern setzten auf Prdvention und eine offene Gesellschaft. Das
Jugendstrafrecht ist nicht milder als das Erwachsenenstrafrecht,
sondern anders. Es ahndet und siihnt nicht vorrangig, sondern

261



STELLUNGNAHMEN

262

leitet an, fiihrt und gestaltet und erzielt damit im Ergebnis bes-
sere Erfolge in der Resozialisierung.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Die Herabsetzung des Alters der Strafmindigkeit auf 12 Jahre
lehnt DIE LINKE ab. Schon heute kann das Jugendamt auch bei
unter 14-jdhrigen Konsequenzen ergreifen, wenn diese straffal-
lig werden. Jungen Menschen muss eine Perspektive erdffnet
und sie missen in die Gesellschaft integriert werden.

DIE LINKE setzt auf Pravention und will Familienberatungsstellen
starker fordern sowie das Personal bei den Jugendamtern auf-
stocken.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag

Sowohl die UN-Kinderrechtskonvention (Art. 40) als auch das
deutsche Strafrecht setzen die Strafmiindigkeit auf 14 Jahre fest,
weshalb es keine Strafverfolgung von Kindern unter 14 Jahren
geben kann und sollte. Aus Sicht des SSW gibt es keine Defizi-
te im Jugendstrafrecht und die bisherigen Sanktionsinstrumente
sind so vielfdltig, dass differenziert auf die einzelnen Taterinnen
und Tdter sowie Taten eingegangen werden kann. Wenn es -
Defizite gibt, dann in der Anwendung der bestehenden Mdglich-
keiten, was allerdings zuerst auf die finanziellen Rahmenbedin-
gungen zurlickzufiihren ist. Taterinnen und Tdtern unter 14 Jah-
ren sollte aus Sicht des SSW vielfdltige Unterstiitzung gewdhrt
werden. Einsperren kann aber nicht das Ziel sein.

Ministerium fiir Justiz, Gleichstellung und Integration des
Landes Schleswig-Holstein

Fiir eine Herabsetzung der — bereits seit 1923 geltenden — Straf-
mindigkeitsgrenze von vierzehn auf zwolf Jahre gibt es keine
durchgreifende Veranlassung.

Zwar wird in den Medien immer wieder tiber Einzelfdlle strafun-
mindiger, meist mannlicher Jugendlicher berichtet, die wieder-
holt — zum Teil auch schwere — Taten in dem Wissen begehen,
dass sie strafrechtlich noch nicht zur Verantwortung gezogen
werden konnen. Es gibt aber keine reprdsentative wissenschaft-
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liche Untersuchung, dass heutzutage Zwolf- oder Dreizehnjdh-
rige ,strafmiindiger” wdren als ihre Altersgenossen vor zehn
oder zwanzig Jahren. Damit fehlt es bereits an einer belastbaren
Grundlage, dass es geboten wdre, von der jetzigen Regelung ab-
zuweichen. Entscheidend fiir die Anwendung des Jugendstraf-
rechts ist und muss daher bleiben, dass der jeweils einzeln zu
beurteilende junge Mensch bei seinen Taten die Einsicht hat-
te, strafbares Unrecht zu verwirklichen, und vor allem, ob seine
Steuerungsfdahigkeit, nach dieser Einsicht auch unter den ganz
konkreten Umstanden des Vortatgeschehens und dann der Tatsi-
tuation selbst zu handeln, hinreichend ausgebildet war.
Betrachtet man zudem die Gesetzeslage in groflerem Rahmen,
dann bieten das Polizeirecht, das Ordnungsrecht, das Delikts-
recht, das Familienrecht sowie vor allem das Kinder- und Ju-
gendhilferecht etliche Einflussmoglichkeiten, um auf auffdllige
Jugendliche unter vierzehn Jahren auch deutlich zu reagieren.
Dabei miissen insbesondere die Ursachen fiir das Verhalten der
Jugendlichen aufgekldart und angemessen auf sie reagiert wer-
den. Diese Instrumentarien sind in zahlreichen Fédllen duerst er-
folgreich, ohne dass eine 6ffentliche Wahrnehmung — im Gegen-
satz zu den oben genannten Einzelfdllen bewusster Ausnutzung
der Strafunmiindigkeit — stattfindet.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Die CDU-Landesgruppe ist gegen eine Absenkung der Strafmiin-
digkeit. Vielmehr brauchen die Kinder Erziehung und eine Be-
treuung mit Perspektive. Im schlimmsten Fall fihrt die Absen-
kung der Strafmiindigkeit dazu, dass gezielt Kinder unter 12
Jahren zum Begehen von Straftaten missbraucht werden.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag

Prdavention stdrken, Tater schneller bestrafen und Rickfall-
quoten senken — das sind die wichtigsten Mainahmen zur Be-
kdmpfung der Jugendkriminalitdt. Die Formel: Hartere Strafen
gleich hohere Abschreckung gleich weniger Straftaten ist falsch.
Wir brauchen ein starkes soziales Netz, bessere Integration und
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polizeiliche Pravention. Nach unserer Uberzeugung muss Haupt-
ziel aller rechtspolitischen Mafinahmen die Vorbeugung von
Straftaten, die schnellere Verurteilung von Straftdtern und die
Reduzierung der Riickfallquoten jugendlicher Straftdter sein.
Die Einflihrung des sog. Warnschussarrestes, die regelmafiige
Anwendung des Erwachsenenstrafrechts auf Heranwachsende,
die Absenkung der Strafmiindigkeitsschwelle bei Kindern und
die Anhebung der Obergrenze fiir schwerste Straftaten im Ju-
gendstrafrecht von zehn auf 15 Jahre werden deshalb auch von
der weit Uberwiegenden Mehrheit der Fachoffentlichkeit abge-
lehnt.

Wir brauchen dariiber hinaus fiir den reguldren Jugendstrafvoll-
zug eine Verstarkung von Qualifizierungs- und berufshildenden
Mafinahmen.

(Sonke Rix, MdB, fiir die Landesgruppe Schleswig-Holstein, SPD-
Bundestagsfraktion)

Biindnis 9o/Die Griinen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im
Deutschen Bundestag

Bei Jugendlichen und Heranwachsenden beharren wir auf dem
Vorrang der Erziehung vor der Bestrafung. Wir wollen die M6g-
lichkeiten des Jugendstrafrechts ausbauen und wenden uns ge-
gen alle Versuche, straffdllig gewordene Jugendliche und junge
Menschen wie Erwachsene zu behandeln.

JUGEND IM LANDTAG 2010



	Titelseite
	24. Veranstaltung "Jugend im Landtag" 2010
	Impressum

	Inhaltsverzeichnis
	Programm
	Geschäftsordnung
	Tagungspräsidium
	Teilnehmende Abgeordnete/Gäste
	Begrüssungsrede
	Landtagspräsident Torsten Geerdts

	Anträge
	Dringlichkeitsanträge
	Auszüge aus der Debatte
	Beschlüsse
	Schulpolitik
	Verkehr/Infrastruktur
	Soziales/Umwelt
	Innen und Recht/Ehrenamt

	Presseberichte
	Stellungnahmen
	zu 1. Positionierung der Landesregierung für G8 oder G9
	zu 2. Einführung des Faches LER
	zu 3. Regelmäßige Kontrolle von Lehrern an Schulen
	zu 4. Abschaffung der Profiloberstufe
	zu 5. Keine Einsparungen im Bildugnsbereich
	zu 6. Förderung der Lehreraus- und-weiterbildung
	zu 7. Keine zusätzlichen Einsparungen bei den dänischen Schulen
	zu 8. Bildungsabschluss nach Vollendung der gymnasialen Mittelstufe
	zu 9. Gleichstellung des Fachs Informatik bei der Einbringung in das Abitur
	zu 10. Zentralabitur im Fach Mathematik
	zu 11. Verkleinerung der Schulklassengröße
	zu 12. Anerkennung von Auslandsjahren
	zu 13. Übernahme der Schülerbeförderungskosten von Oberstufenschüler/innen
	zu 14. Pflicht für Rettungskarten in allen PKWs
	zu 15. Verbot des neuen Kühlmittels "1234yf"
	zu 16. Uhrzeitbegrenztes Überholverbot für LKWs auf 2-spurigen Autobahnabschnitten
	zu 17. Ökologische Ernährung für Schülerinnen und Schüler
	zu 18. Kostenloses Schulobst für Kinder
	zu 19. Aufrechterhaltung und finanzielle Unterstützung von Mädchen-/Jungentreffs
	zu 20. Eingliederung des Nachhilfesktors in die Schule
	zu 21. Zustimmungspflicht des Bundesrates bei Atomkraftlaufzeitverlängerungen
	zu 22. Verstärkte Förderung der regenerativen Energien
	zu 23. Speicher für Erneuerbare Energien
	zu 24. Verbot für Ölförderung im Wattenmeer
	zu 25. Recycling-Papier in allen öffentlichen Institutionen verwenden
	zu 26. Klare Deklarierung auf den Produkten
	zu 27. Direkte Bürgerentscheide gegen Politikverdrossenheit nutzen
	zu 28. Politische Gewalt entschieden bekämpfen
	zu 29. Positive Anrechnung von Freiwilligendiensten ...
	zu 30. Auf Organmangel reagieren
	zu 31. Konsequenteres Durchgreifen bei Ersttätern
	zu 32. Freiwilliges Soziales Jahr stärken und ausweiten
	zu 33. Mehr Förderung für das FÖJ
	zu 34. Crash-Test-Autos und Schrottautos für Feuerwehrausbildung
	zu 35. Jugendkriminalität aktiv bekämpfen


